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1 Gegenstand und Inhalt des Berichts 


1.1 Entschließung des Deutschen Bundestages 

Der Deutsche Bundestag hat am 7. Juni 1973 folgen- 
de Entschließung (Drucksache 7/644) angenommen: 

„Im Hinblick darauf, daß das Achte Gesetz zur 
Änderung des Selbstverwaltungsgesetzes vor al- 
lem zur Vereinfachung des Wahl Verfahrens 
dient, wird die Bundesregierung ersucht, bis zum 
31. Oktober 1975 zu berichten und ggf. Vorschlä- 
ge zu m<achen, wie das Selbstverwaltungsrecht 
neu geordnet werden kann. Insbesondere soll ge- 
prüft werden, 

1. wie die Funktionsfähigkeit der Selbstverwal- 
tungsorgane weiter verbessert werden kann, 

2. welche Folgerungen im Hinblick auf die Öff- 
nung der Sozialversicherung für weitere Be- 
völkerungsgruppen für die gleichberechtigte 
Mitwirkung der Arbeitnehmer in den Organen 
zu ziehen sind, 

3. welche Schlüsse aus den Selbstverwaltungs- 
wahlen im Jahre 1974 zu ziehen sind, wobei 
vor allem die Frage der Beibehaltung des 
Wahl Verfahrens zu prüfen ist, 

4. wie die Wahl und die Stellung der Geschäfts- 
führer dem Selbstverwaltungsrecht entspre- 
chend gestaltet werden kann, 

5. ob und wie das Dienstrecht der Bediensteten 
der Sozialversicherungsträger zu verändern 
ist. 

Die Bundesregierung wird ferner ersucht, im Zu- 
sammenhang mit der Neuordnung des Selbstver- 
waltungsrechts auch das Auf sichts recht in der 
Sozialversicherung den Grundsätzen der Selbst- 
verwaltung entsprechend neu zu ordnen." 

1.2 Ziel des Berichts 

In dem Bericht wird das System der Selbstverwal- 
tung in der Sozialversicherung (soziale Selbstver- 
waltung) unter den vom Deutschen Bundestag an- 
geführten Gesichtspunkten untersucht. Es werden 
dabei vor allem Vorschläge geprüft und Alternati- 
ven aufgezeigt, um das Selbstverwaltungsrecht zur 
Stärkung der ehrenamtlichen Selbstverwaltung fort- 
zuentwickeln. 

1.3 Grundlagen des Berichts 

Die Selbstverwaltung in der Sozialversicherung ist, 
abgesehen von besonderen Vorschriften in einzel- 
nen Sozialversioherungsigesetzen, seit dem Jahre 
1951 durch das Gesetz über die Selbstverwal- 
tung auf dem Gebiet der Sozialversicherung 
(Selbstverwaltungsgesetz — SVwG) geregelt. Die- 
ses Gesetz wird für die Sozialversicherungswahlen 


ergänzt durch die Wahlordnung für die Sozialversi- 
cherung. Rechtsgrundlage für die Aufsicht sind ins- 
besondere die §§ 30 ff. der Reichsversicherungsord- 
nung (RVO). 

Die Bundesregierung hat in dem Entwurf eines So- 
zialgesetzbuches — Gemeinsame Vorschriften für 
die Sozialversicherung — (Drucksache 7/4122) die 
Vorschriften über das Selbstverwaltungs- und Auf- 
sichtsrecht überarbeitet und zusammengefaßt. Auf 
Rechtsänderungen, die von der Bundesregierung in 
diesem Zusammenhang vorgeschlagen werden, wird 
in dem Bericht hingewiesen. 

Die Bundesregierung hat zur Vorbereitung des Be- 
richts u. a. die Spitzenverbände der Sozialversiche- 
rungsträger, die Arbeitnehmer- und Arbeitgeberor- 
ganisationen und die Minister und Senatoren für 
Arbeit und Soziales der Länder gebeten, ihre Auf- 
fassung insbesondere zu den in der Entschließung 
des Deutschen Bundestages tgestellten Fragen mit- 
zuteilen. Außerdem wurde eine demoskopische Un- 
tersuchung in Auftrag gegeben. 

1.4 Gliederung des Berichts 

Die Gliederung des Berichts lehnt sich, soweit nicht 
aus systematischen Gründen oder durch ergänzen- 
de Darstellungen Abweichungen geboten sind, an 
die Gliederung der Fragestellung in der Entschlie- 
ßung des Deutschen Bundestages an. 

Die erste Frage der Entschließung nach der Verbes- 
serung der Funktionsfähigkeit der Selbstverwaltung 
ist sehr komplex; sie umfaßt oder berührt auch die 
in der Entschließung besonders angesprochenen an- 
deren Fragen. Die Untersuchung der Funktionsfä- 
higkeit der Organe erforderte, zunächst — unter 2 

— die Aufgaben der sozialen Selbstverwaltung und 

— unter 3 — das Organsystem darzustellen. Die 
Frage der Funktionsfähigkeit der Selbstverwal- 
tungsorgane wird in der Folge unter verschiedenen 
Gesichtspunkten untersucht: unter 3.1 die Gewich- 
tung der Aufgaben und Funktionsverteilung, unter 
3.2 die Aufteilung der Selbstverwaltungsaufgaben 
und -funktionen auf zwei Selbstverwaltungsorgane, 
unter 3.3 die Organzusammensetzung, unter 3.4 die 
Legitimation der Organe durch Selbstverwaltungs- 
wahlen sowie in den folgenden Abschnitten 4 ff. un- 
ter den dort genannten besonderen Gesichtspunk- 
ten. 

Die zweite in der Entschließung gestellte Frage 
nach den Folgerungen, die im Hinblick auf die Öff- 
nung der Sozialversicherung für weitere Bevölke- 
rungsgruppen für die gleichberechtigte Mitwirkung 
der Arbeitnehmer in den Organen zu ziehen sind, 
wird wegen des systematischen Zusammenhangs 
mit der Prüfung der Zusammensetzung der Organe 
unter 3.3.2 behandelt. 
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Die dritte in der Entschließung gestellte Frage, wel- 
che Schlüsse aus den Selbstverwaltungswahlen im 
Jahre 1974 zu ziehen sind, wobei vor allem die Fra- 
ge der Beibehaltung des Wahlverfahrens zu prüfen 
ist, wurde wegen des Zusammenhangs mit den 
Selbstverwaltungsorganen unter 3.4 dargestellt. 

Die weiteren Fragen der Entschließung werden als 
selbständige Hauptpunkte unter 4, 6 und 7 unter- 
sucht. Hierzu kommen unter 5 Überlegungen zu 
den sonstigen Einrichtungen der ehrenamtlichen 
Selbstverwaltung. 

1.5 Ergebnisse des Berichts 

Der Bericht kommt im wesentlichen zu folgenden 
Ergebnissen: 

Zu Frage 1 : 

„Wie kann die Funktionsfähigkeit der Selbstver- 
waltungsorgane weiter verbessert werden?" 

Es ist festzustellen, daß bei der sozialen Selbstver- 
waltung durch Zurücktreten der Gestaltungsmög- 
lichkeit im Rahmen der autonomen Rechtsetzimg 
ein Funktions Wandel eingetreten ist. Dieser findet 
seine Ursache vor allem in einer stärkeren Normie- 
rung der Sozialversicherung durch Gesetze, Rechts- 
verordnungen und Verwaltungsvorschriften. Dem- 
gegenüber hat die Selbstverwaltung vor allem im 
Bereich der Gesundheitsvorsorge und Unfallverhü- 
tung sowie bei der Sicherstellung einer kostengün- 
stigen und bedarfsgerechten Leistungsgewährung 
zunehmende Bedeutung. 

Diese Entwicklung hat insbesondere zu einer Einen- 
gung der Funktionen der Vertreterversammlung ge- 
führt. Es wurden deshalb vor allem Möglichkeiten 
geprüft, um im Interesse der Verbesserung der 
Funktionsfähigkeit der ehrenamtlichen Selbstver- 
waltung die Funktionsfähigkeit der Vertreterver- 
sammlung und die Wirkungsmöglichkeiten ihrer 
Mitglieder zu verbessern. 

Als Möglichkeiten zur Verbesserung der Funktions- 
fähigkeit und zur Anpassung der Organstruktur an 
die veränderten Verhältnisse könnten unter ande- 
rem erwogen werden: 

1. Vergrößerung der Aufgabenbereiche der Vertre- 
terversammlung einschließlich Verstärkung der 
Kontrollbefugnisse, 

2. Übertragung von Aufgaben des Vorstandes auf 
die Vertreterversammlung, die allerdings nur in 
begrenztem Umfang denkbar erscheint, 

3. Zusammenfassung von Vorstand und Vertreter- 
versammlung zu einem Organ. 

Im übrigen siehe die Ergebnisse zu den Fra- 
gen 2 ff. 

Zu Frage 2: 

„Welche Folgerungen sind im Hinblick auf die 
Öffnung der Sozialversicherung für weitere Be- 
völkerirngsgruppen für die gleichberechtigte Mit- 
wirkung der Arbeitnehmer in den Organen zu 
ziehen?" 


Es ergeben sich auf Versichertenseite zunehmend 
Schwierigkeiten, die Interessen der versicherten 
Arbeitnehmer gleichgewichtig zur Geltimg zu brin- 
gen. Dieser Nachteil könnte etwa gemildert wer- 
den, wenn bei einer Beibehaltung der bei den mei- 
sten Versicherungs trägem vorhandenen Parität 
zwischen Arbeitgebern und Versicherten für eine 
Entscheidung in wichtigen Fragen die Mehrheit in 
beiden Gruppen vorgesehen würde. Dadurch ließe 
sich in der Regel eine gleichberechtigte und gleichge- 
wichtige Mitwirkung der versicherten Arbeitnehmer 
zunächst sichern. 

Zu Frage 3: 

„Welche Schlüsse sind aus den Selbstverwal- 
tungswahlen im Jahre 1974 zu ziehen, wobei vor 
allem die Frage der Beibehaltung des Wahlver- 
fahrens zu prüfen ist?" 

Die Bundesregierung geht trotz weiterhin vorhan- 
dener Unzulänglichkeiten von der Beibehaltung des 
Wahlverfahrens mit der bestehenden Möglichkeit 
der Wahl ohne Wahlhandlung aus. Besondere Be- 
deutung hat jedoch die Verbessemng der Informa- 
tion der Wahlberechtigten. Die Möglichkeiten hier- 
für und für weitere Verbessemngen des Wahlver- 
fahrens werden dargelegt. 

Zu Frage 4: 

„Wie kann die Wahl und die Stellung der Ge- 
schäftsführer dem Selbstverwaltungsrecht ent- 
sprechend gestaltet werden?" 

Zur Diskussion steht die Frage, ob für die Sozial- 
versichemngsträger die Wahl des Geschäftsführers 
auf Zeit erwogen werden sollte. Die Wahl auf Zeit 
hat jedoch ebenso wie die Wahl des Geschäftsfüh- 
rers auf Lebenszeit Vor- und Nachteile, die sorgfäl- 
tig gegeneinander abgewogen werden müssen. 

Bei der Beibehaltung der Wahl des Geschäftsfüh- 
rers auf Lebenszeit bleibt zu prüfen, ob sich die 
Gründe für die bereits heute mögliche Amtsentbin- 
dung näher bestimmen lassen. Die dienstrechtlichen 
Folgen einer solchen Amtsentbindung bedürfen der 
Regelung. 

Zu Frage 5: 

„Ist das Dienstrecht der Bediensteten der Sozial- 
versicherungsträger zu verändern, und wie ist es 
zu verändern?" 

Abgesehen von dringenden Vorwegmaßnahmen 
sollten Andemngen des Dienstrechts in der Sozial- 
versicherung in die allgemeine Dienstrechtsreform 
eingebettet werden. 

Zur Frage einer Neuordnung des Auf sichts rechts in 
der Sozialversicherung entsprechend den Grundsät- 
zen der Selbstverwaltung: 

Das Aufsichtsrecht wird durch den Entwurf eines 
Sozialgesetzbuchs — Gemeinsame Vorschriften für 
die Sozialversicherung — sachgerecht neu geordnet. 
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2 Aufgaben der ehrenamtlichen Selbstverwaltung in der Sozialversicherung 


Die Beantwortung der in der Entschließung des 
Deutschen Bundestages gestellten Fragen macht er- 
forderlich, zunächst die Aufgaben herauszustellen, 
die der ehrenamtlichen Selbstverwaltung in einem 
demokratischen Staatswesen unter Berücksichti- 
gung der Entwicklung der Sozialversicherung zu- 
kommen. 

Ausgangspunkt hierfür ist die Feststellung, daß die 
Sozialversicherung von ihren Anfängen her durch 
das Prinzip der Selbstverwaltung geprägt wurde. 
Die gesetzliche Krankenversicherung, die gesetzli- 
che Unfallversicherung und die gesetzliche Renten- 
versicherung werden von Körperschaften des öf- 
fentlichen Rechts durchgeführt. Die Willensbildung 
in diesen Einrichtungen und die Vertretung der 
Versicherungsträger ist vor allem ehrenamtlichen 
Vertretern der Versicherten und der Arbeitgeber 
übertragen. Die soziale Selbistverwaltung hat stets 
einen entscheidenden Beitrag zum Aufbau und zur 
Weiterentwicklimg der Sozialversicherung gelei- 
stet. Wenn die deutsche Sozialversicherung heute 
einen so hohen Stand erreicht hat, so ist das nicht 
zuletzt auch das Verdienst der sozialen Selbstver- 
waltung. 

Trotz der ein getretenen tatsächlichen und rechtli- 
chen Änderungen und damit des Funktionswandels 
der sozialen Selbstverwaltimg behält sie auch für 
die Zukunft ihre hervorragende Bedeutung. Die 
Bundesregierung ist der Auffassung, daß die soziale 
Selbstverwaltung ein Teil der selbstverantwortli- 
chen, demokratischen Mitwirkung der Betroffenen 
an der Verwaltung des sozialen Rechtsstaates ist, 
auf die für die Lösung der komplexen Probleme der 
sozialen Sicherung nicht verzichtet werden kann. 
(Zur Frage der Bedeutung der Selbstverwaltung für 
die Versicherten vgl. den Bericht über eine demo- 
skopische Untersuchung zu Fragen der Selbstver- 
waltung in der Sozialversicherung — Kurzfassung 
siehe Anlage 1.) 


2.1 Rechtsgestaltungsaufgaben der ehrenamt-* 
liehen Selbstverwaltung 

Das Selbstverwaltungsrecht der Sozialversiche- 
rungsträger umfaßt die autonome Rechtsetzung. Die 
Sozial versicherungsträger haben im Rahmen der 
Gesetze die Befugnis, für ihre Verwaltung und die 
von der Versicherung betroffenen Personen ver- 
bindliche Normen aufzustellen. Von seiten der 
Selbstverwaltung und der sie tragenden Kräfte wird 
hierzu die Forderung nach möglichst großem Hand- 
lungsraum erhoben. Dies betrifft uneingeschränkt 
den Organisations-, Verwaltungs- und Personalbe- 
reich. Sie geht im Leistungsbereich vor allem da- 
hin, größere Gestaltungsmöglichkeiten bei Sach- 
und Dienstleistungen zu erhalten und geplante 
Neuregelungen in Modellversuchen erproben zu 
können. Die Versicherungs träger können dabei für 
sich in Anspruch nehmen, daß sie in der Lage sind, 
durch Satzimgsrecht schnell veränderten Bedürfnis- 


sen und Möglichkeiten zu folgen und wirksame, ko- 
stengünstige und praktikable Regelungen zu fin- 
den. 

Der Wunsch nach einem möglichst weitgehenden 
Rahmen für die Rechtsetzungsbefugnisse der Selbst- 
verwaltung jedes einzelnen Trägers innerhalb eines 
gegliederten Systems der Sozialversicherung steht 
in einem prinzipiellen Spannungsverhältnis zu dem 
Ziel einer einheitlichen Leistungsgewährung und 
eines koordinierten Verwaltungshandelns aller Trä- 
ger sowie einer Vereinfachung des Sozialrechts. Im 
Interesse der Versicherten wurde im Zuge der so- 
zialstaatlichen Entwicklung in Ausformung des so- 
zialen Rechtsstaates durch den Gesetzgeber die so- 
ziale Sicherung durch gesetzliche Regelungen ver- 
bessert und einheitlicher gestaltet. Auch im Orga- 
nisations-, Verwaltungs- und Personalbereich sind 
durch die Gesetzgebung die gesamtgesellschaftli- 
chen Anliegen zu berücksichtigen. Hierbei steht 
der soziale Auftrag imd das Gleichheitsgebot des 
Grundgesetzes im Vordergrund. Ferner sind die im- 
mer stärkere Verflechtung der Versicherungs träger 
und die Notwendigkeit der Vereinfachung des So- 
zialrechts zu beachten. 

Es wäre dem Gedanken der Selbstverwaltung und 
dem Ziel ihrer bestmöglichen Fortentwicklung 
nicht förderlich, diese als historischen Prozeß er- 
kennbare Entwicklung und die gesetzgeberischen 
Erfordernisse zu verkennen, die sich aus dem Inter- 
esse der Gesamtheit der Bürger an bestem imd 
gleichmäßigem sozialen Schutz sowie an einer 
übersichtlichen und kostengünstigen Verwaltimg in 
allen Bereichen ergeben. 

Der Schwerpunkt der Rechtsgestaltung durch die 
Sozialversicherungsträger hat sich im Rahmen des 
generell eingetretenen Funktion swandels der sozia- 
len Selbstverwaltimg verlagert. Die Befugnis zur 
autonomen Rechtsetzung ist zwar in einigen Berei- 
chen eingeengt. Diese Entwicklung war jedoch vor- 
wiegend durch den weiteren Ausbau der sozialen 
Sicherung bedingt. Hierzu gehören beispielsweise 
die Ausfüllung eines bisherigen Leistungsspielrau- 
mes durch gesetzliche Leistungsverbesserungen, die 
Vereinheitlichung von Datenerfassungs- und -über- 
mittlungsverfahren und Einzelregelungen über die 
Besoldung der Geschäftsführer. Demgegenüber tre- 
ten andere, nicht zur autonomen Rechtsetzung ge- 
hörende Handlungs räume immer stärker hervor, in 
denen Rechtsgestaltungen von großer sozialpoliti- 
scher und volkswirtschaftlicher Bedeutung und 
Größenordnung notwendig und möglich sind. Aus 
ihnen ergeben sich erhebliche Auswirkungen insbe- 
sondere auf die Belastung der Beitragszahler. Dazu 
gehören etwa die Vertrags gestaltung mit den im 
Bereich des Gesundheitswesens tätigen Personen 
und Stellen und die bedarfsgerechte Steuerung von 
Gesundheitsleistungen, insbesondere im Bereich der 
Ermessensleistungen der Prävention und Rehabili- 
tation. Den Einschränkungen stehen damit Hand- 
lungsräume gegenüber, deren wirtschaftliche und 
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gesundheitspolitische Bedeutung ungewöhnlich 
stark zugenommen hat. Die Selbstverwaltung kann 
in diesen Bereichen ihrer Tätigkeit eine erhöhte Ak- 
tivität entfalten und damit auf die Entwicklung Ein- 
fluß nehmen. 

Soweit gesamtgesellschaftliche Notwendigkeiten 
sich in der Gesetzgebung niederschlagen, muß be- 
rücksichtigt werden, daß der Selbstverwaltung der 
Versicherungs träger über ihre Spitzenverbände und 
über die Spitzenverbände der Arbeitnehmer- und 
Arbeitgeberorganisationen Einfluß auf die an der 
Gesetzgebung beteiligten Staatsorgane, insbesonde- 
re im Rahmen besonderer Anhörungsverfahren, und 
damit auf die Vorbereitimg der Gesetzgebung ein- 
geräumt ist. Die Selbstverwaltung kann auf diese 
Weise als Mittler der Bedürfnisse der Versicherten 
auf idie Rechtsetzung einwirken. 

Das Recht der Versicherungsträger zur autonomen 
Rechtsetzung wird ergänzt oder eingeschränkt 
durch das Handeln der Verbände, in denen die Ver- 
sicherungsträger zusammengeschlossen sind. Teil- 
weise beruht das Handeln der Verbände der Versi- 
cherungsträger auf gesetzlichen Vorschriften (z. B. 
§§ 414 e, 414 f RVO), teilweise auf Ermächtigung 
durch die Versicherungs träger. So können die Ver- 
bände z. B. zum Abschluß von Gesamtvereinbarun- 
gen (§ 5 Abs. 6 Satz 2 des Rehabilitations-Anglei- 
chungsgesetzes) ermächtigt werden. Ferner räumen 
z. B. die in den privatrechtlichen Vereinigungen 
Verband Deutscher Rentenversicherungsträger und 
Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossen- 
schaften zusammengeschlossenen Renten- und Un- 
fallversicherungsträger diesen in bestimmten Fra- 
gen die Befugnis zur verbindlichen Koordination 
und Beschlußfassung ein. 

Ein abgestimmtes Verhalten zur Vereinfachung, 
Verbesserung und Kostensenkung ider Verwaltung 
ist grundsätzlich zu begrüßen, vor allem auch, weil 
eine Koordination innerhalb der sozialen Selbstver- 
waltung gesetzliche Regelungen unnötig machen 
kann. Es darf aber nicht verkannt werden, daß die 
Fragen, die sich hierbei vor allem aus der Verant- 
wortlichkeit der einzelnen Versicherungs träger und 
ihrer Selbstverwaltung, dem privatrechtlichen Cha- 
rakter der Vereinigungen sowie den Aufsichtsbe- 
fugnissen ider Länder und ides Bundes ergeben, bis- 
her nicht befriedigend gelöst sind. Die Selbstver- 
waltung der Versicherungsträger kann zur Lösung 
dieser Probleme beitragen. 

2.2 Verwaltungsaufgaben der ehrenamtlichen 
Selbstverwaltung 

Die Aufgabe der sozialen Selbstverwaltung liegt 
heute neben der Bereitstellung, Planung und Ver- 
waltung der Organisationsmittel zunehmend darin, 
in Zusammenarbeit mit dem Geschäftsführer für 
eine auf die sozialen imd gesundheitlichen Interes- 
sen der Versicherten und Leistungsberechtigten 
ausgerichtete, bedarfsgerechte Leistungssteuerung 
und Gesundheitsbetreuung und eine gute, kosten- 


günstige Verwaltung zu sorgen. Ein Schwerpunkt 
der Selbstverwaltungsaufgaben liegt hierbei bei 
den Sach- und Dienstleistungen. Ohne ihre Wirk- 
samkeit zu schmälern, müssen alle Einwirkungs- 
möglichkeiten genutzt werden, ein übermäßiges 
Wachstum ider Kosten zu vermeiden. Erhebliche 
Auswirkungen auf das Verwaltungs System der So- 
zialversicherung ergeben sich aus der Entwicklung 
der automatischen Datenverarbeitung. Es wird im- 
mer stärker zu einer Aufgabe der Selbstverwaltung 
der Versicherungsträger und ihrer Verbände sowie 
der sie tragenden Kräfte, zu rationellen Lösungen 
der in diesen Bereichen anstehenden Probleme bei- 
zutragen. 

Die Selbstverwaltung der Sozialversicherungsträger 
erschöpft sich nicht in der Tätigkeit ihrer Organe. 
Neben den Selbstverwaltungsorganen bestehen an- 
dere Einrichtungen — Rentenausschüsse und Wi- 
derspruchsstellen — , in denen ehrenamtlich Tätige 
maßgebend u. a. an der Entscheidung über Ansprü- 
che der Versicherten mitwirken. Ferner gibt es die 
Einrichtung von Versichertenältesten, die ihren An- 
teil an der Beratung der Versicherten an Ort und 
Stelle haben. Die orts- und betriebsnahe Beratung 
und Betreuung der Versicherten und Leistungsbe- 
rechtigten ist eine Aufgabe, die bei zunehmender 
Konzentration der Verwaltung der Versicherungs- 
träger und Ausweitung der automatischen Daten- 
verarbeitung immer stärker an Bedeutung gewinnt. 
Hierbei kommt dem Zusammenwirken der Versi- 
cherungsträger, wie es in § 45 des Gesetzes über 
die Krankenversicherung der Landwirte (KVLG) für 
den Bereich der landwirtschaftlichen Sozialversi- 
cherungsträger gesetzlich vorgesehen ist, besonde- 
re Bedeutung zu. Für den Bereich der Rehabilita- 
tion verpflichtet das Rehabilitations-Angleichungs- 
gesetz die Sozialversicherungsträger, den Behinder- 
ten alle sachdienlichen Auskünfte über die Mög- 
lichkeiten zur Rehabilitation zu erteilen und sie im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit rechtzeitig und umfas- 
send zu beraten; gemeinschaftliche Auskunfts- und 
Beratungsstellen sind anzustreben. Zur Erfüllung 
dieser Aufgabe kann die ehrenamtliche Selbstver- 
waltung der Sozialversichenmgsträger verstärkt 
beitragen. 

Eine umfassende Beratung der Versicherten und 
Leistungsberechtigten durch gemeinsame örtliche 
und betriebliche Beratungsstellen der Versiche- 
rxmgsträger wäre auch im übrigen für die Betroffe- 
nen eine wichtige Hilfe. In dem vom Deutschen 
Bundestag beschlossenen Sozialgesetzbuch — All- 
gemeiner Teil — (BR- Drucksache 395/75) wird in 
§15 Abs. 3 bestimmt, daß die Auskunftsstellen un- 
tereinander und mit anderen Leistungsträgern mit 
dem Ziel Zusammenarbeiten, möglichst durch eine 
Stelle eine umfassende Auskunftserteilung sicher- 
zustellen. Es sollte nach Wirksamwerden dieser Re- 
gelung geprüft werden, ob und wie diese Auskunfts- 
stellen zu gemeinsamen örtlichen Beratungsstellen 
fortentwickelt werden können und welche Aufgaben 
sich der ehrenamtlichen Selbstverwaltung hierbei 
stellen. 


6 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4244 


3 Organe der ehrenamtlichen Selbstverwaltung 


Die Prüfung der Funktionsfähigkeit der Organe er- 
fordert zunächst eine kurze Darstellung des Organ- 
systems. 

Die Versicherungsträger besitzen in Anlehnung an 
das Vereinsrecht derzeit zwei Organe der ehren- 
amtlichen Selbstverwaltung, die Vertreterversamm- 
lung und den Vorstand. Neben diesen Organen der 
ehrenamtlichen Selbstverwaltung gibt es als Ge- 
schäftsführungsorgan bei jedem Versichenmgsträ- 
ger kraft Gesetzes einen hauptamtlichen Geschäfts- 
führer oder eine aus drei Personen bestehende Ge- 
schäftsführung. 

In der Vertreterver Sammlung sind in der Regel die 
Versicherten und die Arbeitgeber je zur Hälfte 
durch von ihnen gewählte Personen vertreten. 
Auch der Vorstand besteht je zur Hälfte aus Ver- 
tretern der Versicherten und der Arbeitgeber. Die 
Mitglieder des Vorstandes werden durch die Ver- 
treterversammlimg gewählt. 

In folgenden Fällen bestehen andere Regelungen: 

a) Bei den Ersatzkassen bestehen die Organe nur 
aus Vertretern der Versicherten, bei den land- 
wirtschaftlichen Krankenkassen imd den land- 
wirtschaftlichen Alterskassen nur aus Vertre- 
tern der versicherten Unternehmer. 

b) Bei der Bundesknappschaft bestehen die Organe 
zu zwei Dritteln aus Vertretern der Versicherten 
und zu einem Drittel aus Vertretern der Arbeit- 
geber. 

Hier werden auf Versichertenseite die Mitglie- 
der der Vertreterversammlung nicht in Urwahl, 
sondern durch die von den Versicherten ge- 
wählten Versichertenältesten gewählt. 

c) Bei den landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaften bestehen die Organe aus drei Gruppen 
— Vertreter der Arbeitgeber, Vertreter der 
Selbständigen ohne fremde Arbeitskräfte und 
Vertreter der versicherten Arbeitnehmer — . Au- 
ßerdem gibt es bei den landwirtschaftlichen Be- 
rufsgenossenschaften bei unterschiedlicher Mei- 
nung zwischen den Vorschlagsberechtigten über 
die Besetzung der Vertreterversammlung keine 
Wahlhandlung; die Mitglieder der Vertreterver- 
sammlung werden statt dessen durch den Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung oder 
die für die Aufsicht zuständige Landesbehörde 
berufen. 

d) Bei den Betriebskrankenkassen und der Bundes- 
bahn-Versicherungsanstalt gehört auf Arbeitge- 
berseite nur der Arbeitgeber oder sein Vertreter 
den Organen an. 

Bei den Ausführungsbehörden der Eigenimf all versi- 
cherungsträger sind entsprechende Organe wie bei 
den Versicherungsträgem zu bilden. Ihre Befugnis- 
se sind jedoch nach geltendem Recht geringer. Die 
Ausführungsbehörden sind nämlich keine selbstän- 
digen Körperschaften des öffentlichen Rechts, son- 
dern Behörden der unmittelbaren Staatsverwaltung. 


Es stellt sich die Frage, ob und ggf. wie die Vertre- 
ter der Versicherten in den Organen der Ausfüh- 
rungsbehörden unter Beachtung der haushalts- und 
personalrechtlichen Besonderheiten die gleichen 
oder vergleichbare Rechte erhalten können wie die 
Organmitglieder der Versicherungsträger. 

Die Vertreterversammlung hat, entsprechend der 
Größe des Versicherungsträgers, bis zu 60 Mitglie- 
der. Die Zahl der Mitglieder des Vorstandes ist ge- 
setzlich nicht begrenzt; sie liegt zwischen einem 
Fünftel und der Hälfte der Zahl der Mitglieder der 
V ertreterversammlung. 

Vertreterversammlung und Vorstand wählen sich 
Vorsitzende, die außer der Leitung der Organsit- 
zungen weitere eigenständige Befugnisse haben. 

Die Mitgliedschaft im Vorstand und die Mitglied- 
schaft in der Vertreterversammlung schließen sich 
gegenseitig aus. 

Der Geschäftsführer und die Mitglieder der Ge- 
schäftsführung sind Bedienstete des Versicherungs- 
trägers und werden auf Lebenszeit in ihr Amt ge- 
wählt. Bei den Betriebskrankenkassen sind die Ge- 
schäftsführer — ebenso wie die übrigen Mitarbeiter 

— Beschäftigte des Arbeitgebers; bei einigen Lan- 
desversichenmgsanstalten sind die Mitglieder der 
Geschäftsfühmng unmittelbare Landesbeamte. 

Der Geschäftsführer oder die Mitglieder einer Ge- 
schäftsführung gehören dem Vorstand mit beraten- 
der Stimme an. Bei den Trägern der Rentenversi- 
cherungen der Arbeiter und der Angestellten sowie 
der Knappschaftsversicherung hat die Geschäftsfüh- 
rung als solche im Vorstand eine beschließende 
Stimme bei der Aufstellung des Haushalts, des Stel- 
lenplans und in Fragen der Vermögensanlage. Die 
Bundesregierung hat jedoch im Entwurf eines So- 
zialgesetzbuchs — Gemeinsame Vorschriften für 
die Sozialversicherung — vorgeschlagen, dieses 
Stimmrecht zur Vereinheitlichung und zur Stärkung 
der ehrenamtlichen Selbstverwaltung aufzuheben. 

3.1 Aufgabe und Funktion der Organe 

Die Vertreterversammlung ist für bestimmte Aufga- 
ben von besonderem Gewicht zuständig, wobei zu 
beachten ist, daß der Bereich der autonomen Recht- 
setzung durch iden gesetzlichen Ausbau der Sozial- 
versicherung an Bedeutung abgenommen hat. Auf- 
gabe der Vertreterversammlung ist vor allem 

— die autonome Rechtsetzung, 

— die Wahl des Vorstandes, 

— die Wahl der Mitglieder einer Geschäftsfüh- 
rung, 

— die Feststellung des Haushaltsplans (Voran- 
schlag), 

— die Abnahme der Jahresrechnung, 

— die Vertretung des Versicherungsträgers gegen- 
über dem Vorstand und dessen Mitgliedern. 
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Sieht man von diesen Aufgaben der Vertreterver- 
sammlung und der Zuständigkeit des Geschäftsfüh- 
rers für die laufenden Verwaltungsgeschäfte ab, so 
verwaltet und vertritt der Vorstand als Direktions- 
organ den Versicheningsträger. Innerhalb des Or- 
gansystems hat der Vorstand eine zentrale Stel- 
lung. Das Selbstverwaltungsgesetz räumt ihm ent- 
scheidende und steuernde Einflußnahmen auch auf 
die Tätigkeit der anderen Organe ein. So setzen Be- 
schlüsse der Vertreterversammlung in einigen 
wichtigen Fragen einen Vorschlag des Vorstandes 
voraus: 

— Während bei Versiehe rungsträgern mit einem 
Geschäftsführer dessen Wahl allein dem Vor- 
stand obliegt, steht ihm bei der Wahl der Mit- 
glieder einer Geschäftsführung durch die Ver- 
treterversammlung das Vorschlagsrecht zu. Der 
Vorsitzende ider Geschäftsführung wird von dem 
Vorstand allein gewählt. 

— Der Haushaltsplan (Voranschlag) wird von dem 
Vorstand förmlich aufgestellt und erst dann von 
der Vertreterversammlung festgestellt. 

— Die Dienstordnung für die Angestellten in der 
Krankenversicherung wird vom Vorstand auf ge- 
stellt und bedarf nur der Zustimmung der Ver- 
treterversammilung. 

Darüber hinaus gehen aber auch in anderen Fragen 
(z. B. bei der autonomen Rechtsetzung) Initiativen 
in der Regel vom Vorstand aus. 

Dem Geschäftsführer (der Geschäftsführung) gegen- 
über hat der Vorstand erhebliche Eingriffsmöglich- 
keiten. Er kann die Befugnis des Geschäftsführers 
(der Geschäftsführung) zur Führung der laufenden 
Verwaltungsgeschäfte und zur Vertretung des Ver- 
sieh erungsträgers beschränken. Eine solche Ein- 
schränkung erlangt auch Wirkung gegenüber Drit- 
ten, wenn sie sich aus der Satzung ergibt (§15 
Abs. 4 Satz 2 SVwG). Dieise Beschränkungen kön- 
nen sich in mehrfacher Hinsicht äußern: 

— durch Richtlinien, d. h. durch allgemeine, nicht 
auf den Einzelfall bezogene Weisungen für die 
Erledigung der laufenden Verwaltungs ge schäfte, 

— durch Einengung der Zuständigkeit in Randbe- 
reichen; dabei darf die Zuständigkeit des Ge- 
schäftsführers für die laufenden Verwaltungsge- 
schäfte jedoch nicht ausgehöhlt werden. 

Umstritten ist, ob der Vorstand auch bestimmte 
Einzelfälle der laufenden Verwaltungsgeschäfte zur 
Entscheidung an sich ziehen kann. Die Bundesre- 
gierung hat daher in § 36 Abs. 2 und § 37 Abs. 1 des 
Entwurfs eines Sozialgesetzbuchs — Gemeinsame 
Vorschriften für die Sozialversicherung — vorge- 
schlagen, klarzustellen, daß der Vorstand bei lau- 
fenden Verwaltimgsgeschäften kein Recht zu Ein- 
zeleingriffen hat; der Vorstand soll nur das Recht 
haben, Richtlinien für die Führung der laufenden 
Verwaltungsgeschäfte zu erlassen. 

Die Zuständigkeit des Geschäftsführers für die Füh- 
rung der laufenden Verwaltungs geschäfte des Ver- 
sicherungsträgers erstreckt sich nach einem Urteil 
des Bundessozialgerichts vom 28. Februar 1967 


(BSGE26, 129) auf alle Verwaltungsgeschäfte, die 
die Erfüllung der dem Versicherungsträger gesetz- 
lich übertragenen Aufgaben zum Gegenstand ha- 
ben, die sich in der Auslegung und Anwendung 
von Rechtsnormen erschöpfen, sowie auf andere 
Verwaltungsgeschäfte, die mehr oder weniger re- 
gelmäßig wiederkehren und sachlich, insbesondere 
wirtschaftlich keine erhebliche Bedeutung haben. 

Die tatsächliche Einwirkung des Geschäftsführers 
auf die Verwaltung des Versicherungsträgers ist 
größer, als die rechtliche Abgrenzung erkennen 
läßt. Der Geschäftsführer, der im Gegensatz zu den 
Organmitgliedem hauptamtlich tätig ist und dem 
ständig das fachlich geschulte Personal des Versi- 
cherungsträgers zur Verfügung steht, kann bei der 
Willensbildung in den Selbstverwaltungsorganen 
erheblichen Einfluß nehmen. Die Funktionsfähigkeit 
der Selbstverwaltungsorgane hängt wesentlich da- 
von ab, daß der Geschäftsführer den Organen un- 
parteiisch die von ihnen benötigten Informationen 
vermittelt und damit von seiner Bereitschaft, im 
Entscheidungsbereich der Selbstverwaltungsorgane 
eine dienende Funktion zu übemethmen. Die Funk- 
tionsfähigkeit der Selbstverwaltungsorgane erfor- 
dert andererseits aber auch ein zügiges Handeln der 
Organe bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben in 
offener Zusammenarbeit mit dem Geschäftsführer. 

Die Funktionsfähigkeit von Vorstand und Vertre- 
terversammlung wird dadurch verbessert, daß in 
der Regel eine Reihe von Aufgaben auf Ausschüsse 
übertragen werden, deren Mitglieder in Teilberei- 
chen einen tieferen Einblick in die Vorgänge und 
den Verwaltungs abl auf gewinnen. Den Ausschüs- 
sen können folgende Aufgaben übertragen werden: 

— die eigenständige abschließende Erledigung be- 
stimmter Aufgaben, die nicht Gegenstände der 
autonomen Rechtsetzung betreffen (Erledigungs- 
ausschüsse), und 

— die Vorbereitung von Entscheidungen der Orga- 
ne (vorbereitende Ausschüsse). 


3.2 Zweigliedriges Organsystem 

der ehrenamtlichen Selbstverwaltung 

Die kritischen Überlegungen zum heutigen Organ- 
system finden ihren Grund in der verringerten 
Kompetenz der Vertreterversammlung hinsichtlich 
der autonomen Rechtsetzung. Hinzu kommt eine in 
den faktischen Gegebenheiten liegende Schwäche 
der Vertreterversammlung. 

Es sind dies vor allem folgende Gegebenheiten: 

— Der Vorstand ist in seiner Zusammensetzung ein 
Spiegelbild der Vertreterversammlung; unter- 
schiedliche Auffassungen bestehen zwischen 
diesen beiden Organen deshalb selten. Da der 
Vorstand die Fragen, die Gegenstand der Ent- 
scheidungen der Vertreterversammlung sind, in 
fast allen Fällen bereits vorher in Ausschüssen 
und im Gesamtvorstand behandelt hat, ist die 
Behandlung in der Vertreterversammlung weit- 
gehend vorgezeichnet. 
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— Eine Aufgabe der Vertreterversammlung ist die 
Feststellung des Haushaltsplans (Voranschlag) 
und die Abnahme der Jahresrechnung. Mit die- 
sen Rechten ist eine Kontrollfunktion verbun- 
den, die aber, soweit sie den Geschäftsführer be- 
trifft, in Wirklichkeit bereits durch den Vor- 
stand wiahrgenommen wird und von ihm auch 
wirkungsvoller wahrgenommen werden kann. 
Soweit die Kontrolle den Vorstand betrifft, ist 
ilire Wirksamkeit durch idie strukturell gleichar- 
tige Zusammensetzung der beiden Selbstverwal- 
tungsorgane beeinträchtigt. 

— Hinzu kommt, daß allein dem Vorstand die 
Rechte zugewiesen sind, die bei rechtswidrigem 
oder schädigenidem Verhalten der Organe oder 
ihrer Mitglieder zur Korrektur angewendet wer- 
den können: 

Verstoßen Beschlüsse der Vertreterversamm- 
lung oder des Vorstandes gegen Gesetz oder 
Satzung, so hat sie der Vorsitzende des Vorstan- 
des durch Beschwerde an die Aufsichtsbehörde 
zu beanstanden (§12 Abs. 5 Satz 1 SVwG). 

Verstößt ein Mitglied der Vertreterversammlung 
oder des Vorstandes in grober Weise gegen sei- 
ne Amtspflichten, so hat der Vorstand das Mit- 
glied durch Beschluß seines Amtes zu entheben 
(§ 6 Abs. 4 Satz 3 SVwG). 

In beiden Fällen ist also nicht die Zuständigkeit 
der Vertreterversammlung gegeben. Eine Mög- 
lichkeit zur Abwahl des Vorstandes besteht 
nicht. 

— Schließlich ist bei der Frage der Kontrollfunk- 
tion der Vertreterversammlung zu berücksichti- 
gen, daß durch die Rechtsaufsicht über die So- 
zialversicherungsträger eine wirksame, wenn 
auch regelmäßig auf die Sorge für rechtmäßiges 
Handeln beschränkte Funktion einer anderen 
Stelle außerhalb des Sozialversicherungsträgers 
vorhanden ist. Abgesehen davon, daß diese 
Funktion der Aufsichtsbehörden unverzichtbar 
ist, könnte die Vertreterversammlung des Versi- 
cherungsträgers diese auch kaum wahrneh- 
men. 

— Die Vertreterversammlung ist als Repräsentativ- 
organ ein von der Zahl der Mitglieder her gro- 
ßes Organ. Den Ausschüssen der Vertreterver- 
sammlung können nach geltendem Recht kaum 
Aufgaben zur abschließenden Erledigung über- 
tragen werden. Die Übertragung von Rechtset- 
zungsaufgaben auf Ausschüsse ist nicht zulässig 
(§ 4 Abs. 7 Satz 1 SVwG) und sollte auch künftig 
nicht zulässig sein. An der vorbereitenden Tä- 
tigkeit der Ausschüsse kann nur eine begrenzte 
Zahl der Mitglieder der Vertreterversammlung' 
teilnehmen. 

Das Organsystem der sozialen Selbstverwaltung 
sieht zudem vor, daß die Mitgliedschaft in der Ver- 
treterversammlung und im Vorstand nicht mitein- 
ander vereinbar sind (§3 Abs. 3 SVwG). Auch ist 
es nicht zulässig, daß ein Vorstandsmitglied durch 
ein Mitglied der Vertreterversammlung vertreten 
wird (a. a. O.). Eine so starke Abgrenzung findet 
sich im allgemeinen 'selbst im politischen Bereich 


nicht, obwohl dort Rechtsetzungs- und Kontrollbe- 
fugnisse in ungleich größerem Maße vorhanden 
sind. Durch diese strenge Trennung der Mitglied- 
sdhaft im Vorstand und in der Vertreterversamm- 
lung bleiben die Mitglieder der Vertreterversamm- 
lung und ihre Stellvertreter allein auf den Aufga- 
benbereich der Vertreterversammlung beschränkt, 
während die wenigen Vorstandsmitglieder mit ei- 
ner Vielzahl von Aufgaben belastet sind. Zur Entla- 
stung der wenigen Vorstandsmitglieder war des- 
halb die — teilweise jedoch kritisch betrachtete — 
Regelung erforderlich, daß auch die Stellvertreter 
von Organmitgliedern Mitglieder der Erledigungs- 
ausschüsse werden können. In der Praxis wird ver- 
einzelt (z. B. im Bereich der Unfallverhütung) ver- 
sucht, die Trennlinie zwischen Vorstand und Ver- 
treterversammlung dadurch zu überwinden, daß ein 
gemeinsamer Ausschuß des Vorstandes und der 
Vertreterversammlung gebildet wird. Andere Versi- 
ehe rungsträger räumen dem Vorsitzenden der Ver- 
treterversammlung das Recht ein, an den Sitzungen 
des Vorstandes teilzunehmen. 

Der Vorstand hat im Vergleich zum Selbstverwal- 
tungsrecht vor dem Jahre 1933 dadurch eine verrin- 
gerte Kompetenz, daß die Führung der laufenden 
Verwaltungsgeschäfte und die Vertretung 'des Ver- 
sicherungsträgers in diesen Angelegenheiten kraft 
Gesetzes auf den Geschäftsführer als weiteres Or- 
gan der korporativen Selbstverwaltung übergegan- 
gen sind. Damit wird gegenüber früher, als nur 
Vertreterversammlung und Vorstand als Organe 
vorhanden waren, gegenüber dem Vereinsrecht, in 
dem es nur eine Mitgliederversammlung und einen 
Vorstand gibt, sowie gegenüber dem Gemeinde- 
recht, das in der Regel nur einen Rat und einen 
hauptamtlichen Verwaltungsleiter kennt, bei den 
Sozialversioherungsträgern ein Organ mehr tätig. 

Die vorstehende Analyse des derzeitigen Organsy- 
stems zeigt ein deutliches Ungleichgewicht in Auf- 
gaben und Funktionen der Vertreterversammlung 
und des Vorstandes auf. Das gibt zu Überlegungen 
Anlaß, welche Möglichkeiten einer Verbesserung 
des Organsystems und damit einer weiteren Ver- 
besserung der Funktionsfähigkeit der sozialen 
Selbstverwaltung bestehen. 

Zunächst liegt nahe, an eine Übertragung weiterer 
Aufgaben auf die Vertreterversammlung zu denken. 
In Betracht käme eine Verstärkung der Aufgabe 
der Vertreterversammlung, Bindeglied zwischen 
Versicherungsträger und vor allem den Versicher- 
ten zu sein. Auch ließe sich dafür Setrge tragen, daß 
die Mitglieder der Vertreterversammlung stärker 
als bisher laufend über die aktuellen Probleme des 
Versicherungsträgers unterrichtet und dadurch in- 
tensiver am Entscheidungsprozeß beteiligt werden, 
vor allem auch um ihre Aufgabe, Kontrolle auszuü- 
ben, besser wahrnehmen zu können. Darüber hin- 
aus könnten der Vertreterversammlung die Rechte 
eingeräumt werden, die regelmäßig mit einer Kon- 
trollfunktion verbunden sind, wie etwa die Mög- 
lichkeit eines konstruktiven Mißtrauensvotums ge- 
genüber dem Vorstand. 

Eine weitere Möglichkeit, die Stellung der Vertre- 
terversammlung zu stärken, könnte darin gesehen 
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werden, ihr Aufgaben zu übertragen, die derzeit der 
Vorstand zu erfüllen hat. So hat die Bundesregie- 
rung bereits in § 37 Abs. 2 des Entwurfs eines So- 
zialgesetzbuchs — Gemeinsame Vorschriften für 
die Sozialversicherung — vorgeschlagen, die Wahl 
des Geschäftsführers bei allen Versicherungsträ- 
gern der Vertreterversammlung zu übertragen. Eine 
weitere Übertragung von Befugnissen des Vorstan- 
des auf die Vertreterversammlung könnte jedoch 
nur insoweit in Betracht kommen, als es sich nicht 
um Verwaltungsauf gaben handelt. Der Spielraum 
hierfür erscheint gering. 

Neben diesen Möglichkeiten der Stärkung der Ver- 
treterversammlung bestehen andere, die jedoch mit 
einer Strukturändemng des Organsystems verbun- 
den wären. Eine dieser Möglichkeiten ließe sich 
aus dem Kommunalrecht ab leiten. Obwohl die kom- 
munale Selbstverwaltung mehr Kompetenzen und 
umfangreichere Rechtsetzungsbefugnisse hat, findet 
sich dort ein System, in dem neben dem hauptamt- 
lichen Verwaltungsleiter nur ein Organ der ehren- 
amtlichen Selbstverwaltung besteht. Das legt die 
Frage nahe, ob die soziale Selbstverwaltung weiter- 
hin ein zweigliedriges Organsystem erfordert oder 
ob nicht die soziale Selbstverwaltung durch eine 
Zusammenfassung der beiden Selbstverwaltungsor- 
gane und damit ihrer Befugnisse an Homogenität, 
Wirksamkeit und Ansehen gewinnen könnte. Ein 
solches Selbstverwaltungsorgan sollte in seiner 
Größe der jetzigen Vertreterversammlimg entspre- 
chen, um auch seiner Aufgabe, Bindeglied zu Versi- 
cherten und Arbeitgebern zu sein, gerecht werden 
zu können. Innerhalb dieses Selbstverwaltungsor- 
gans wäre ein Vorstand zu bilden, dem ebenso wie 
dem heutigen Vorstand besondere Aufgaben und 
Befugnisse zukämen, der aber dann durch besonde- 
re Ausschüsse aus der Mitte des Gesamtorgans un- 
terstützt würde. Damit würde die Basis der Mitwir- 
kung der Selbstverwaltung bei der Verwaltung der 
Versicherungsträger erheblich verbreitert. Die er- 
forderliche Selbstkontrolle der Selbstverwaltung 
ließe sich durch die Einrichtung eines Rechnungs- 
prüfungsausschusses als gesetzlichen Pflichtaus- 
schuß und die Zuweisung entsprechender Aufgaben 
sicherstellen. Es könnte jedoch auch geprüft wer- 
den, ob und in welchem Umfang die Verbände der 
Sozialversicherungsträger hierbei weitere Funktio- 
nen übernehmen könnten. Die Sicherstellung der 
Selbstkontrolle innerhalb der Selbstverwaltung 
wäre unabdingbare Voraussetzung des Übergangs 
zu einem Selbstverwaltungsorgan, da eine struktu- 
relle Änderung des Organsystems auf keinen Fall 
zu einer Aufgabenverlagerung auf die Aufsichtsbe- 
hörden führen darf. 


3.3 Zusammensetzung der Organe 

Die zweite in der Entschließung des Deutschen 
Bundestages gestellte Frage, welche Folgerungen 
im Hinblick auf die Öffnung der Sozialversicherung 
für weitere Bevölkerungsgruppen für die gleichbe- 
reöhtigte Mitwirkung der Arbeitnehmer in den Or- 
ganen zu ziehen sind, legt es nahe, zunächst auf die 
Forderungen einzugehen, die die Vertretung der 
Arbeitgeber in den Selbstverwaltungsorganen be- 


treffen. Zur Diskussion anderer Mitwirkungsfragen, 
insbesondere solcher Fragen, die Gegenstand der 
allgemeinen Mitbestimmungsdiskussion sind, be- 
steht dagegen in diesem Bericht kein Anlaß. 


3.3.1 Vertretung der Arbeitgeber in den Organen 

Die in der Regel gleichberechtigte Vertretung der 
Versicherten und der Arbeitgeber in den Selbstver- 
waltungsorganen ist das Ergebnis politischer Ent- 
scheidungen bei der Wiederherstellung der Selbst- 
verwaltung nach 1945. 

Die paritätische Mitwirkung von Arbeitgebern und 
Versicherten wurde damit begründet, daß die Bei- 
träge zur Krankenversicherung und zur Rentenver- 
sicherung der Arbeiter und Angestellten zu glei- 
chen Anteilen von Arbeitgebern und Versicherten 
aufzubringen seien. Dies war ein Gesichtspunkt, der 
vor 1933 als für die Organzusammensetzung maß- 
geblich angesehen wurde. Die Mitwirkung der Ar- 
beitgeber sollte gleichzeitig ihre Mitwirkung bei 
Verwaltungsauf gaben, wie Feststellung der Versi- 
cherungspflicht, Meldungen und Beitragseinzug be- 
rücksichtigen. In Anerkennung dessen, daß auch 
die Arbeitgeber an dem sozialen Schutz der Arbeit- 
nehmer ein Interesse haben, wurde die Sozialversi- 
cherung als ein Teil der rechtlichen Ordnung des 
Arbeitslebens angesehen. 

Dieser Auffassung wird entgegengehalten, daß We- 
sensmerkmal der Selbstverwaltung die selbstver- 
antwortliche Gestaltung der eigenen Angelegenhei- 
ten der Versicherten durch diese selbst sei. Daraus 
ergibt isich die Forderung nach alleiniger Selbstver- 
waltung der Sozialversicherungs träger durch die 
Versicherten. Es wird darauf hingewiesen, daß die 
paritätische Selbstverwaltung die Funktionsfähig- 
keit der Selbstverwaltungsorgane behindere. 

Hinzu kommt, daß durch die Öffnung der Sozialver- 
sicherung zunehmend Gruppen in die Sozialversi- 
chenmg Eingang gefunden haben, die nicht im Ar- 
beitsleben stehen und deren sozialer Schutz sich in 
keiner aktuellen Beziehung zu einem arbeitsrechtli- 
chen Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Verhältnis befin- 
det. Hervorzuheben sind hier Rentner, Hausfrauen, 
Handwerker und andere Selbständige sowie Stu- 
denten und Schüler. Diese Gruppen machen bei den 
meisten Versicherungsträgem einen erheblichen 
Anteil der Personen aus, für die diese Versiche- 
rungsträger zuständig sind. 

Während aus diesen Gründen die Berechtigung der 
paritätischen Mitwirkung der Arbeitgeber in den 
Organen der Träger der Kranken- und Rentenversi- 
cherung in Zweifel gezogen und allenfalls ein Mit- 
spracherecht in besonderen Fragen (z. B. Beitrags- 
sätze und Personalentscheidungen) für vertretbar 
angesehen wird, fordern die Arbeitgeber, auch die 
bisher fehlende paritätische Mitwirkung der Arbeit- 
geber bei den Ersatzkassen und der Bundesknapp- 
schaft einzuführen. 

Die fehlende Mitwirkung der Arbeitgeber bei den 
Ersatzkassen erklärt sich aus der Herkunft der Er- 
satzkassen von privatrechtlichen Versicherungsver- 
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einigungen, aus der nur freiwilligen Mitgliedschaft 
der versicherten Arbeitnehmer, daraus, daß der Bei- 
tragsanteil der Arbeitgeber unabhängig ist von der 
Höhe der Beitragssätze der Ersatzkassen, und aus 
den fehlenden gesetzlichen Mitwirkungspflichten 
der Arbeitgeber. 

Die andere Zusammensetzung der Organe bei der 
Bundesknappschaft, bei der die Vertreter der Ar- 
beitgeber nur ein Drittel der Organsitze einnehmen, 
hat historische Ursachen. Die Novelle zum Reichs- 
knappschaftsgesetz änderte im Jahre 1926 aus so- 
zialpolitischen Gründen, insbesondere im Hinblick 
auf Entscheidungen im Rahmen von knappschaftli- 
chen Zusatzleistungen, die bis dahin bestehende 
Parität in eine Vs-Mehrheit der Versicherten um; 
entsprechend wurde auch die Beitragslast zu Lasten 
der Versicherten neu verteilt. Bei der Wiederher- 
stellung der Selbstverwaltung nach 1945 sah man, 
anknüpfend an diese frühere Arbeitnehmermehrheit 
in den Organen der Reichsknappschaft, in den Or- 
ganen der Knappschaften eine ^/a-Mehrheit der ver- 
sicherten Arbeitnehmer vor; die im Jahre 1937 vor- 
genommene Beitragsaufteilung zu Lasten der Ar- 
beitgeber blieb auf diese Organzusammensetzung 
ohne Einfluß. 

Durch die nach 1945 getroffene gesetzliche Rege- 
lung wurde in den Organen der Träger der Knapp- 
schaftsversicherung den Vertretern der versicher- 
ten Arbeiter gegenüber der Gruppe der Arbeitgeber 
und den Vertretern der versicherten Angestellten 
(deren Anteil an der Gruppe der Versicherten be- 
trägt höchstens 20 v. H.) ein Übergewicht einge- 
räumt. Die für die Einführung der Parität bei den 
übrigen Versicherungsträgern angeführten Gründe 
blieben bei dieser Sonderregelung zugunsten der 
Bergarbeiter unberücksichtigt. 

Eine weitere Abweichung von der paritätischen Be- 
setzung der Organe mit Arbeitgebern und Versi- 
cherten findet iSich bei den landwirtschaftlichen Be- 
rufsgenossenschaften (mit Ausnahme der Garten- 
bau-Berufsgenossenschaft). Hier ist als dritte pari- 
tätische Gruppe die Gruppe der Selbständigen ohne 
fremde Arbeitskräfte vorhanden. Diese Regelung 
wurde getroffen, weil man der Auffassung war, daß 
die Selbständigen ohne fremde Arbeitskräfte sozio- 
logisch eine besondere Gruppe darstellen. 

Eine weitere Ausnahme besteht für die landwirt- 
schaftlichen Krankenkassen und Alterskassen. In 
den Organen dieser Körperschaften sind nur die 
Versicherten, insbesondere die Unternehmer und 
die mithelfenden Familienangehörigen sowie teil- 
weise die Altenteiler, vertreten. 

Die Mitwirkung der Arbeitgeber in den Organen 
der Sozialversicherungsträger, die Art und der Um- 
fang einer Mitwirkung und die Berechtigung von 
Ausnahmen sind Fragen, die bei einer Neuordnung 
des Selbstverwaltungsrechts aufgeworfen werden. 
Eine Veränderung der strukturellen Zusammenset- 
zung der Selbstverwaltungsorgane hätte infolge ih- 
rer grundsätzlichen Bedeutung neben weiteren Aus- 
wirkungen insbesondere Einfluß auf die Funktions- 
fähigkeit der Selbstverwaltungsorgane. 


3.3,2 Sicherung der gleichberechtigten Mitwirkung 
der versicherten Arbeitnehmer in den Organen 

Die Sozialversicherung ist trotz ihrer Öffnung für 
weitere Bevölkerungsgruppen in ihrem Kern eine 
Einrichtung zur Sicherung der abhängig Beschäftig- 
ten geblieben. Daraus wird die Forderung abgelei- 
tet, daß die Arbeitgeber im Sinne einer Sozialpart- 
nerschaft weiterhin in den Organen der Sozialversi- 
cherungsträger mitwirken sollten. Hieraus ergibt 
sich zwangsläufig die Gegenforderung, daß dann 
auch die gleichgewichtige Mitwirkung der versi- 
cherten Arbeitnehmer in den Organen sicherge- 
stellt werden müsse. Denn andernfalls könne von 
einer ausgewogenen Sozialpartnerschaft von Ar- 
beitgebern und versicherten Arbeitnehmern schon 
aus diesem Grunde nicht gesprochen werden. 

Voraussetzung der Teilnahme der Arbeitgeber an 
der Selbstverwaltung der Sozialversicherungsträger 
ist die Sicherung der gleichberechtigten und gleich- 
gewichtigen Mitwirkung der versicherten Arbeit- 
nehmer. Dem ließe sich insbesondere durch folgende 
Regelungen Rechnung tragen: 

— Berücksichtigung nur der Versichertengruppen 
in der Selbstverwaltung, die auch einen ange- 
messenen Anteil an der gesamten Zahl der Ver- 
sicherten darstellen, also in der Regel nur der 
Arbeitnehmer; 

— Zuordnung der Versicherten, die sich nicht un- 
ter die Arbeitnehmer einordnen lassen, zur Grup- 
pe der Arbeitgeber; 

— Einführung einer Drittelparität (Arbeitgeber — 
Arbeitnehmer — andere Versicherte) und Ein- 
führung des Erfordernisses von Gruppenmehr- 
heiten bei Abstimmung in wichtigen Fragen; 

— Beibehaltung der Parität Arbeitgeber — Versi- 
cherte, jedoch ist in allen wichtigen Fragen (wie 
derzeit u. a. bereits bei der Bundesknappschaft 
und den landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaften) die Mehrheit in den Gruppen erforder- 
lich. 

Alle Lösungsmöglichkeiten sind mit Nachteilen be- 
haftet. Die ersten drei Lösungen bedingen stärkere 
Eingriffe in die Organsitruktur, die Rechtsfragen 
von grundsätzlicher Art aufwerfen. Hinzu kommt, 
daß die Unterscheidung der Versicherten in Arbeit- 
nehmer und andere Versicherten — vor allem in 
der Rentenversicherung — einen erheblichen Ver- 
waltungsaufwand erforderlich machte und selbst 
dann verwaltungsmäßig nur schwer zu verwirkli- 
chen wäre. Die zuletzt genannte Möglichkeit wäre 
demgegenüber ein einfaches Mittel, das angespro- 
chene Problem der gleichgewichtigen Mitwirkung 
der versicherten Arbeitnehmer ohne Änderung der 
Organzusammensetzung vorläufig jedenfalls in den 
Fällen zu lösen, in denen die Vertreter der versi- 
cherten Arbeitnehmer auf der Versichertenseite die 
Mehrheit sind. Diese Lösung brächte sowohl zugun- 
sten der Arbeitnehmer als auch zugunsten der Ar- 
beitgeber eine Änderung des bisherigen Zustandes, 
der eine Mehrheitsentscheidung zugunsten des 
Blocks aller Arbeitgeber- oder aller Versicherten- 
vertreter mit einer einzigen Stimme der Gegenseite 
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ermöglicht. Alleiximgs darf nicht verkannt werden, 
daß eine solche Änderung des Ab stinunungs Verfah- 
rens zu einer Erschwerung der Auslösung einer 
Meinungsverschiedenheit zwischen den Gruppen 
führen kann, da bereits eine Minderheit von 
25 V. H, der Organmitglieder in der Lage wäre, eine 
positive Entscheidung des Organs zu verhindern. Es 
müßte deshalb geprüft werden, welche Möglichkei- 
ten zur Abwandlung dieser Lösung bestehen (z. B. 
Gruppenmehrheit kann durch 2 / 3 -Mehrheit der Or- 
gamnitglieder ersetzt werden), um die Nachteile 
dieses Verfahrens so gering wie möglich zu hal- 
ten. 

3.4 Wahl der Mitglieder der Organe 

Die Mitglieder der Vertreter Versammlungen der 
Versicherungsträger werden in der Regel durch die 
Versicherten und die Arbeitgeber in Urwahl ge- 
wählt, die Vertreterversammlungen wählen an- 
schließend die Vorstände der Versicherungsträger. 
Zur Wahl der Vertreterversammlungen haben alle 
Vorschlagsberechtigten das Recht, Vorschlagslisten 
einzureichen. Vorschlagsberechtigt sind, von Be- 
sonderheiten abgesehen, 

— zur Wahl der Vertreter der Versicherten Ge- 

werkschaften und selbständige Vereinigungen 
von Arbeitnehmern mit isozial- oder berufspoliti- 
scher Zwecksetzung (sonstige Arbeitnehmerver- 
einigungen) ; ^ 

— zur Wahl der Vertreter der Arbeitgeber Vereini- 
gungen von Arbeitgebern; 

— zur Wahl der Vertreter der Selbständigen ohne 
fremde Arbeitskräfte die auf freiwilliger Grund- 
lage gebildeten berufsständisohen Vereinigun- 
gen der Landwirtschaft. 

Außerdem können Listen eingereicht werden von 
Versicherten, Arbeitgebern und Selbständigen ohne 
fremde Arbeitskräfte, die nicht in einer Vereini- 
gung zusammengeschlossen sind (freie Listen). 

Sind nach Ablauf der Einreichungsfrist in einer 
Gruppe insgesamt nicht mehr Kandidaten vorge- 
schlagen, als Organmitglieder zu wählen sind, so 
gelten diese als gewählt (Wahl ohne Wahlhand- 
lung, § 7 Abs. 7 SVwG). Liegen die Voraussetzun- 
gen für das abgekürzte Verfahren nicht vor, iso er- 
halten die Wahlberechtigten in der jeweiligen 
Gruppe das Recht, die Mitglieder der Vertreterver- 
sammlung auf Grund der Wahl Vorschläge durch 
Stimmabgabe zu wählen. 

Bei den vergangenen Wahlen kam es nur bei einer 
geringen Zahl von Versicherungsträgern zu einer 
Wahlhandlung der Wahlberechtigten (1974 von 
über 1 600 Versiehe rungsträgem auf Versicherten- 
seite nur bei 37 Versioherungs trägem, auf Arbeit- 
geberseite nur bei einem Versichemngsträger). In 
der Regel wurden nicht mehr Kandidaten vorge- 
schlagen, als Organmitglieder zu wählen waren. 
Hierbei ist jedoch zu bemerken, daß es sich bei die- 
sen wenigen Versichenmgsträgem vor allem um 
die größten Sozialversicherungsträger handelte, so 
daß insgesamt etwa 15 Millionen Versicherte zur 
Stimmabgabe aufgemfen waren. 


3.4.1 Beibehaltung des Wahlverfahrens 

Die Sozialversicherungswahlen litten in der Ver- 
gangenheit an erhebliohen Mängeln. Als besonders 
schwerwiegender, die Legitimation der gewählten 
Personen in Frage stellender Mangel wurde bewer- 
tet, daß die Wahlbeteiligung der Versicherten bei 
den früheren Sozialversicherungswahlen immer ge- 
ringer wurde. Im Durchschnitt beteiligten sich bei 
den Sozialversidierungswahlen 1968 nur noch 20,45 
V. H. der Versicherten an der Wahl. Frühere Versu- 
che, hier eine Änderung zu erreichen, hatten nicht 
den gewünschten Erfolg. 

Wahlen sind nicht die einzige Möglichkeit, die Mit- 
glieder der Organe zu bestimmen. Denkbar wäre 
auch die Einführung eines Berufungsverfahrens, 
wie es sich bei der Bundesanstalt für Arbeit seit 
langem bewährt hat. Einer schematischen Übertra- 
gung dieses Verfahrens auf den Bereich der Sozial- 
versicherung ständen allerdings die wesentlich dif- 
ferenzierteren Verhältnisse der Organzusammenset- 
zung entgegen. Auch wird eingewandt, daß ein 
Wahl verfahren vom demokratischen Prinzip her 
und zur konsequenten Verwirklichung der Selbst- 
verwaltung Vorrang haben sollte. Nachfolgend 
wird untersucht, ob und wie das derzeitige Wahl- 
verfahren verbessert werden muß, wenn es beibe- 
halten wird. 

Die auf Vorschlägen der Bundesregiemng beruhen- 
den Gesetzesänderungen durch das Gesetz zur Wei- 
terentwicklung des Selbstverwaltungsrechts und 
zur Vereinbachung des Wahl Verfahrens (Achtes 
Gesetz zur Änderung des Selbstverwaltungsgeset- 
zes) führten zu einem Ansteigen der Wahlbeteili- 
gung der Versicherten bei den Sozialversichenmgs- 
wahlen des Jahres 1974 auf 43,7 v. H. (im Durch- 
schnitt). Hierbei ist allerdings zu berücksichtigen, 
daß nur bei 38 Versicherungsträgern gewählt wor- 
den ist. Die Wahlbeteiligung hat sich damit gegen- 
über den Sozialversicherungswahlen des Jahres 
1968 mehr als verdoppelt und kann unter Berück- 
sichtigung des geringeren Bekanntheitsgrades der 
Selbstverwaltung in der Sozialversichenmg jetzt 
auch im Vergleich mit anderen Wahlen als an- 
nehmbar bezeichnet werden. 

Eine ausreichende Wahlbeteiligung ist ein wichti- 
ges Glied bei der Beurteilung, ob ein Wahlverftah- 
ren gerechtfertigt und sinnvoll ist. Eine Gesamt- 
würdigung des Wahlverfahrens muß darüber hin- 
aus aber weitere Gesichtspunkte berücksichtigen. 
Hierbei steht im Vordergnmd die Frage, ob bei 
dem derzeitigen Wahlverfahren auch die Voraus- 
setzungen dafür vorliegen, daß die Wahlberechtig- 
ten bei der Stimmabgabe eine sachliche Wahlent- 
scheidung treffen können. 

Eine ausreichende Information der Wahlberechtig- 
ten über die zur Wahl stöhenden Kandidaten und 
die hinter ihnen stehenden Organisationen war bei 
den bisherigen Sozialversicherungswahlen — zu- 
mindest bei den großen Versiehe rungs trägem — 
nicht immer im erforderlichen Maße gewährlei- 
stet. 

Es kann davon ausgegangen werden, daß durch die 
Öffentlichkeitsarbeit der Versicherungsträger die 
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Wahlberechtigten über die Sozialversicherungs- 
waJhl im allgemeinen ausreichend unterrichtet wor- 
den sind. Sieht man von den allgemeinen Werbe- 
maßnahmen der großen Organisationen und der 
Angabe der Namen der Listenträger auf den 
Stimmzetteln ab, fehlte es dagegen in der Regel an 
einer näheren Information der Wahlberechtigten 
über die zur Wahl bei dem jeweiligen Versiche- 
rungsträger stehenden Personen. Die kaum genutzte 
Möglichkeit der Einsicht in die Vorschlagslisten 
bei den Versicherrmgsämtern kann hierbei außer 
acht bleiben. Die Presse, der Rrmdfunk und das 
Fernsehen haben trotz ihrer frühzeitigen Unterrich- 
tung über die Möglichkeit der Einreichung von 
Vorschlagslisten und über die anstehende Stimmab- 
gabe kaum ZU einer Information der Wahlberech- 
tigten beigetragen. 

Die weitgehende Unkenntnis der Wahlberechtigten 
über die zur Wahl stehenden Personen ist ein 
Problem, das grundsätzlich auch bei sonstigen 
Wahlen, sieht man von den Spitzenkandidaten ab, 
vorhanden ist. Dieses Problem stellt sich bei den 
Sozialversicherungswahlen jedoch stärker, da auch 
die Spitzenkandidaten der einzelnen Vorschlagsli- 
sten den Wahlberechtigten in der Regel unbekannt 
sind. Hinzu kommt, daß sich bei den Sozialversi- 
cherungswahlen über die allgemein bekannten Or- 
ganisationen hinaus Organisationen bewerben, de- 
ren Größe, Bedeutung und Ziele sowie deren füh- 
rende Persönlichkeiten den Wahlberechtigten unbe- 
kannt sind. Die Gefahr für eine bewußte Wahlent- 
söheidung wird dann verstärkt, wenn solche Orga- 
nisationen Namen führen, die zu falschen Annah- 
men über ihre Größe und ihre Bedeutung, sowohl 
für sich betrachtet als auch im Vergleich zu den 
anderen Organisationen verleiten können, und die 
Namen dieser Organisationen über den Stimmzettel 
zur alleinigen Information der Wahlberechtigten 
werden. Erhebliche Auswirkungen auf das Wähler- 
verhalten ergeben sich außerdem erfahrungsgemäß 
dann, wenn eine der an ider Wahl beteiligten Orga- 
nisationen einen Namen führt, der den Namen des 
Versicherungsträgers oder wesentliche Bestandteile 
daraus enthält und damit dazu verleitet, einen Zu- 
sammenhang zwischen dem Versicheningsträger 
und dieser Organisation herzustellen. Jedoch wäre 
ein schlichtes Verbot, solche Namen zu führen, we- 
gen Verstoßes gegen Artikel 9 Abs. 1 des Grundge- 
setzes (GG) verfassungsrechtlich unzulässig (BVerf- 
GE 30, 227 ff.). 

Eine Beibehaltung des Wahl Verfahrens erfordert, 
daß die Gefahren, die aus imzureichenden oder ir- 
reführenden Informationen der Wahlberechtigten 
drohen, vermindert werden. Denn die Sozialversi- 
cherungswahlen haben nur dann ihren Sinn der 
Mitbestimmung, Legitimation imd Repräsentation, 
wenn eine möglichst große tatsächliche und sachli- 
che Verbindung zwischen Wahlberechtigten imd 
Wahlbewerbem vorhanden ist; diese wird aber 
durch Irreführimg zerstört. Vor den nächsten allge- 
meinen Sozialversicherungswahlen des Jahres 1980 
sollte daher sichergestellt werden, daß die Informa- 
tion der Wahlberechtigten verbessert und die Ge- 
fahren einer irreführenden Information der Wahlbe- 
rechtigten verringert werden. Überlegungen hierzu 


mit dem Ziele, daß der Sozialversicherungswahl 
auch tatsächlich ihre im Rahmen der Selbstverwal- 
tung entscheidende Funktion der demokratischen 
Auswahl und Legitimierung der Amtsträger zu- 
kommt, werden nachstehend dargestellt. Die Bun- 
desregierung geht davon aus, daß auf der Grundla- 
ge eines so verbesserten Wahl Verfahrens die So- 
zialversicherungswahlen beibehalten werden. 

3.4.2 Anforderungen an die 

vorschlagsberechtigten Organisationen 

Die Vertreter der Versicherten imd der Arbeitgeber 
werden in die Vertreterversammlimgen auf Grund 
von Vorschlagslisten gewählt. Das Recht, Vor- 
schlagslisten einzureichen, steht nur bestimmten 
Organisationen und daneben einzelnen Wahlbe- 
rechtigten zu (§7 Abs. 2 Sätze 3 bis 6 SVwG). Bei 
den Wahlen ist insbesondere das Vorschlagsrecht 
der Organisationen bedeutsam, weil diese im Ge- 
gensatz zu den sogenannten freien Listen einzelner 
Wahlberechtigter die Listen unter ihren wesentlich 
werbewirksameren Organisationsnamen einreichen 
können. 

Der Wahlberechtigte macht sich naturgemäß auf 
Grund der in seinem Stimmzettel wiedergegebenen 
Organisationsnamen ein bestimmtes Bild von den 
betreffenden Organisationen, vor allem dann, wenn 
die Angabe der Namen der Organisationen die 
einzige Information ist, die ihn erreicht. Das bringt 
die Gefahr von Irrtümern der Wahlberechtigten 
über die vorschlagsberechtigten Organisationen mit 
sich. 

Entsprechend den Überlegungen der Wahlbeauf- 
tragten in ihrem Bericht sollte zunächst die Frage 
geprüft werden, ob es nicht notwendig ist, das Be- 
stehen und idie Kontinuität von Organisationen, die 
Wahlvorschläge vorlegen, in geeigneter Form 
nachweisen zu lassen. Der Wahlberechtigte sollte 
bei den Sozialversicherungswahlen darauf vertrau- 
en können, daß die als Arbeitnehmervereinigung 
auftretende Organisation auch tatsächlich von Um- 
fang imd Festigkeit ihrer Organisation, der Zahl ih- 
rer Mitglieder, ihrer demokratischen Struktur sowie 
ihrer bisherigen und zu erwartenden Leistungen her 
in der Lage ist, den unter ihrem Namen vorgeschla- 
genen Organmitgliedem die gebotene sachliche Un- 
terstützung zu geben. Auf jeden Fall müssen Orga- 
nisationen ohne eigenes Programm, insbesondere 
auch Zufallsbildungen heterogener Art von kurzer 
Lebensdauer, auf die Möglichkeit der Einreichung 
„freier Listen" unter den Namen der Bewerber be- 
schränkt bleiben. 

Darüber hinaus muß sichergestellt werden, daß sich 
Organisationen nur mit solchen Namen, die den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechen, an den 
Wahlen beteiligen. Denn die im Stimmzettel er- 
scheinenden Namen der Organisationen haben Ein- 
fluß auf die Wahlentscheidung des Wählers imd 
dürfen deshalb nicht irreführen. Vorbeugende Re- 
gelungen gegen Irreführungen sind zulässig (vgl. 
BVerfGE 30, 245). Eine Organisation, deren Namen 
darauf hindeutet, daß sie eine bestimmte Personen- 
gruppe vertritt, sollte imter diesem Namen nur 
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dann eine Vorschlagsliste einreiohen können, wenn 
sie auch tatsächlich über eine angemessene Zahl 
von Mitgliedern aus der angesprochenen Personen- 
gruppe verfügt. Dementsprechend sollte eine Orga- 
nisation, die den Namen des Versicherungsträgers 
führt oder deren Namen einen wesentlichen Be- 
standteil hieraus enthält oder die sich als „Mitglie- 
dervereinigung“ oder ähnlich bezeichnet, unter Be- 
rücksichtigung der Größe des Versioherungsträgers 
über eine angemessene Zahl an Mitgliedern verfü- 
gen, die bei dem betreffenden Versicherungsträger 
versichert sind. Jeder Organisation, die diese Vor- 
aussetzung erfüllt, könnte andererseits das Recht 
eingeräumt werden, sich — gegebenenfalls ergän- 
zend — im Stimmzettel als „Mitgliedervereini- 
gung“ ZU bezeichnen. 

Unberührt von einer solchen Änderung bliebe das 
Recht der in anderen Organisationen zusammenge- 
schlossenen Wahlberechtigten, freie Listen einzu- 
reichen. Denn bei solchen Listen, die unter den Fa- 
miliennamen der Listenvertreter einzureichen sind, 
wird für den Wahlberechtigten ausreichend deut- 
lich, daß es sich nur um kleinere Gruppen von Per- 
sonen handelt; ein Irrtum der Wahlberechtigten ist 
daher* in der Regel insoweit nicht zu befürchten. 

3.4.3 Vorschlagsrecht von Organisationen 

der Versicherten, 

die nicht Arbeitnehmer sind 

Auf der Seite der Versicherten sind grundsätzlich 
nur die Gewerkschaften und die sonstigen Arbeit- 
nehmervereinigungen vorschlagsberechtigt. Durch 
die Einbeziehung weiterer Personenkreise in die 
Sozialversicherung sind neben den Arbeitnehmern 
jedoch auch andere Versicherte, insbesondere Rent- 
ner, Hausfrauen, Schüler, Studenten und Selbstän- 
dige wählbar. Solche Personen sind in gewissem 
Umfang bei den sonstigen Arbeitenhmervereinigun- 
gen mit berücksichtigt worden oder haben freie Li- 
sten eingereicht. 

Die Frage, ob neben den Vereinigungen der Arbeit- 
nehmer auch andere Vereinigungen von Versicher- 
ten für die Sozialversicherungswahl vorschlagsbe- 
rechtigt sein sollen, bleibt zu prüfen. 

3.4.4 Listenverbindungen 

Listenverb in düngen dienen in Wahlsystemen mit 
einem Verhältniswahlrecht dazu, Reststimmen bes- 
ser auszunutzen. Nach der Fassung des Selbstver- 
waltungsgesetzes hat die Listenverbindung bei den 
Sozialversicherungswahlen darüber hinaus die Wir- 
kung, daß die verbundenen Listen an der Sitzvertei- 
lung teilnehmen, selbst wenn sie allein weniger als 
5 V. H. der Stimmen erhalten haben. Hierbei ist zu 
beachten, daß die Listenverbindung an keine sach- 
lichen Voraussetzungen geknüpft ist, keine sonsti- 
gen Folgewirkungen hat und für den Wahlberech- 
tigten nicht erkennbar ist. 

Die derzeitige Regelung über die Listenverbindung 
hat damit, soweit erkennbar vom Gesetzgeber un- 
gewollt, die Wirkung, daß weniger bedeutende Or- 
ganisationen, die der Gesetzgeber durch Einführung 


der 5-v. H.-Sperrklausel von der Sitzverteilung aus- 
schließen wollte, mühelos und ohne Risiko diese 
Regelung unterlaufen können. 

Die Wahlbeauftragten sind der Auffassung, daß die 
Listenverbindung auch bei den Sozialversiche- 
rungswahlen nur der Reststimmenverwertung, da- 
gegen nicht dem überspringen der 5-v. H.-Sperr- 
klausel dienen sollte. Darüber hinaus soll erwogen 
werden, zur besseren Information der Wahlberech- 
tigten Listenverbindungen auf dem Stimmzettel 
kenntlich zu machen. 

3.4.5 Information der Walberechtigten 

Der Information der Wahlberechtigten über die zur 
Wahl stehenden Kandidaten und über die hinter ih- 
nen stehenden Organisationen kommt ein hoher 
Stellenwert für ein gutes Wahlverfahren zu. über 
die Vermeidung der Gefahr einer Irreführung hin- 
aus sollten daher alle Möglichkeiten im Rahmen 
des Wahl Verfahrens genutzt werden, die objektive 
Informationen der Wahlberechtigten zu verbessern. 
Hierfür ergeben sich mehrere Möglichkeiten: 

Zunächst bietet sich an, die Angabe der Listenträ- 
ger (Organisationen) auf dem Stimmzettel durch die 
Angabe des jeweiligen Spitzenkandidaten mit Ge- 
burtsdatum, Wohnort und Beruf zu ergänzen. Frag- 
lich erscheint, ob es darüber hinaus möglich ist, 
den Wahlberechtigten mit den Wahlunterlagen nä- 
here Angaben über die Organisationen, insbesonde- 
re über Gründungszeitpunkt, satzungsmäßige Ziele, 
Mitgliederzahl und -Struktur, Verbreitung, führende 
Persönlichkeiten sowie über weitere Kandidaten zu 
übersenden. Eine solche Information setzt voraus, 
daß die in Betracht kommenden Angaben glaubhaft 
gemacht und durch eine neutrale Stelle auf ihre Zu- 
verlässigkeit hin überprüft werden können. Denn 
eine verbesserte Information im Rahmen des Wahl- 
verfahrens kann nur objektivierbare und überprüf- 
bare Angaben, darf dagegen keine Wahlpropagan- 
da zum Gegenstand haben. Es bleibt zu prüfen, ob 
sich die Grenze zwischen objektiver Information 
und Wahlpropaganda eindeutig ziehen läßt. 

3.4.6 Stimmabgabe 

Bei den Sozialversicherungswahlen im Jahre 1974 
wurde der Briefwahl mit 98,13 v.H. der abgegebe- 
nen Stimmen gegenüber der Stimmabgabe in Wahl- 
räumen eindeutig der Vorzug gegeben. Das Schwer- 
gewicht der insgesamt gesehen mit 1,87 v.H. äu- 
ßerst geringen Inanspruchnahme von Wahlräumen 
lag bei den größeren Betrieben, in denen zu einer 
Betriebskrankenkasse oder zur Nordwestlichen Ei- 
sen- und Stahl-'Berufsgenossenschaft gewählt wur- 
de. Wahlräume in anderen Betrieben und Wahlräu- 
me bei den Versicherungsträgern wurden daher in 
einem noch geringeren Umfang in Anspruch ge- 
nommen. Eine Beibehaltung der Wahlräume läßt 
sich daher nur noch für größere Betriebe rechtferti- 
gen, in denen zu einer Betriebskrankenkasse oder 
einer Berufsgenossenschaft gewählt wird. 

Die Bundesregierung hat — vor allem auch im Hin- 
blick auf die Zunahme der Briefwahl — bereits in 
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§ 96 des Entwurfs eines Sozialgesetzbuchs — Ge- 
meinsame Vorschriften für die Sozialversicherung 
— vorgeschlagen, die Geltung der Strafvor Schriften 
der §§107 bis 108 c des Strafgesetzbuchs mit gerin- 
gen Abweichungen auch auf die Urwahlen in der 
Sozialversicherung zu erstrecken. Damit soll insbe- 
sondere auch das Wahlgeheimnis bei der Briefwahl 
mit strafrechtlichem Schutz versehen werden. 

3.4.7 Wahl ohne Wahlhandlung 

Die nur bei den Sozialversicherungswahlen vorhan- 
dene Besonderheit der Wahlen ohne Wahlhandlung 
ist rechtlich nicht mehr umstritten. Dennoch be- 
steht eine Schwierigkeit darin, der Öffentlichkeit 
verständlich zu machen, warum bei dem einen Ver- 
sicherungsträger eine Wahlhandlung stattfindet, bei 
dem anderen dagegen nicht. Hinzu kommt, daß auf 
Arbeitgeberseite sogar nur bei einem Versiche- 
rungsträger gewählt worden ist. 

Die Frage der Zulässigkeit eines solchen Verfah- 
rens war Gegenstand eines Rechtsstreites vor dem 
Bundessozialgericht. In seinem Urteil vom 15. No- 
vember 1973 (BSGE 36, 242) hat das Bundessozial- 
gericht das abgekürzte Wahlverfahren als demo- 
kratisch und rechtmäßig anerkannt. Dieses abge- 
kürzte Wahl verfahren enthält nach Auffassung des 
Bundessozialgerichts starke Elemente einer mittel- 
baren Wahl. Ein derartiges Wahlverfahren sei für 
die Sozialversicherung jedoch verfassungsrechtlich 
nicht ausgeschlossen, ida Artikel 28 Abs, 1 Satz 2 
GG, der für die Volksvertretung in den Ländern, 
Kreisen und Gemeinden unmittelbare Wahlen vor- 


schreibt, für die Sozialversicherung nicht gilt. Aus 
rechtlicher Sicht besteht daher kein Anlaß, dieses 
vereinfachte Wahlverfahren, das der Vermeidung 
eines im Ergebnis unnötigen kostspieligen Abstim- 
mungsverfahrens dient, aufzugeben. Das bedeutet 
jedoch nicht, daß insoweit keine Änderungen gebo- 
ten wären. 

Für die Vollwertigkeit ides vereinfachten Wahlver- 
fahrens ist von entscheidender Bedeutung, daß die 
Vorschlagsberechtigten rechtzeitig und ausreichend 
über die anstehende Wahl und ihr Vorschlagsrecht 
unterrichtet werden. Hier vor allem setzte in der 
Vergangenheit die Kritik, insbesondere der Presse- 
organe an, da die Wahlausschreibung vorzugsweise 
oder sogar nur in amtlichen Blättern veröffentlicht 
wurde. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung der 
Wahlbeauftragten, daß die Wahl aus Schreibung in 
Zukunft kürzer und übersichtlicher gestaltet in den 
Tageszeitungen veröffentlicht werden soUte, damit 
die Einrichtung der Wahl ohne Wahlhandlung eine 
verbesserte demokratische Basis erhält. 

3.4.8 Sonstige Änderungen des Wahlverfahrens 

Die Bundesregierung stimmt der Auffassung der 
Wahlbeauftragten in ihrem Bericht zu, daß das 
Wahlverfahren zu seiner Verbesserung in weiteren 
Punkten überprüft werden sollte. Auf die eingehen- 
den Ausführungen der Wahlbeauftragten in ihrem 
Bericht (vgl. Anlage 2) wird insoweit Bezug genom- 
men. 


4 Wahl und Stellung des Geschäftsführers 


4.1 Organschaftliche Stellung des 
Geschäftsführers 

Die Stellung des Geschäftsführers im System der 
korporativen Selbstverwaltung der Versicherungs- 
träger ist oben unter 2 dargestellt. 

Die bisherige Aufgabenverteilung auf die Selbst- 
verwaltungsorgane und auf den Geschäftsführer 
(Geschäftsführung) sowie die bisherige Stellung des 
Geschäftsführers im Selbstverwaltungs System ha- 
ben sich grundsätzlich bewährt. Die gesetzliche Zu- 
stähdigkeitsabgrenzung zwischen den Selbstverwal- 
tungsorganen und dem Geschäftsführer entlastet 
die ehrenamtliche Selbstverwaltung von der Ver- 
antwortung für die Rechtmäßigkeit der Entschei- 
dungen in laufenden Verwaltungsgeschäften, so- 
weit nicht ausdrücklich durch besondere Regelun- 
gen die Entscheidung von Einzelfällen Selbstver- 
waltungseinrichtungen, insbesondere Rentenaus- 
schüssen und Widerspruchsstellen, übertragen ist. 
Darüber hinaus wird durch die beratende Mitwir- 
kung des Geschäftsführers im Vorstand die Einheit- 
lichkeit der Verwaltung des Versicherungsträgers 
entscheidend gefördert. Durch dieses System wird 
erreicht, daß fachliche Gesichtspunkte im erforder- 


lichen Maße bei der Verwaltung des Versiche- 
rungsträgers berücksichtigt werden, ohne das Prin- 
zip der ehrenamtlichen Selbstverwaltung in Frage 
zu stellen. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß mit 
diesem Prinzip nicht vereinbar ist, wenn die Ge- 
schäftsführung der Rentenversicherungs träger bei 
der Aufstellung des Haushalts, des Stellenplans 
und in Fragen der Vermögens anlage eine beschlie- 
ßende Stimme hat (§15 Abs. 3 Satz 3 SVwG). Ab- 
gesehen davon, daß damit das Entscheidungsrecht 
in diesen wichtigen Fragen nicht allein bei den eh- 
renamtlichen Mitgliedern des Vorstandes liegt, 
kann das sogar dazu führen, daß die Stimme der 
Geschäftsführung bei unterschiedlichen Auffassun- 
gen im Vorstand den Ausschlag gibt. Diese Mög- 
lichkeit räumt der Geschäftsführung eine unver- 
hältnismäßig starke Stellung ein, die geeignet ist, 
die paritätische Selbstverwaltung ausziihöhlen. Die 
Bundesregierung hat deshalb — wie bereits er- 
wähnt — zur Rechtsangleiohung im Entwurf eines 
Sozialgesetzbuchs — Gemeinsame Vorschriften für 
die Sozialversicherung — vorgeschlagen, das 
Stimmrecht der Geschäftsführung im Vorstand auf- 
zuheben. 
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Darüber hinaus hat die Bundesregierung in demsel- 
ben Entwurf (§ 36 Abs, 2) eine Regelung vorge- 
schlagen, nach der der Vorstand Richtlinien für die 
Führung der laufenden Verwaltungsgeschäfte erlas- 
sen kann. Damit soll gleichzeitig klargestellt wer- 
den, daß Einzeleingriffe in die Befugnis des Ge- 
schäftsführers zur Entscheidung von Einzelfällen 
nicht zulässig sind. Diese klarere Abgrenzung der 
Befugnisse der Selbstverwaltung im Zuständigkeits- 
bereich des Geschäftsführers erscheint sachdien- 
lich, um einerseits der Selbstverwaltung die ihr zu- 
kommende übergeordnete Kompetenz zu gewährlei- 
sten, ohne andererseits die fachbezogene, rechtliche 
Entscheidung von Einzelfällen zu beeinträchtigen. 


4.2 Wahl des Geschäftsführers auf 
Lebenszelt/Zeit 

Die Geschäftsführer und die Mitglieder der Ge- 
schäftsführungen werden auf Lebenszeit gewählt. 
Dies kann sich für die Selbstverwaltung eines Ver- 
sicherungsträgers ungünstig auswirken, wenn spä- 
ter die Vertrauensbasis für die Arbeit des Ge- 
schäftsführers oder eines Mitglieds einer Geschäfts- 
führung entfällt und damit die Einheitlichkeit der 
Verwaltung des Versicherungsträgers nicht mehr 
gewährleistet ist Das Gesetz sieht zwar die Mög- 
lichkeit vor, den Geschäftsführer aus wichtigem 
Grxmde von seinem Amt zu entbinden (§15 Abs. 3 
Satz 2 in Verbindung mit §6 Abs. 4 Satz 1 SVwG). 
Diese Regelung ist aber sehr unbestimmt, wird in 
der Praxis an strenge Voraussetzungen geknüpft 
und kann deshalb nur selten Hilfe bieten. Erschwe- 
rend kommt hinzu, daß jede besondere Regelung, 
die die dienstrechtlichen Folgen einer solchen 
Amtsentbindung behandelt, fehlt. 

Die Wahl des Geschäftsführers auf Lebenszeit ist 
nicht die allein bestehende Gestaltungsmöglichkeit. 
In anderen Bereichen wurde mit der Wahl eines 
hauptamtlichen Leiters der Verwaltung auf Zeit ein 
System entwickelt, das stärker auf das Prinzip der 
ehrenamtlichen Selbstverwaltung ausgerichtet ist. 
Als Beispiel könnte folgendes Modell dienen: 

— Wahl des Geschäftsführers auf zwölf Jahre; 

— dienstrechtliche Stellung: Bediensteter auf Zeit; 

— der Geschäftsführer muß sich nach Ablauf von 
zwölf Jahren zur Wiederwahl stellen, anderen- 
falls verliert er seine Versorgungs an Sprüche; 

— ■ wird der Geschäftsführer nach Ablauf der Amts- 
periode nicht wiedergewählt, ist die erreichte 
Versorgung zu gewähren. 

Für eine Wahl des Geschäftsführers auf Zeit könnte 
sprechen, daß sie die Funktion der ehrenamtlichen 
Selbstverwaltung stärkt. Die Selbstverwaltungsor- 
gane könnten nach Ablauf einer Amtszeit einen an- 
deren Geschäftsführer wählen. Dadurch wären die 
Selbstverwaltungs Organe in die Lage versetzt, dem 
Geschäftsführer ihr Vertrauen zu bekunden, zu er- 
neuern oder ggf. zu entziehen. Für den Geschäfts- 
führer wird durch eine Wiederwahl — die die Re- 
gel sein dürfte — die Vertrauen^basis für seine Tä- 


tigkeit bestätigt. Die für die Wahrnehmung der Ge- 
schäfte der laufenden Verwaltung notwendige Kon- 
tinuität würde eine Amtsdauer von etwa zwölf Jah- 
ren erfordern. 

Gegen eine Wahl des Geschäftsführers auf Zeit 
wird eingewandt, daß dem Versicherungsträger hö- 
here Kosten, insbesondere durch die Gewährung ei- 
ner Versorgung an nicht wiedergewählte Ge- 
schäftsführer entstehen können. Gegen eine Wahl 
des Geschäftsführers auf Zeit spricht auch die Be- 
fürchtung, daß der Geschäftsführer hierdurch ge- 
genüber den Selbstverwaltungsorganen in eine 
stärkere Abhängigkeit geriete. Dies wäre jedoch 
nur dann ein Nachteil, wenn der Geschäftsführer 
dadurch in seinen Entscheidungen gehemmt oder 
sogar zu falschem Handeln veranlaßt würde. Im 
Kommunalrecht wird eine derartige Gefahr offen- 
bar als nicht vorhanden oder zumindest als gering 
angesehen, wobei allerdings zu bedenken ist, daß 
sich eine Parallele zwischen der Selbstverwaltung 
im kommunalen Bereich und derjenigen im Bereich 
der Sozialversicherung wegen deren spezifischer 
Aufgabenstellung und begrenzten Wirkungskreises 
nicht ohne weiteres ziehen läßt. Beachtet werden 
muß, daß sich eine andere Beurteilung im übrigen 
auch bei einer wesentlich kürzeren Amtszeit als 
zwölf Jahre ergäbe. 

Wird der Geschäftsführer nur auf Zeit gewählt, ist 
er gezwungen, sich nach Ablauf der Amtszeit um 
eine andere Stelle zu bemühen, wenn er nicht wie- 
der gewählt wird. Abgesehen davon, daß die nicht 
erneute Wahl aber eine Ausnahme wäre, muß be- 
rücksichtigt werden, daß dem nicht wieder gewähl- 
ten Geschäftsführer seinen bisherigen Dienstzeiten 
entsprechende Versorgungsbezüge gewährt werden 
müssen. Auch insoweit haben die Verhältnisse im 
Kommunalrecht, soweit erkennbar, bisher keinen 
Anlaß gegeben, von der dort geltenden Regelung 
abzugehen. * 

Die Frage, ob die Übertragung von Spitzenpositio- 
nen auf Zeit rechtlich zulässig und zweckmäßig ist, 
wird in dem Bericht ider Studienkommission für die 
Reform des öffentlichen Dienstrechts (Tz. 522 ff.) 
angesprochen und ist von einer Minderheit bejaht 
worden. Sie befindet sich zur Zeit in der Diskus- 
sion. Es müßte ggf. geprüft werden, ob eine Rege- 
lung für den Bereich der Sozialversicherung erst im 
Rahmen einer Gesamtregeilimg oder vorab erfolgen 
könnte. 

Bleibt es bei der Wahl des Geschäftsführers auf Le- 
benszeit, sollte möglichst näher bestimmt werden, 
welche konkreten Anlässe die bereits heute mögli- 
che Amtsentbindung aus wichtigem Grunde recht- 
fertigen. Hierbei könnte auch eine Verbesserung 
dieser Möglichkeit in angemessenem Umfang in Er- 
wägung gezogen werden, wenn gleichzeitig das Er- 
fordernis einer qualifizierten Mehrheit oder einer 
Mehrheit in allen Gruppen für eine solche Amtsent- 
bindung vorgesehen würde. Unbedingt erforderlich 
ist es in jedem Fall, die dienstrechtlichen Folgen 
eines Verlustes des Amtes des Geschäftsführers 
durch Amtsentbindung oder Amtsenthebung zu 
regeln. 
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4.3 Qualifikationsvoraussetzungen für den 
Geschäftsführer 

Für die Wahl zum Geschäftsführer oder zum Stell- 
vertreter eines Geschäftsführers müssen die nach 
den dienstrechtlichen Vorschriften vorgeschriebe- 
nen Voraussetzungen erfüllt sein. Als Geschäftsfüh- 
rer und — soweit dies durch autonomes Recht zu- 
gelassen ist — als Stellvertreter des Geschäftsfüh- 
rers können jedoch auch Personen gewählt werden, 
die die erforderliche Befähigxmg durch Lebens- und 
Berufserfahrung erworben haben. Die Feststellung, 
ob ein Bewerber die erforderliche Befähigxmg er- 
worben hat, trifft die oberste Verwaltxmgsbehör- 
de. 

Teilweise wird gefordert, den Zugang zum Amt des 
Geschäftsführers ohne die gesetzlich vorgesehene 
Ausbildung an strengere Voraussetzungen zu knüp- 
fen, da die Ausbildimg der Verwaltungsangehöri- 


gen im Bereich der Sozialversicherung inzwischen 
umfassend geregelt worden sei. Dem sollte nicht 
gefolgt werden, da die Regelimg eines Ausbil- 
dimgsganges nicht ausschließen sollte, solche Be- 
werber gleichberechtigt zu berücksichtigen, die 
ihre Befähigung auf andere Weise erlangt haben. 
Die hierfür geltenden Regelxmgen lassen die Be- 
sorgnis, es könnten auch nicht ausreichend befähig- 
te Bewerber bei der Wahl eines Geschäftsführers 
Berücksichtigxmg finden, xmbegründet erschei- 
nen. 

Die Feststellimg der Befähigxmg nach §15 Abs. 7 
Satz 2 SVwG durch die oberste Verwaltxmgsbehör- 
de sollte zur besseren Absicherxmg der bei der 
Wahl zu treffenden Entscheidxmg beibehalten wer- 
den. Die teilweise erhobene Forderxmg, daß die 
oberste Verwaltxmgsbehörde ihre Feststellxmg auf 
der Grundlage ider Entscheidxmg einer unabhängi- 
gen Stelle treffen sollte, bleibt zu prüfen. 


5 Sonstige Einrichtungen der Seibstverwaitung 


5.1 Rentenausschüsse und Widerspruchsstellen 

Axißer den Organen besitzen die Versicherxmgs trä- 
ger weitere Einrichtxmgen der ehrenamtlichen 
Selbstverwaltung mit eng ximgrenzten Funktionen: 

— Renten ausschüsse bei den Trägern der Unfall- 
versicherung zur förmlichen Feststellung von 
Leistxmgen; 

— Widerspruchsstellen bei allen Versicherxmgsträ- 
gem zur Entscheidung über Widersprüche ge- 
gen Entscheidungen der hauptamtlichen Verwal- 
txmg des Versioherxmgsträgers. 

Diese Selbstverwaltungseinrichtxmgen, tdie in der 
Regel mit Vertretern der Versicherten xmd der Ar- 
beitgeber, teilweise zusätzlich mit einem Vertreter 
der Verwaltxmg besetzt sind, haben verschiedenar- 
tige Funktionen und Aufgaben. Ihnen ist gemein- 
sam, daß sie sich in den Bereich erstrecken, für den 
an sich der Geschäftsführer zuständig ist. Sie haben 
ihre Rechtsgrxmdlagen axißerhalb des Selbstverwal- 
tungsgesetzes. Die Rentenausschüsse beruhen auf 
§ 1569 b RVO, die Widerspruchsstellen auf §85 
Abs. 2 Nr. 2 des Sozialgerichtsgesetzes. Die näheren 
Bestimmxmgen über diese Einrichtxmgen werden 
hiernach der Vertreterversammlxmg der Versiche- 
rungsträger überlassen. 

Die Rentenausschüsse und die Widerspruchsstellen 
haben sich bewährt. In ihnen werden zahlreiche 
Versicherte xmd Arbeitgeber für den Versiche- 
rxingsträger tätig und helfen dadurch mit, das Ver- 
hältnis zwischen den Versicherten, Leistxmgsbe- 
rechtigten xmd Arbeitgebern xmd den Versiche- 
rxmgsträgern zu verbessern. Die Bedeutung der Wi- 
derspruchstellen hat sich durch die Ausdehnxmg 
des Vorverfahrens dxirch das Gesetz zur Änderxmg 
des Sozialgerichtsgesetzes vom 30. Juli 1974 
(BGBl. I S. 1625) weiter erhöht. Nach den zuletzt ge- 
troffenen Feststellxmgen hatten im Durchschnitt rd. 


llv. H. der durch Widerspruchsbescheid abge- 
schlossenen Widerspruchsverf ähren vollen oder 
teilweisen Erfolg. Nur gegen rd. 36 v. H. der Wider- 
spruchsbescheide wurde Klage erhoben. 

Probleme können sich daraus ergeben, daß bei ei- 
ner größeren Zahl von Rentenausschüssen und Wi- 
derspruchsstellen eines Versicherxmgsträgers die 
Einheitlichkeit der Entscheidxmgen nicht immer ge- 
währleistet ist oder nach Axiffassxmg des Geschäfts- 
führers oder des Vorstandes eine rechtswidrige 
Entscheidxmg vorliegt. Die Beseitigung einer 
rechtswidrigen Entscheidxmg durch Anrufung der 
Aufsichtsbehörde oder idurch einen nach der Recht- 
sprechxmg zxilässigen Insichprozeß auf Grxmd einer 
Klage des Geschäftsführers kann nur als Notlösxmg 
betrachtet werden. 

Es wird zu überlegen sein, ob nicht der Vorstand 
als das für die Verwaltxmg des Versicherxmgsträ- 
gers zuständige Selbstverwaltxmgsorgan in grxmd- 
sätzlichen Fragen eine koordinierende Fxmktion 
wahrnehmen sollte, um die Einheitlichkeit -der Ent- 
scheidungen der Rentenausschüsse, Widerspruchs- 
stellen und der Geschäftsführung eines Versiche- 
rxmgsträgers sicherzustellen. Dem Geschäftsführer 
fiele zudem /die Aufgabe zu, gegen eine seiner Mei- 
nxmg nach rechtswidrige Entscheidxmg eines Ren- 
tenausschusses oder einer Widerspruchsstelle die 
abschließende Verwaltungsentscheidxmg des Vor- 
standes herbeizuführen. Durch eine solche Rege- 
lung würden Rentenausschuß unid Widerspruchs- 
stelle voll in das Selbstverwaltungssystem des Ver- 
sicherxmgsträgers integriert. 

5.2 Ausschüsse für Fragen der Krankenversiche- 
rung bei den Landesversicherungsanstalten 

Die Landesversicherxmgsanstalten sind Träger der 
gesetzlichen Krankenversicherxmg für bestimmte 
Gemeinschaftsaxifgaben (u. a. Vertrauensärztlicher 
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Dienst, Verwaltung der Rücklagen der Krankenkas- 
sen, Prüfung der Geschäfts-, Rechnungs- und Be- 
triebsführung der Krankenkassen und Kassenver- 
bände). Im Hinblick hierauf sind bei den Landes- 
versicherungsanstalten Ausschüsse für die Fragen 
der Krankenversicherung gebildet worden. Ihnen 
gehören nicht nur Mitglieder 'der Organe der Lan- 
desversicherungsanstalten, sondern auch Vertreter 
der Krankenkassen an (§ 414 e Satz 2 Buchstabe d 
RVO, §75 Abs. 3 KVLG). Die Ausschüsse, für die 
eine besondere Rechtsgrundlage nicht besteht, sind 
lediglich Ausschüsse mit vorbereitender oder bera- 
tender Funktion. Die abschließende Erledigung ein- 
zelner Aufgaben der Organe der Landesversiche- 
rungsanstalten kann ihnen nicht übertragen wer- 
den, da sie infolge ihrer besonderen Zusammenset- 
zung den gesetzlichen Vorschriften über Erleidi- 
gungsausschüsse (§ 4 Abs. 7 SVwG) nicht entspre- 
chen. 

Die Aufgaben und Zusammensetzung der Ausschüs- 
se sollten bei einer Neuordnung des Selbstverwal- 
tungsrechts überprüft werden. 

5.3 Knappschaftsausschüsse 

Die Bundesknappschaft hat als Bindeglied zwischen 
dem Vorstand sowie der Geschäftsführung der Bun- 
desknappschaft einerseits und den Knappschafts- 
mitgliedern sowie den Betrieben mit knappschaft- 
lich Versicherten andererseits regionale» Knapp- 
schaftsausschüsse gebildet. Diese Ausschüsse neh- 
men vorwiegend Aufgaben der Krankenversiche- 
rung, in beschränktem Umfang auch Aufgaben der 
Rentenversicherung wahr. Vergleichbare Einrich- 
tungen bei anderen Trägern der Sozialversicherung 
sind nicht bekannt. 

5.4 Versichertenälteste und Vertrauensmänner 

Die Aufgabe der Verbindung zwischen Versiche- 
rungsträgern und Versicherten sowie Arbeitgebern 
haben 


— Versichertenälteste, insbesondere zur Beratung 
der Versicherten, bei den meisten Trägern der 
Rentenversicherung und einigen Trägem der 
Krankenversicherung, gewählt aus dem Kreis 
der Versicherten; 

— Vertrauensmänner der Arbeitgeber und der 
Selbständigen ohne fremde Arbeitskräfte vor al- 
lem zur Wahrnehmung von Aufgaben in den 
Widerspruchsstellen, gewählt aus dem Kreis der 
genannten Personengruppen. 

Der Umfang der Tätigkeit der Versichertenältesten 
und der Vertrauensmänner wird auf der Grundlage 
allgemeiner gesetzlicher Regelungen weitgehend 
durch die Satzung des Versichemngsträgers be- 
stimmt. 

Anlaß zur Kritik hat gegeben, daß es an eindeuti- 
gen Rechtsvorschriften über die Haftung der Versi- 
cherungsträger für einen von den Versichertenälte- 
sten oder Vertrauensmännern bei der Erfüllung ih- 
rer Aufgaben schuldhaft verursachten Schaden ei- 
nes Dritten und über die Rückgriffsmöglichkeit fehlt. 
Teilweise wird eine Haftung des Versicherungsträ- 
gers für solche Schäden aus Artikel 34 GG aner- 
kannt, teilweise aber auch mit der Begründung ab- 
gelehnt, daß die Versichertenältesten und Vertrau- 
ensmänner in der Regel nicht für den Versiche- 
rungsträger tätig würden. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine 
solche Rechtsunsicherheit nicht bestehenbleiben 
darf. Es sollte daher durch Gesetz klargestellt 
werden, daß der Versicherungsträger im Rahmen 
des durch Gesetz und Satzung vorgesehenen Aufga- 
benbereichs der Versichertenältesten und Vertrau- 
ensmänner für eine schuldhafte, rechtswidrige 
Schädigung eines Dritten einzustehen hat und eine 
Rückgriffsmöglichkeit nur bei Vorsatz und grober 
Fahrlässigkeit besteht. 


6 Dienstrecht der Bediensteten der Sozialversicherungsträger 


Die in der Entschließung des Deutschen Bundesta- 
ges gestellte Frage betrifft zwar ausdrücklich nur 
das Dienstrecht der Sozialversicherungsträger. Da 
aber bei den Verbänden der Versicherungsträger — 
jedenfalls soweit sie öffentlich-rechtlich organisiert 
sind — weitgehend die gleichen Verhältnisse beste- 
hen, erscheint es angebracht, diese Verbände in die 
Betrachtung mit einzubeziehen. 

6.1 Bestehende dienstrechtliche Systeme im 
Bereich der Sozialversicherung 

Wie in anderen Bereichen der Verwaltung und bei 
sonstigen Körperschaften des öffentlichen Rechts 
finden sich im Bereich der Sozialversicherung Ta- 
rifangestellte und Arbeiter sowie Beamte. Darüber 
hinaus kennt die Sozialversicherung — abweichend 


von sonstigen Verwaltungen — auch noch den 
„Dienstordnungsmäßig Angestellten" (DO- Ange- 
ste Ilten). 

Insgesamt werden in der Sozialversicherung — 
ohne Betriebskrankenkassen — 147 104 Personen 
beschäftigt, davon sind nach dem Stand vom 
30. Juni 1974 

99 227 Tarifangestellte 
11 507 Arbeiter 
11 142 Beamte 
25 228 DO- Angestellte. 

Das sind etwa 4 v. H. des ^gesamten öffentlichen 
Dienstes. 
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6.1.1 Tarifangestellte und Arbeiter 

Tarifangestellte und Arbeiter werden von allen 
Trägern und Verbänden der Sozialversicherung 
beschäftigt. Grundlage dieser Arbeitsverhältnisse 
bildet das Arbeits- und Tarifrecht. 

Mit Ausnahme der Ersatzkassen wenden alle Ver- 
bände mehr oder weniger dem Bundesangestell- 
tentarifvertrag (BAT) entsprechende Tarifverträge 
an. 

Vom BAT erheblich abweichende Regelungen be- 
stehen allerdings zum Teil hinsichtlich der Jubi- 
läumszuwendungen. Während im Bereich des BAT 
nur 200 bis 500 DM, gestaffelt nach der Dauer der 
Dienstzeit, vorgesehen sind, werden im Bereich der 
Sozialversicherung Jubiläumszuwendungen bis zur 
Höhe eines Monatsgehaltes gewährt. Außerdem be- 
stehen auch hinsichtlich der Ausbildungsvergütun- 
gen sowohl im Vergleich zum Bereich des BAT wie 
innerhalb der Sozialversicherung erhebliche Unter- 
schiede. Während Bund, Länder und Gemeinden 
z. B. im dritten Ausbildungsjahr 504 DM monatlich 
zahlen, gewähren einzelne Sozialversicherungsträ- 
ger Ausbildungsvergütungen bis zu 1 181 DM mo- 
natlich. 

Von der Systematik des BAT grundsätzlich abwei- 
chende Regelungen sehen die Ersatzkassentarifver- 
träge vor. Die Abweichungen zugunsten der Ange- 
stellten betreffen insbesondere 

— die Tätigkeitsmerkmale und die daraus resultie- 
rende Eingruppierung, 

— die Vergütungsgruppen und die Höhe der Ver- 
gütung (z. B. 14 Monatsgehälter), 

— die Sozialzuschläge, 

— den Erholungsurlaub. 

Im Bereich der Sozialversicherung werden die Tarif- 
verträge teils von den einzelnen Versicherungsträ- 
gern und Verbänden, teils von den Verbänden im 
Namen der einzelnen Träger, wie auch im eigenen 
Namen — entsprechend § 2 Abs. 2 und 3 des Tarif- 
vertragsgesetzes — abgeschlossen. Es existiert je- 
doch weder eine die einzelne Kassenart oder den 
Sozialversicherungszweig übergreifende Tarifge- 
meinschaft noch hat sich ein Sozialversicherungs- 
träger der Verhandlungsgemeinschaft Bund, Tarif- 
gemeinschaft deutscher Länder und Vereinigung 
kommunaler Arbeitgeberverbände angeschlossen. 

Schließlich ist noch auf die bei den Betriebskran- 
kenkassen bestehende Besonderheit hinzuweisen. 
Die Angestellten dieser Körperschaften sind gemäß 
§ 362 Abs. 1 RVO Beschäftigte des betreffenden Be- 
triebs, der auch die Personalkosten trägt. Da nicht 
die Betriebskrankenkassen, sondern das jeweilige 
Unternehmen Arbeitgeber ist, richtet sich die Aus- 
gestaltung der Arbeitsverhältnisse des Personals 
bei den Betriebskrankenkassen nach den für das 
betreffende Unternehmen geltenden tarifvertragli- 
chen und sonstigen Regelungen, so daß zum Teil 
erhebliche Unterschiede zwischen den einzelnen 
Betriebskrankenkassen bestehen. Für die Beschäf- 
tigten bei den Betriebskrankenkassen (mit Ausnah- 
me der Betriebskrankenkassen der öffentlichen 


Hand) gilt auf Grund dieser besonderen arbeitsver- 
traglichen Stellung — anders als bei den übrigen 
Körperschaften im Sozialversicherungsbereich — 
nicht das Personal Vertretungsrecht, sondern das Be- 
triebsverfassungsgesetz. 

6.1 .2 Außertarifliche Angestellte 

Bei Versicherungsträgejn, die weder Beamte noch 
DO-Angestellte beschäftigen — Betriebskranken- 
kassen und Ersatzkassen — sind in den leitenden 
Positionen auch außertarifliche Angestellte tätig. 

Die Arbeitsbedingungen werden einzelvertraglich 
festgelegt, wobei allerdings vielfach auf die tarifli- 
chen oder beamtenrechtlichen Regelungen Bezug 
genommen wird. Nach diesen in der letzten Zeit 
kritisierten Vergütungsregelungen werden an Ge- 
schäftsführer von Ersatzkassen Gehälter in einigen 
Fällen entsprechend den Besoldungsgruppen B 9 
(Ministerialdirektor) bis B 11 (Staatssekretär) ge- 
währt. 

6.1.3 Beamte 

Beamte sind neben Arbeitern und Angestellten im 
Bereich 

— der Rentenversicherungsträger einschließlich 
der Bundesknappschaft (ausgenommen die See- 
kasse), 

— der Ausführungsbehörden für Unfallversiche- 
rung, 

— der Berufsgenossenschaften (in auslaufenden 
Einzelfällen), 

— der Gemeindeunfallversicherungsverbände 
tätig. 

Diese Beamtenverhältnisse, die ihre Grundlage in 
den Beamtengesetzen des Bundes und der Länder 
finden, sind als öffentlich-rechtliche Dienst- und 
Treueverhältnisse nach den Grundsätzen des Be- 
rufsbeamtentums ausgestaltet: 

— Berufimg unter Aushändigung einer Ernen- 
nungsurkunde, 

— grundsätzlich Anstellung auf Lebenszeit, 

— Laufbahnprinzip, 

— Leistungsgrundsatz, 

— Alimentationsprinzip, 

— umfassende Fürsorgepflicht des Dienstherrn. 

Die Besoldung und Einstufung erfolgt auf Grund 
des Bundesbesoldungsgesetzes und der Besoldungs- 
gesetze der Länder. 

6.1 .4 Dienstordnungsmäßig Angestellte 
(DO-Angesteilte) 

DO-Angestellte werden insbesondere beschäftigt im 
Bereich 

— der Krankenversicherungsträger (ausgenommen 
Betriebskrankenkassen und Ersatzkassen), 
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— der Verbände der Krankenkassen (ausgenom- 
men die der Ersatzkassen), 

— der Berufsgenossenschaften, 

— der landwirtschaftlichen Alterskassen, 

— des Gesamtverbandes der landwirtschaftlichen 
Alterskassen, 

— der Seekasse. 

Das in der übrigen Verwaltung unbekannte DO- 
Verhältnis ist ein privatrechtliches Arbeitsverhält- 
nis, dessen Inhalt durch die Dienstordnung be- 
stimmt wird, die von der Selbstverwaltung be- 
schlossen und von der Aufsichtsbehörde genehmigt 
wird. Die Versagung der Genehmigung ist im Be- 
reich der Krankenversicherung nur aus wichtigem 
Grimd, im Bereich der Unfallversicherung nur bei 
einer „unangemessenen" Regelung möglich. 

Obgleich ein öffentlich-rechtliches Dienst- und 
Treueverhältnis nicht begründet wird, ist die Stel- 
lung der DO-Angestellten durch entsprechende 
Verweisungen in der Dienstordnung auf beamten- 
rechtliche Vorschriften weitgehend der des Beam- 
ten nachgebildet (Lebenszeitprinzip und Alimentati- 
onsprinzip) . 

Durch Artikel VIII des Zweiten Gesetzes zur Ver- 
einheitlichung und Neuregelung des Besoldungs- 
rechts in Bund und Ländern (2. BesVNG) ist festge- 
legt, daß die Dienstordnungen den Rahmen des 
Bundesbesoldungsgesetzes einzuhalten und alle 
weiteren Geld- und geldwerten Leistungen im Rah- 
men und nach den Grundsätzen der für die Bundes- 
beamten geltenden Bestimmungen zu regeln ha- 
ben. 

Beim Erlaß der Dienstordnungen orientieren sich 
die Versicherungsträger zumeist an iden von den 
Aufsichtsbehörden und den Verbänden erarbeiteten 

— jedoch nicht verbindlichen — „Musterdienstord- 
nungen". Ganz abgesehen davon, daß die Versiche- 
rungsträger nicht zur Übernahme dieser Muster- 
dienstordnimgen verpflichtet sind, bestehen auch 
Abweichimgen von Land zu Land, von Versiche- 
rungszweig zu Versicherungszweig und selbst zwi- 
schen den einzelnen Kassenarten. 

Abweichend vom Beamtenrecht kennt das DO- 
Recht im Bereich der Krankenversicherung über- 
wiegend nur eine „Einheitslaufbahn", die allerdings 
in die Laufbahnabschnitte des „mittleren Dienstes" 
und 'des „gehobenen Dienstes" gegliedert ist. Die 
Laufbahnrichtlinien der Berufsgenossenschaften 
entsprechen dagegen in etwa beamtenrechtlichen 
Regelungen. Auch die Berufsausbildung im DO-Be- 
reich richtet sich — anders als die Ausbildung im 
Beamtenverhältnis — wie bei sonstigen privatrecht- 
lichen Anstellungsverhältnissen nach dem Berufs- 
bildungsgesetz imd der dazu erlassenen Verord- 
nung über die Ausbildung zum Sozialversiche- 
rungsfachangestellten. 

Schließlich sieht das DO-Recht neben der Dienst- 
entlassung auch noch die dem Beamtenrecht unbe- 
kannte Kündigung vor. Nach der Rechtsprechung 
des Bundesarbeitsgerichts ist die Kündigung aus 
wichtigem Grund allerdings überwiegend auf die in 


der Person des Angestellten liegenden Gründe ein- 
geschränkt, für die ihn kein Verschulden trifft, wo- 
bei der Anspruch auf Ruhegehalt und Hinterbliebe- 
nenversorgung bestehenbleibt. 

6.2 Kritik der geltenden Dienstrechtssysteme 

6.2.1 Allgemeines 

In der öffentlichen Diskussion wird die Reformbe- 
dürftigkeit der bestehenden Dienstrechtssysteme 
u. a. mit folgenden Hinweisen begründet: 

— Die Dreiteilung des öffentlichen Dienstes in Ar- 
beiter, Angestellte imd Beamte sei überholt. 

— Das Laufbahn- und Bezahlungssystem sei nicht 
hinreichend funktions- und leistungsorientiert. 

— Das Dienstrecht habe sich in den einzelnen Län- 
dern in entscheidenden Teilbereichen unter- 
schiedlich entwickelt; die notwendige Einheit- 
lichkeit selbst wesentlicher Strukturelemente 
sei nicht mehr überall gegeben. 

6.2.2 Kritik am Dienstrecht in der Sozialversicherung 

Diese gegen das öffentliche Dienstrecht allgemein 
gerichtete Kritik schließt natürlich auch den Be- 
reich der Sozialversicherung ein. Die Statusproble- 
matik wird hier aber insofern noch verschärft, als 
neben Arbeitern, Angestellten und Beamten auch 
noch DO-Angestellte beschäftigt werden, hier also 
ein viertes Statussystem besteht. Weiter werden 
auch verfassungsrechtliche Bedenken gegen das 
DO- Verhältnis erhoben, weil es sich dabei nicht um 
ein öffentlich-rechtliches Dienst- und Treue Verhält- 
nis handelt, wie es Artikel 33 Abs. 4 GG für die 
Ausübung hoheitsrechtlicher Befugnisse als ständi- 
ge Aufgabe in der Regel fordert (Lerche, Verbeam- 
tung als Verfassungsauftrag). 

Das Problem der Vereinbarkeit mit der Verfas- 
sungsvorschrift des Artikels 33 Abs. 4 GG stellt 
sich noch deutlicher im Bereich der Ersatzkassen 
und Betriebskrankenkassen, wo hoheitliche Tätig- 
keit im Rahmen der Leistungsverwaltung allein von 
Angestellten ausgeübt wird, deren Arbeitsverhält- 
nis rein privatrechtlich ausgestaltet ist. 

Bei den Betriebskrankenkassen kommt hinzu, daß 
die dort Beschäftigten keine arbeitsvertraglichen 
Beziehungen zu ihrer Betriebskrankenkasse haben, 
sondern allein Arbeitnehmer des Unternehmens 
sind. Aus diesem Grunde ist der Deutsche Bundes- 
tag in einer Eingabe gebeten worden, die rechtliche 
Stellung der in den Betriebskrankenkassen Beschäf- 
tigten zu überprüfen. Der Deutsche Bundestag hat 
die Petition der Bundesregierung unter Hinweis auf 
den vorzulegenden Bericht als Material überwie- 
sen. 

Unabhängig hiervon wird am Dienstrecht in der So- 
zialversicherung Kritik wegen seiner Zersplitterung 
geübt. Neben teilweise unterschiedlichen Regelun- 
gen in den Dienstordnungen besteht auch kein ein- 
heitliches Tarifrecht. Deshalb hat sich auch bei der 
Mitberatung des Artikels VIII 2. BesVNG der Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung dafür ausge- 
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sprechen, „daß auch die übrigen verantwortlichen 
Stellen im Bereich der Sozialversicherung, z. B. Er- 
satzkassen und Kassenärztliche Einrichtungen, 
ebenfalls eine Vereinheitlichung der Vergütungs- 
ordnungen anstreben sollten" (Drucksache 7/3249 
zu Artikel VII a S. 9). 


6.3 Veränderungen des Dienstrechts in der 
Sozialversicherung 

6.3.1 Dienstrechtsreform 

Einem Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
27. Februar 1970 folgend beauftragte die Bundesre- 
gierung eine Studienkommission für die Reform des 
öffentlichen Dienstrechts damit, die Stellung und 
Aufgaben des öffentlichen Dienstes in Staat und 
Gesellschaft zu untersuchen und Modellvorstel- 
lungen für eine aufgabenadäquate Personalstruk- 
tur zu entwickeln. Die Kommission hat 1973 
ihre Vorschläge für ein einheitliches Dienstrecht 
vorgelegt, die davon ausgehen, daß die Unterschei- 
dung in Beamte und Arbeitnehmer durch die Ent- 
wicklung der öffentlichen Aufgaben überholt und 
daher in Zukunft abzuschaffen sei. Umstritten blieb 
jedoch, ob das neu zu entwickelnde Dienstrechtssy- 
stem für alle öffentlichen Bediensteten durch Ge- 
setz oder je nach Gegenstand teils durch Gesetz, 
teils durch Tarifvertrag geregelt werden soll. 

Die Arbeiten an einem Realisierungskonzept der 
Kommissionsvorschläge sind noch nicht abge- 
schlossen. 

6.3.2 Alternativen Im Bereich der Sozialversicherung 

Um der Kritik Rechnung zu tragen, wären im Be- 
reich der Sozialversicherung folgende dienstrechtli- 
che Möglichkeiten in Betracht zu ziehen: 

— Umwandlung der bisherigen Beamten- und DO- 
Verhältnisse in tariflich normierte Arb eits Ver- 
hältnisse. Hiergegen sprechen verfassungsrecht- 
liche Gründe auf Grund des Artikels 33 Abs. 4 GG 
und Gründe der praktischen Durchführbarkeit 
(Umwandlung eines Beamtenverhältnisses setzt 
zwingend Entlassungsantrag des betroffenen Be- 
amten voraus) . 

— Überführung der Tarifangestellten, soweit sie 
Hoheitstätigkeit ausüben, in DO- Verhältnisse. 

Eine derartige Regelung beträfe insbesondere 
die Angestellten der Ersatzkassen und der Be- 
triebskrankenkassen. Hierfür wäre bei den Be- 
triebskrankenkassen die über das Dienstrecht 
hinausgehende organisatorische Vorfrage zu be- 
antworten, ob die arbeitsvertraglichen Beziehun- 
gen der Beschäftigten zum Unternehmen nach 
§ 362 Abs. 1 RVO beibehalten oder ob die Be- 
triebskrankenkassen mit eigenem Personal aus- 
gestattet werden sollten. 

Ob mit einer Ausweitung des DO-Rechts auf das 
Personal der Ersatzkassen und der Betriebskran- 
kenkassen die verfassungsrechtlichen Bedenken 
ausgeräumt werden könnten, erscheint zumin- 


dest zweifelhaft. Zwar wird die Ausübung ho- 
heitlicher Befugnisse durch Tarifangestellte in 
einzelnen Verwaltungsbereichen als verfas- 
sungsrechtlich unbedenklich angesehen, weil 
Artikel 33 Abs. 4 GG nur für den Regelfall ein 
öffentlich-rechtliches Dienst- und Treueverhält- 
nis fordert. Wie schon ausgeführt, werden aber 
auch gegen das DO- Verhältnis selbst verfas- 
sungsrechtliche Bedenken erhoben, da die 
Dienstpflichten der Angestellten wegen des pri- 
vatrechtlichen Charakters des DO-Verhältnisses 
nicht der einseitigen hoheitlichen Verfügbarkeit 
und Bestimmbarkeit unterlägen und weil auch 
keine Garantie dafür bestände, daß der Inhalt 
der Dienstordnungen sich stets am Beamtenrecht 
orientiere. 

Auch wenn man das DO-Recht als vorkonstitu- 
tionelle Regelung zumindest übergangsweise 
gelten läßt, erscheint es doch nicht zweckmäßig 
und wünschenswert, dieses Statusrecht auf wei- 
tere Verwaltungszweige auszudehnen, weil da- 
durch die Abweichung vom Dienstrecht in den 
übrigen Verwaltungen zumindest in bezug auf 
die Zahl der Beschäftigten weiter verstärkt 
würde. 

Die vom Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung Ende 1970 berufene Arbeitsgesetzbuch- 
kommission, die sich aus Vertretern der Wis- 
senschaft, der Arbeitsgerichtsbarkeit, der Tarif- 
vertragsparteien und der Länder zusammensetzt, 
hat auf ihrer Sitzung vom 18. Dezember 1971 be- 
schlossen, daß der Status der dienstordnungsmä- 
ßig Angestellten im Bereich der Sozialversiche- 
rung abgeschafft werden sollte. Die Kommission 
meint, daß ein sachliches Bedürfnis für die Er- 
haltung dieser Sonderkategorie von Beschäftig- 
ten nicht bestehe. 

— Verbeamtung der Angestellten, soweit sie ho- 
heitlich tätig sind. Diese Lösung würde Arti- 
kel 33 Abs. 4 GG entsprechen. Sie ist bei der Er- 
richtung der Bundesversicherungsanstalt für An- 
gestellte und bei der Errichtung der Bundes- 
knappschaft bereits praktiziert worden (§15 des 
BfA- Errichtungsgesetzes, Artikel 4 §§ 10 ff. des 
Bundesknappschaft-Errichtungsgesetzes). 

Die Gesetzgebungskompetenz für entsprechende ge- 
setzgeberische Maßnahmen ergäbe sich für die bun- 
desunmittelbaren Sozi alversicherungs träger und de- 
ren Verbände aus Artikel 73 Nr. 8 GG, für die 
landesunmittelbaren aus Artikel 75 Nr. 1 GG. Das 
hat zur Folge, daß der Bundesgesetzgeber für den 
landesunmittelbaren Sozialversicherungsbereich le- 
diglich Rahmenregelungen treffen könnte, die noch 
der Konkretisierung idurch entsprechende Landes- 
gesetze bedürften. 

6.3.3 Einbettung in die allgemeine 
Dienstrechtsreform 

Nachdem inzwischen die Vorschläge der Studien- 
kommission für ein einheitliches Dienstrecht im Be- 
reich der öffentlichen Verwaltung vorliegen, sollte 
von einer auf den Bereich der Sozialversicherung 
beschränkten Neuordnung des Dienstrechts abgese- 
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hen werden, denn der Dienst in der Sozialversiche- 
rung ist Teil des gesamten öffentlichen Dienstes. Im 
Interesse der Harmonisierung sollten daher alle 
dienstrechtlichen Reformbestrebungen eingebettet 
werden in die allgemeine Reform des öffentlichen 
Dienstrechts, wobei die Besonderheiten der Sozial- 
versicherung ausreichend Berücksichtigung finden 
müßten. 

6.3.4 Vorwegmaßnahmen für den Bereich der 
Sozialversicherung 

Diese grundsätzlichen Überlegungen würden indes- 
sen nicht ausschließen, daß dringende und unauf- 
schiebbare Regelungen für den Bereich der Sozial- 
versicherung vorweg getroffen werden. Dabei sollte 
allerdings alles vermieden werden, was zu einer 
weiteren Abweichung vom geltenden allgemeinen 
Dienstrecht führen und damit die spätere Harmoni- 
sierung erschweren könnte. 

Innerhalb der einzelnen Dienstrechtssysteme der 
Sozialversicherung erscheint eine Änderung nicht 
erforderlich, soweit das Beamtenrecht in Frage 
steht, (da insoweit durch die Beamtengesetze, insbe- 
sondere auch durch die Besoldungsvereinheitli- 
chungs- und Neuregelungsgesetze, schon eine weit- 
gehende Harmonisierung erfolgt ist. 

Entsprechendes gilt auch für den Vergütungsbe- 
reich der DO-Angestellten. Zwar sind keine ein- 
leuchtenden Gründe ersichtlich, die die unter- 
schiedlichen Regelungen der Dienstordnungen (z. B. 
Probeanstellung, Laufbahnrecht, berufliche Fortbil- 
dung, Dlsziplinarrecht, Kündigung) rechtfertigen. 
Eine Harmonisierung wäre — nicht zuletzt auch im 
Interesse der Beschäftigten — wünschenswert. Da 


7 Aufsichts- und Mitwirkungsrechte de 

Die Sozialversicherungsträger unterstehen der 
Rechtsaufsicht der Aufsichtsbehörden. Darüber hin- 
aus bestehen Sonderregelungen, durch die vor al- 
lem bei Vorliegen eines besonderen staatlichen In- 
teresses oder bei Gefahr von Interessenkollissionen 
innerhalb der Versiehe rungs träger den staatlichen 
Behörden zusätzliche Rechte eingeräumt werden. 
Beispiele hierfür sind die Beanstandungsmöglich- 
keit bei den Haushalten der Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte (§13 Abs. 2 des BfA- Errich- 
tungsgesetzes) und den Landesversicherungsanstal- 
ten (§ 1355 RVO), der Genehmigungsvorbehalt beim 
Haushalt der Bundesknappschaft (§ 142 Abs. 4 des 
Reichsknappschaftsgesetzes), das Zustimmungser- 
fordemis für Pauschalregelungen bei der Entschädi- 
gung der Organmitglieder (§ 5 Abs. 5 Satz 3 SVwG) 
sowie das Erfordernis der Genehmigung der Auf- 
sichtsbehörde zu einem Verzicht auf Schadenersatz- 
ansprüche des Versicherungsträgers gegen Organ- 
mitglieder (§14 Abs. 1 Satz 2 SVwG). 

Auf dem Gebiet der Unfallverhütung und der Er- 
sten Hilfe bei Arbeitsunfällen erstreckt sich das 


jedoch erwartet werden kann, daß die Selbstver- 
waltung und die sie tragenden Organisationen so- 
wie die Verbände in Zusammenarbeit mit den Auf- 
sichtsbehörden entsprechende Lösimgen selbst ent- 
wickeln werden, erscheinen gesetzgeberische Maß- 
nahmen im gegenwärtigen Zeitpimkt entbehrlich. 

Im Bereich des Tarifrechts könnte daran gedacht 
werden, ausdrücklich zu bestimmen, daß die Ar- 
beitsbedingungen, insbesondere Eingruppierung 
und Vergütung der Tarif anges teilten und Arbeiter 
im Sozialversicherungsbereich, den Arbeitsbedin- 
gungen der vergleichbaren Beschäftigten in der üb- 
rigen Bundes- bzw. Landesverwaltung zu entspre- 
chen hätten. Die Rechtsprechung hat eine ver- 
gleichbare Norm z. B. für den Bereich der Gemein- 
den für zulässig erklärt (BVerwGE 18, 135; bestätigt 
durch BVerwGE 45, 77). Aus wirtschafts-, haus- 
halts- und finanzpolitischen Gründen ist eine ge- 
meinsame stabilitätskonforme Steuerung der Perso- 
nalkosten im öffentlichen Dienst unerläßlich (vgl. 
auch die schon erwähnte Entschließung des Aus- 
schusses für Arbeit und Sozialordnung zur Verein- 
heitlichung der Vergütungsordnungen im Bereich 
der Sozialversicherung — Drucksache 7/3249 zu Ar- 
tikel VII a S. 9 —). 

Schließlich erscheint es, nachdem durch Arti- 
kel VIII 2. BesVNG für den DO-Bereich eine weit- 
gehende Anpassung an die Beamtenbesoldung er- 
folgt ist, erforderlich und gerecht, daß sich auch 
die einzelvertraglich vereinbarten übertariflichen 
Vergütungen im Rahmen der im öffentlichen Dienst 
üblichen Bewertung bewegen. Um dies sicherzustel- 
len, könnte daran gedacht werden, übertarifliche 
Vereinbarungen von der Genehmigung der Auf- 
sichtsbehörde abhängig zu machen. 


Staates 


Aufsichtsrecht auch auf Umfang und Zweckmäßig- 
keit der von den Versicherungsträgem getroffenen 
Maßnahmen (§ 706 RVO). 

Dagegen wird eingewandt, daß diese Ausdehnung 
der Fachaufsicht nur bis zur Einführung der paritä- 
tischen Selbstverwaltung sinnvoll war. Seitdem sei 
sie durch die Mitwirkung der Vertreter der Versi- 
cherten in den Organen entbehrlich geworden. Der 
Deutsche Bundestag hat jedoch auch in der Folge- 
zeit an der umfassenden Ausgestaltung des Auf- 
sichtsrechts auf diesen Gebieten festgehalten. Die 
Bundesregiemng sieht darin einen deutlichen Hin- 
weis auf die Bedeutung der Verhütung von Arbeits- 
unfällen. Auf die erfolgreiche Bekämpfung von Ar- 
beitsunfällen sollte ohne Schmälerung der Verant- 
wortung der ehrenamtlichen Organe auch von der 
Aufsichtsbehörde eingewirkt werden können. Die 
Bundesregiemng hat deshalb in § 88 Abs. 2 des Ent- 
wurfs eines Sozialgesetzbuchs — Gemeinsame Vor- 
schriften für die Sozialversicherung — vorgeschla- 
gen, die Vorschrift des § 706 RVO unverändert bei- 
zubehalten. 
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Das Erfordernis der Rechtsaufsicht des Staates über 
die Sozialversicherungsträger wird allgemein aner- 
kannt. Die Bundesregierung hat in dem dem Deut- 
schen Bundestag vorliegenden Entwurf eines So- 
zialgesetzbuchs — Gemeinsame Vorschriften für 
die Sozialversicherung — in den §§ 88 ff. eine Neu- 
regelung dieser Aufsicht, insbesondere ihres Um- 
fangs und der Aufsichtsmittel, vorgelegt. Diese 
Neuregelung trägt sowohl dem Anliegen einer 
wirksamen Rechts auf sicht als auch dem Anliegen 
des Schutzes der Sozialversicherungsträger und ih- 
rer Selbstverwaltung vor unberechtigten, voreiligen 
und unverhältnismäßigen Eingriffen voll Rech- 
nung. 

über die Rechtsaufsicht hinausgehende gesetzliche 
Mitwirkungsrechte sind zur Wahrnehmung beson- 
derer staatlicher Interessen, zur Vermeidung von 
Interessenkollissionen oder aus anderen sachlichen 
Gründen erforderlich. Es bleibt zu prüfen, ob auf 
einzelne derzeit bestehende Mitwirkungsrechte ver- 
zichtet werden kann, wenn sie infolge von tatsäch- 
lichen oder Rechtsänderungen nur noch untergeord- 
nete Bedeutung haben. 
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1 Allgemeine Einstellungen zur Mitwirkung in 
der Soziaiversicherung 

Die Einstellungen zur Mitwirkung im Bereich der 
Sozialversicherung sind widersprüchlich: Einerseits 
sagen 43 v. H. der Befragten, Probleme der sozialen 
Sicherheit sollten Fachleuten überlassen bleiben, 
und nur 38 v. H. meinen, hier solle der Bürger 
mehr mitbestimmen. Andererseits halten 64 v. H. 
allgemein Mitwirkungsrechte in der Sozialversiche- 
rung für besonders wichtig. 

Die Ursachen für die Widersprüchlichkeit der Ant- 
worten liegen in der besonderen Art der Beziehun- 
gen zwischen Versicherten und Sozialversiche- 
rungsträgem: 

Einerseits gelten die Systeme der sozialen Siche- 
rung als Dienstleistungsinstitutionen, für deren Ser- 
vice im Notfall man regelmäßig Beiträge bezahlt. 
Nur Minderheiten der Versicherten sind jeweils 
akut „betroffen" und müssen sich konkret mit Fra- 
gen der Sozialversichenmg auseinandersetzen. Der 
„normale" Versicherte verdrängt die Möglichkeit, 
daß der Risikofall eintreten könnte, aus seinem Be- 
wußtsein und damit weitgehend auch die Probleme 
der sozialen Sicherung. Die komplexen Fragen der 
sozialen Sicherung werden an Experten delegiert; 
Partizipationsbereitschaft der Versicherten ist von 
daher nur begrenzt zu erwarten. 

Andererseits existiert ein abstraktes Mitwirkungs- 
interesse auch im Bereich der Sozialversicherun- 
gen. Dieses könnte seinen Ursprung darin haben, 
daß die Institutionen der sozialen Sicherung gegen- 
über dem Versicherten eine „Monopolstellung" in- 


nehaben: Man kann sie nicht, wie normale Dienst- 
leistungsbetriebe, über Marktmechanismen sanktio- 
nieren. In größeren Mitwirkungsrechten scheint man 
eine Möglichkeit zu sehen, gegenüber den Sozial- 
bürokratien Kontrolle ausüben und seine Interessen 
stärker durchsetzen zu können. 


2 Interesse an Problemen der 
Sozialversicherung 

Gemessen an der Bedeutung, die Fragen der sozia- 
len Sicherheit vom Bürger beigemessen wird, ist 
das Interesse an Problemen der sozialen Sichenmg 
nicht sehr ausgeprägt. So antworten 48 v. H. der Be- 
fragten auf die Frage, über welche Einrichtungen 
der sozialen Sichenmg sie gern mehr Informationen 
haben möchten, daß sie keinen Bedarf nach mehr 
Informationen hätten. Soweit nicht bereits ausrei- 
chend Informationen über die soziale Sicherung 
vorhanden sind, scheint für diese Reaktionen ein 
Desinteresse großer Teile der Versicherten an Fra- 
gen der sozialen Sicherung verantwortlich zu 
sein. 

Nur 24 V. H. der Bevölkerimg insgesamt ^eben an, 
öfters in der Zeitung etwas über Fragen der Sozial- 
versichenmg zu lesen. Von Medien der Versiche- 
nmgsträger werden ebenfalls nur Minderheiten er- 
reicht: Zeitungen der Sozialversichenmgsträger be- 
ziehen und lesen 19 v. H. der Versicherten. Dabei 
ist zu bedenken, daß diese Zeitungen die wichtigste 
Informationsquelle zu Fragen der Selbstverwaltung 
für die Versicherten sind. 
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In Fragen der sozialen Sicherung haben sich 
25 V. H. der Bevölkerung beraten lassen; 71 v. H. 
haben isich noch nicht beraten lassen. Mehr Hilfe 
bei Sozialversicherungsfragen wünschen 24 v. H. 

Eine Aufschlüsselung nach sozialer Schicht zeigt, 
daß sich die oberen Schichten häufiger beraten las- 
sen, daß aber die unteren Schichten einen größeren 
Bedarf an Beratung haben. Dies zeigt, daß die Bera- 
tungsinstitutionen die bildungsmäßig qualifizierten 
Schichten besser versorgen und die eigentlichen 
Problemgruppen, die Bedarf an Beratung haben, 
nicht optimal erreichen. 

Als Beratungsinstanz besitzen die Sozialversiche- 
rungsträger ein relativ hohes Vertrauen: Das geht 
daraus hervor, daß man sich am meisten vom So- 
zialversicherungsträger selbst oder vom Versiche- 
rungsamt beraten lassen hat oder beraten lassen 
würde. Eine relativ wichtige Rolle spielen hier ne- 
ben Bekannten und Freunden Institutionen aus dem 
betrieblichen Bereich wie Betriebsrat, Gewerk- 
schaft, Arbeitgeber und Arbeitskollegen. 

3 Bekanntheit der Selbstverwaltung in der 
Sozialversicherung 

Die konkrete Ausgestaltung der Mitwirkungsrechte 
in der Sozialversicherung, die Selbstverwaltung, ist 
bei den Versicherten nicht sehr bekannt: 30 v. H. 
der Versicherten insgesamt haben von ihr gehört, 
69 V. H. haben noch nicht von ihr gehört. Am be- 
kanntesten ist sie bei den Versicherten in der An- 
gestelltenrentenversicherung (40 V, H. haben hier 
von ihr gehört). In der Arbeiterrentenversicherung 
haben dagegen nur 26 v. H. von der Selbstverwal- 
tung gehört. 

Der Bekanntheitsgrad der Personen und Organisa- 
tionen, die die Interessen der Versicherten in der 
Selbstverwaltung vertreten, ist noch geringer: 
15 V. H. der Versicherten insgesamt sind diese Per- 
sonen und Organisationen bekannt, 84 v. H. sind sie 
nicht bekannt. 

Die Indikatoren weisen darauf hin, daß die Selbst- 
verwaltung in der Sozialversicherung im Bewußt- 
sein der Versicherten nicht sehr stark verankert ist. 
Nur den relativ kleinen Gruppen von Versicherten, 
die Probleme mit einem Sozialversicherungsträger 
hatten oder die sich regelmäßig über Fragen der so- 
zialen Sicherung informieren, ist die Selbstverwal- 
tung bekannt. Bei ihnen besteht auch am ehesten 
Interesse an ihr. 

Interesse an der Selbstverwaltung besteht über- 
durchschnittlich nicht nur bei den direkt von Pro- 
blemen der sozialen Sicherung „Betroffenen" oder 
den überdurchschnittlich gebildeten Versicherten, 
sondern vor allem auch bei Gewerkschaftsmitglie- 
dern und hier vorzüglich bei den „aktiven" Ge- 
werkschaftsmitgliedern. Sie kommunizieren relativ 
häufig über Probleme der Sozialversicherung, ken- 
nen die Selbstverwaltung und unterstützen die Mit- 
wirkung im Bereich der Sozialversicherung über- 
durchschnittlich. Diese Zusammenhänge weisen auf 
die Bedeutung der Gewerkschaften für die Vermitt- 
lung zwischen Versicherten und Versicherungsträ- 
gern hin. Von der Integrationskraft und Legitimität 


der Organisationen, die im Bereich der Selbstver- 
waltung tätig sind, hängt es also sehr «stark ab, wie 
sehr die Selbstverwaltung im Bewußtsein der Ver- 
sicherten präsent ist, wie groß ihr Vertrauenspo- 
tential bei den Versicherten ist. 

4 Erwartungen an die Selbstverwaltung 

Von der Selbstverwaltung wird vor allem erwartet, 
daß weniger Verwaltungsaufwand im Bereich der 
Sozialversicherung getrieben wird {36v. H.). Besse- 
re Leistungen erwarten von ihr 31 v. H., eine Ver- 
einfachung der Anträge und Formulare 26 v. H. 

Eine Vertretung ihrer Interessen in der Sozialversi- 
cherung erwartet die Bevölkerung vor allem von 
den Gewerkschaftsvertretern (29v. H.), dann von 
den ehrenamtlichen Vertretern (21 v. H.), der haupt- 
amtlichen Verwaltung in der Sozialversicherung 
(15 V. H.) und schließlich vom Staat (14 v. H.). 

Die Rolle der Selbstverwaltung für die Entwicklung 
der sozialen Sicherung in der Bundesrepublik wird 
von der Bevölkerung skeptisch eingeschätzt: 
52 V. H. meinen, daß der Staat den größten Einfluß 
auf die Entwicklung der sozialen Sicherung habe, 
21 V. H. glauben dies von den Verbänden und 
10 V. H. von den Vertretern der Versicherten in der 
Selbstverwaltung. 

Die Rolle «des Staates in bezug auf die Probleme der 
sozialen Sicherheit wird positiv eingeschätzt. 
59 V. H. der Bevölkerung ist bekannt, daß es eine 
staatliche Aufsicht über die Sozialversicherungsträ- 
ger gibt. 85 v. H. der Bevölkerung insgesamt halten 
dies für richtig. Auf die Frage, welche Mitwir- 
kungsmöglichkeiten der Staat in Angelegenheiten 
der Sozialversicherung haben sollte, sagen 50 v. H., 
daß er das Recht haben solle zu prüfen, 15v. H., 
daß er darauf achten solle, daß vom Versicherungs- 
träger die Vorschriften des Rechts beachtet werden. 
Nur 8 V. H. sagen allerdings, daß staatliche Behör- 
den die Sozialversicherung in eigener Regie führen 
sollten. Hier wird deutlich, daß man zwar staatliche 
Kontrolle und Entscheidungen durch Experten in 
Fragen der sozialen Sicherung gutheißt, aber die 
Elemente der Mitwirkung der autonomen sozialen 
Gruppen erhalten sehen möchte. 

5 Bekanntheit und Legitimität der Sozialwahlen 

Bei der relativ geringen Wahlbeteiligung können 
die Sozialwahlen nicht viel zur Stabilisierung der 
Legitimationsbasis der Selbstverwaltung bei den 
Versicherten beitragen. Diese Aufgabe muß in er- 
ster Linie von den Sozial- und Berufsverbänden ge- 
leistet werden, die auch die Rückkopplung zwi- 
schen Versicherungsträger, Selbstverwaltung und 
Versicherten eigentlich leisten müssen. Die Sozial- 
wahlen haben in erster Linie die Funktion, in Berei- 
chen, wo Verbandskonkurrenz besteht, über die 
Sitzverteilung zu entscheiden, soweit kein Konsens 
der Verbände in dieser Frage möglich ist. Die So- 
zialwahlen werden dann „politisiert", indem sie als 
Plattform zur Profilierung der Verbände auf einem 
noch „offenen" politischen Markt benutzt wer- 
den. 
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Nur 46 V. H. der Versicherten wußten, daß 1974 So- 
zialwahlen stattgefunden haben. 65 v. H. der Befrag- 
ten in der Angestelltenrentenversicherung, wo 
Wahlen durchgeführt wurden, waren sie bekannt. 

Nur 21 V. H. der Versicherten geben an, sich vor 
der Wahl informiert zu haben. 77 v. H, der Versi- 
cherten sagen, sie hätten sich vorab nicht infor- 
miert. Nach Meinimg der Versicherten fehlte es vor 
allem an allgemeinen Informationen (45 v. H. geben 
dies an). 

Ein Indikator für die Legitimität der Sozialwahlen 
ist die Frage, ob eine Beteiligung an den Sozialwah- 
len für sinnvoll gehalten wird. 51 v. H. der Versi- 
cherten insgesamt bezeichnen sie als sinnvoll, 
1 1 V. H. halten sie für überflüssig und 34 v. H. ist 
die Wahl gleichgültig. 

Auf die Frage, wer vor allem die Interessen der 
Versicherten in der Sozialversicherung vertrete 
und daher bei den Sozialwahlen gewählt werden 
solle, werden an erster Stelle Vertreter der Ge- 
werkschaften (30v. H.), an zweiter Stelle Vertreter 
anderer Berufs- imd Interessenverbände (28 v. H.) 
und drittens schließlich einzelne Kandidaten 
(21 V. H.) genannt. 31 v. H. der Versicherten insge- 
samt geben auf diese Frage keine Antwort. Daß auf 


die Vertreter der Gewerkschaften relativ viele 
Nennungen entfallen, hängt vor allem damit zusam- 
men, daß die Versicherten, die wenig Informationen 
über Sozialversicherungsprobleme haben, sich für 
die Organisation entscheiden, der sie eine generelle 
Interessenvertretungskompetenz im sozialpoliti- 
schen Bereich beimessen. 

Die Bedeutung der Verbände wird auch deutlich, 
wenn man fragt, von wem die Vertreter der Versi- 
cherten ausgewählt werden sollen. 17 v. H, der Ver- 
sicherten sprechen sich hier für eine wichtige Rolle 
der Verbände aus: Davon möchten 12 v. H., daß die 
Auswahl allein von den Verbänden getroffen wird 
und 5v. H., daß sie vom Staat auf Vorschlag der 
Verbände entschieden wird. 16v. H. sprechen sich 
für Delegierte aus, 34 v. H. für Wahlen wie bisher, 
wo die Verbände bereits die wichtigste Rolle spie- 
len. Die Verteilimg zeigt, daß man den Verbänden 
relativ viel, dem Staat relativ wenig Einfluß bei der 
Auswahl der Interessenvertreter der Versicherten 
einräumen möchte und daß man die Notwendigkeit 
des Entscheidungsmechanismus „Sozialwahl“ an- 
erkennt. Daß 33 V. H. der Versicherten hier keine 
Stellungnahme abgeben, zeigt ihre relativ große In- 
differenz dem Problem gegenüber. 
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Zweiter Teil 

Erfahrungen und Schlußfolgerungen aus der Durchführung des Wahlverfahrens 


1 Allgemeines 

Nach § 25 SVwG obliegt den Wahlbeauftragten die 
Durchführung der Wahlen zu den Organen der Ver- 
sicherungsträger. überdies enthält die Wahlord- 
nung noch eine Reihe von Einzelvorschriften, durch 
die den Wahlbeauftragten besondere Aufgaben und 
Entscheidungen bei der Durchführung des Wahl- 
verfahrens übertragen werden. Die unterschiedli- 
chen Verhältnisse bei den einzelnen Versicherungs- 
zweigen haben es mit sich gebracht, daß die Wahl- 
beauftragten außerdem in einer großen Zahl von 
Einzelfällen regulierend tätig geworden sind. Um 
die Einheitlichkeit der Wahlen sicherzustellen und 
zur Abstimmung über aufgetretene Zweifelsfragen 
haben insgesamt sechs Arbeitstagungen der Wahl- 
beauftragten stattgefunden, die sich als notwendig 
und außerordentlich nützlich erwiesen haben. 

Dieser Teil des Berichts behandelt die Durchfüh- 
rung der Wahlen aus der Sicht der Wahlbeauftrag- 
ten. Aus dieser Betrachtung ergeben sich eine An- 
zahl von Schlußfolgerungen und Vorschlägen. 

Grundlage für diesen Teil des Berichts sind die Be- 
obachtungen und Erfahrungsberichte der Versiche- 
rungsträger und ihrer Spitzenverbände, der Listen- 
träger, der Beschwerdewahlausschüsse, der Versi- 
cherungsämter und der Wahlbeauftragten. 

Der Bericht geht — abgesehen von Ausnahmefällen 
— von der Rechtslage aus, die durch das Selbstver- 
waltungsgesetz imd die Wahlordnung in der zur 
Zeit der Wahl geltenden Fassimg gegeben war. 

Der Bericht stellt die gemeinsame Auffassung des 
Bundeswahlbe auf fragten (BWB) und aller Landes- 
wahlbeauftragten dar. 

Die Wahlbeauftragten waren sich darin einig, daß 
es im Rahmen ihrer Aufgabe liegt, nicht nur die 
notwendigen Schlußfolgerungen aus der Durchfüh- 
rung des Wahlverfahrens zu ziehen, sondern diese 
auch in Form von Vorschlägen oder Anregungen 
für eine Verbesserung des Wahlverfahrens zu kon- 
kretisieren. Eine Zusammenstellung der unterbreite- 
ten Vorschläge befindet sich in der letzten Anlage. 
Dort sind auch solche Vorschläge enthalten, die ei- 
ner eingehenden Begründung in diesem Teil des Be- 
richts nicht bedürfen, weil sie aus sich selbst her- 
aus verständlich sind oder nur Randprobleme be- 
treffen. Dieser zweite Teil des Berichts enthält ein- 
gehendere Ausführungen nur zu den Punkten, die 
entweder ein besonderes Interesse allgemeiner Art 
beanspruchen oder wegen ihrer Bedeutung für das 
Wahlverfahren besonders wichtig sind. Dabei sind 
die Probleme entsprechend dem zeitlichen Ablauf 
des Wahl Verfahrens darges teilt worden, soweit sich 
nicht aus Gründen des Sachzusammenhangs und 
damit des besseren Verständnisses ein anderer Auf- 
bau anbot. 


2 Rechtzeitige Vorbereitung der rechtlichen und 
sonstigen Voraussetzungen für die Wahlen 

a) Schaffung der rechtlichen Voraussetzungen 

Im Gegensatz zu den Sozialversicherungswahlen im 
Jahre 1968 wurden diesmal die rechtlichen Voraus- 
setzungen im wesentlichen rechtzeitig geschaffen. 
So wurde das Achte Gesetz zur Änderung d.es 
Selbstverwaltungsgesetzes vom 7. August 1973 am 
11. August 1973 und die Dritte Verordnung zur Än- 
derung der Wahlordnung für die Sozialversiche- 
rung am 14. August 1973 verkündet. Gleichwohl 
führten vereinzelt Listenträger Klage darüber, daß 
es bei ihnen wegen der relativ späten Verabschie- 
dung der neuen Vorschriften im innerorganisatori- 
schen Bereich beim Nominierungsverfahren zu zeit- 
lichen Engpässen gekommen sei. Wenn auch durch 
rechtzeitige Vorbereitungen der Listenträger die- 
sem Problem teilweise entgegengewirkt werden 
kann, sollten doch zukünftige, sich auf das Wahl- 
verfahren beziehende Rechtsänderungen möglichst 
sechs Monate vor Beginn des Wahlkalenders ver- 
kündet sein. Nicht nur der BWB und die Landes- 
wahlbeauftragten, sondern vor allem die zahlrei- 
chen Personen, die bei den Listenträgem, den Ver- 
sicherungsträgern und den Versicherungsämtern 
mit der Durchführung der Wahlen befaßt sind, müs- 
sen ausreichend Gelegenheit haben, sich mit den 
Rechtsgmndlagen, auf Grxmd deren die Wahlen 
durchgeführt werden sollen, rechtzeitig vertraut zu 
machen. Insbesondere sei in diesem Zusammenhang 
darauf hingewiesen, daß vor allem die großen Ver- 
sicherungsträger wie die BfA, die LVAen und die 
Ersatzkassen bereits lange vor Anlaufen des Wahl- 
kalenders umfangreiche Vorbereitungen treffen und 
Verträge mit Lieferfirmen für Papier, Dmckanstal- 
ten usw. schließen müssen. 

b) Zeitraum der Wahlperiode 

Im Jahre 1965 hat der Gesetzgeber die Wahlperiode 
im Bereich der Sozialversicherung von vier Jahren 
auf sechs Jahre u. a. deshalb verlängert, weil er 
vermeiden wollte, daß die Sozialversicherungswah- 
len und die Wahlen zum Deutschen Bundestag zu- 
sammenfielen. Durch die vorzeitige Beendigung der 
letzten Legislaturperiode des Bundestages wird vor- 
aussichtlich die übernächste Bundestagswahl (1980) 
in das gleiche Jahr wie die nächste Sozialversiche- 
rungswahl fallen. 

Die Wahlbeauftragten sind übereinstimmend der 
Auffassung, daß eine Lösung dieser Frage durch 
den Gestezgeber nicht möglich ist, weil das Ende 
der Legislaturperioden des Deutschen Bundestages 
und anderer Parlamente nicht mit Sicherheit vor- 
ausgesehen werden kann. 

Einer Verkürzung oder Verlängerung der Wahlpe- 
riode um ein Jahr steht im übrigen auch entgegen, 
daß bei einer fünf bzw. siebenjährigen Wahlperiode 
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der jährliche Wechsel des Vorsitzes in den Orga- 
nen zwischen Versicherten- und Arbeitgeberseite 
zu Komplikationen führen würde. 

c) Rechtzeitige Bestellung der Wahlausschüsse 

In Einzelfällen haben die Vorstände von Versiche- 
rungsträgern ihre Wahlausschüsse gemäß § 3 WO- 
Sozialvers. nicht rechtzeitig bestellt. Die in diesem 
Zusammenhang vorgebrachte Anregung, für die Be- 
stellung einen festen Termin im Wahlkalender vor- 
zusehen, dürfte sich im Hinblick auf die unter- 
schiedliche Größe der Versicherungsträger und da- 
mit auch auf den verschiedenartigen Umfang der 
Wahlvorbereitungen als wenig sinnvoll erweisen. 
Demgegenüber wird die Einführung eines spätesten 
Termins für die Bestellung der Wahlausschüsse 
vorgeschlagen. 

Nach Auffassung der Wahlbeauftragten dürften im 
übrigen keine Schwierigkeiten auftreten, wenn die 
Spitzenverbände der Versicherungsträger ihre Mit- 
glieder rechtzeitig auf die nächsten Sozialversiche- 
rungswahlen und die hiermit zusammenhängenden 
Aufgaben hinweisen. 

3 WahlankQndigung 

Nach §10 Abs. 2 WO-Sozialvers. ist die Wahlan- 
kündigung, also der vom Bundeswahlbeauftragten 
zu bestimmende Zeitpunkt der allgemeinen Wah- 
len, am ersten Freitag im Oktober des dem Wahl- 
jahr vorhergehenden Jahres zu erlassen. Dies ge- 
schah durch die Bekanntmachung Nummer 1 vom 
5. Oktober 1973. Die Festlegung des Zeitpunkts der 
Wahlankündigung in der Wahlordnung, durch die 
der Wahlkalender in Gang gesetzt wird, hat in 
zweifacher Hinsicht zu Schwierigkeiten geführt: 
Für die größeren Versicherungsträger, aber auch 
für die Listenträger wäre es außerordentlich 
schwierig gewesen, sich terminmäßig auf den Ab- 
lauf der Wahl einzustellen und (die notwendigen 
Vorbereitungen zu treffen, wenn der Bundeswahl- 
beauftragte -den Wahlsonntag und damit den Ab- 
lauf des Wahlkalenders erst in der ersten Oktober- 
woche bekanntgegeben hätte. Deshalb hat der BWB 
bereits am 1. August den Spitzenverbänden der So- 
zialversicherungsträger mitgeteilt, er habe als Zeit- 
punkt der allgemeinen Wahlen den 26. Mai 1974 be- 
stimmt, 'den er nach § 10 Abs. 2 WO-Sozialvers. am 
5. Oktober 1973 Öffentlich bekannt machen werde. 

Die zweite Schwierigkeit ergab sich aus folgen- 
dem: 

Aus einer Reihe von Gründen (Lage des Pfingstfe- 
stes 1974, Landtagswahlen in Niedersachsen, Fuß- 
ballweltmeisterschaft) hatte sich trotz gewisser 
Nachteile (Christi Himmelfahrt in der Woche vor 
dem Wahlsonntag — Betriebsferien) als Wahlsonn- 
tag der 26. Mai 1974 empfohlen. Dies führte dazu, 
daß zwischen dem Tag der Wahlankündigung 
(5. Oktober) und dem nach §11 WO-Sozialvers. 
letztmöglichen Tag der Wahlausschreibung nur ein 
Zeitraum von zwei Wochen lag, was bei zahlreichen 
Versicherungsträgem, die ihre Veröffentlichungen 
nach ihren Satzungen in monatlich erscheinenden 
Zeitschriften bekanntzumachen haben, zu erhebli- 


chen zeitlichen Engpässen führte. Auf Grund dieser 
Erfahrungen empfehlen die Wahlbeauftragten, den 
Zeitpunkt für die Wahlankündigung möglichst früh- 
zeitig durch den BWB bekanntgeben zu lassen, wo- 
bei der Zeitpunkt der Bekanntmachung in das Er- 
messen des BWB gestellt werden könnte. Als späte- 
ster Zeitpunkt der Wahlankündigung sollte jedoch 
ein Tag vorgesehen werden, der mindestens sechs 
Wochen vor dem Ablauf der Frist für die Bekannt- 
machung ider Wahl aus Schreibung liegt. Hierdurch 
könnte eine flexible Handhabung erreicht wer- 
den. 

Gleichzeitig müßten die Vorschriften, die sich auf 
den Zeitpunkt der Wahlankündigung beziehen, 
überprüft werden (z. B. § 17 SVwG). 

4 Wahlkalender — Konzentration des Zeitraums 
für die Stimmabgabe 

Die Fristen des Wahlkalenders haben sich — abge- 
sehen von dem oben erörterten Problem der zu kur- 
zen Frist für die Veröffentlichung der Wahlaus- 
schreibung — als ausreichend erwiesen. Damit hat 
sich die geltende Regelung bewährt. 

In vielen Erfahrungsberichten der an der Wahl Be- 
teiligten wurde darüber hinaus vorgeschlagen, das 
relativ langdauemde Wahlverfahren zeitlich abzu- 
kürzen, um auf diese Weise Aktionen der Öffent- 
lichkeitsarbeit und Wahlwerbung gezielter und 
konzentrierter steuern zu können. Die Wahlbeauf- 
tragten haben die Möglichkeiten der Verkürzung 
des Wahlkalenders erwogen, insbesondere die Fra- 
ge, ob nicht bei mitgiederschwächeren Versiche- 
rungsträgern (z. B. Ortskrankenkassen, Betriebs- 
krankenkassen und Innungskrankenkassen) ein ver- 
kürzter Wahlkalender eingeführt werden solle. Da 
eine Abkürzung des Wahlkalenders bei mitglieder- 
starken Versicherungsträgem (BfA, LVAen, Ersatz- 
kassen) wegen der notwendig umfangreichen und 
zeitaufwendigen technischen und organisatorischen 
Vorbereitungen nur , schwer durchführbar schien, 
könnte dieser Gedanke nur bei zwei unterschiedli- 
chen Wahlkalendern mit unterschiedlichen Fristen 
verwirklicht werden. In diesem Zielkonflikt befür- 
worten die Wahlbeauftragten einen einheitlichen 
Wahlkalender für alle Versicherungsträger, da un- 
terschiedliche Wahlkalender für einzelne Arten 
von Versicherungsträgern vor allem bei den Listen- 
trägern zur Verwirmng und Komplikationen führen 
können. 

Eine Verkürzung des allgemeinen Wahlkalenders 
durch eine Beschneidung der Frist für die Ausstel- 
lung und Ausgabe der Wahlunterlagen ist wün- 
schenswert. Die Einzelheiten müßten in Zusammen- 
arbeit mit den Spitzenverbänden auch unter Be- 
rücksichtigung der übrigen vorgeschlagenen Ände- 
rungen des Wahlverfahrens geklärt werden. Auch 
die Frist zwischen der Zustellung der Wahlunterla- 
gen an den Wähler und dem spätesten Zeitpunkt 
der Stimmabgabe sollte entscheidend verkürzt wer- 
den. Hierdurch würde die Gefahr vermindert, daß 
der Wähler die Unterlagen verliert oder vergißt. 
Zudem würde einer unzulässigen Beeinflussung des 
Wählers bei der Stimmabgabe vorgebeugt. 
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5 Wahlausschreibung 

Die Wahlausschreibung nach § 11 WO-Sozialvers. 
— d. h. die Aufforderung des Wahlausschusses, 
Vorschlagslisten für die Wahl zur Vertreterver- 
sammlung bis zu einem bestimmten Tage einzurei- 
chen, — ist in zweifacher Hinsicht verbesserungs- 
bedürftig: 

a) § 1 1 Abs. 2 WO-Sozialvers. schreibt vor, daß die 
Wahlausschreibung einen umfangreichen Kata- 
log von Punkten enthalten muß, die bei der Ein- 
reichung von Wahlvorschlägen zu beachten 
sind. Durch die Überladung mit diesen techni- 
schen Einzelheiten ist die Wahlausschreibung 
nur schwer verständlich. Sie verliert damit ih- 
ren eigentlichen Charakter als Aufforderung zur 
Listeneinreichung. 

Die Wahlbeauftragten schlagen daher vor, in 
Zukunft die eigentliche Wahlausschreibung von 
den technischen Einzelheiten zu trennen. Diese 
sollten in einem Merkblatt zusammengefaßt 
werden, das die interessierten vorschlagsbe- 
rechtigten Personen oder Organisationen vom 
betreffenden Versicherungsträger anfordern 
könnten. Für das Merkblatt könnte der BWB 
Muster bekanntgeben. Maßgeblich für diesen 
Vorschlag war auch die Überlegung, daß auf 
diese Weise die Kosten für die Öffentliche Be- 
kanntmachung wesentlich gesenkt werden 
könnten. 

b) Der zweite Verbesserungsvorschlag betrifft die 
Form der öffentlichen Bekanntmachung. Nach 
geltendem Recht muß jeder einzelne der knapp 
1 800 Versicherungsträger die Wahiausschrei- 
bung in der bei dem Versicherungsträger übli- 
chen Weise bekannt machen {§§ 11, 123 WO-So- 
zialvers.). Hierdurch entstehen ganz erhebliche 
Veröffentlichungskosten. Soweit bei Versiche- 
rungsträgern als übliche Weise der Bekanntma- 
chung der Aushang in den Geschäftsräumen 
vorgesehen ist, besteht der Nachteil, daß die 
Vorschlagsberechtigten kaum Kenntnis von der 
Ausschreibung erhalten. 

Die Wahlbeauftragten empfehlen daher, daß der 
BWB die Wahlausschreibung in der zu a) vorge- 
schlagenen Form in den Tageszeitungen veröf- 
fentlichen sollte. Die Wahlausschreibung könnte 
dabei mit der Wahlankündigung verbunden 
werden. 

Die Kosten für eine derartige Anzeige könnten 
auf die Versicherungsträger umgelegt werden. 

6 Vorschlagsrecht 

Die Wahl der Vertreter in die Vertreterversamm- 
lung erfolgt auf Grund von Vorschlagslisten. Das 
Recht, Listen einzureichen, steht nach § 7 Abs. 2 
Satz 3 SVwG nur bestimmten Organisationen und 
Personen zu: Einmal können die einzelnen Versi- 
cherten und Arbeitgeber eines Versicherungsträ- 
gers sogenannte freie Listen einreichen. Diese frei- 
en Listen spielen jedoch insbesondere bei größeren 
Versicherungsträgem kaum eine Rolle, weil der Be- 
kanntheitsgrad von Einzelpersonen und ihren Vor- 
stellungen äußerst begrenzt ist. 


In der Praxis bedeutsamer ist demgegenüber das 
Vorschlagsrecht bestimmter Personenvereinigun- 
gen, weil diese die Listen unter ihren wesentlich 
wirksameren Organisationsnamen einreichen kön- 
nen. 

Vorschlagsberechtigt sind allerdings nicht alle im 
sozialpolitischen Bereich tätigen Organisationen, 
sondern nur Gewerkschaften, Arbeitgebervereini- 
gungen und sogenannte sonstige Arbeitnehmerver- 
einigungen, wobei letzteren ausschließlich oder 
doch überwiegend Arbeitnehmer angehören müs- 
sen. 

Es hat sich herausgestellt, daß das Vorschlagsrecht 
dieser Organisationen in mehrfacher Hinsicht geän- 
dert oder klargestellt werden muß: 

a) Begriff der Arbeitgebervereinigung 

Da der Begriff der Vereinigung von Arbeitgebern 
i. S. des § 7 Abs. 2 SVwG weder durch das Selbst- 
verwaltungsgesetz noch -durch die Wahlordnung 
definiert ist, kam es beim Wahlverfahren in einem 
Fall zu Auslegungsschwierigkeiten. Diese konnten 
dadurch überwunden werden, daß die Wahlbeauf- 
tragten in Übereinstimmung mit dem Bundesministe- 
rium für Arbeit und Sozialordnung eine Arbeitge- 
bervereinigung jedenfalls dann als vorschlagsbe- 
rechtigt ansahen, wenn die Arbeitgebervereinigung 
Tarifverträge abschließt. Dabei wurde klar, daß 
eine Reihe von Fragen nicht geregelt sind: Welche 
Zielsetzung muß z. B. eine Vereinigung von Arbeit- 
gebern haben, um vorschlagsberechtigt zu sein? 
Macht allein die Übertragung des Vorschlagsrechts 
der Mitglieder auf die Vereinigung sie zu einer Ar- 
beitgebervereinigung i. S. -des Gesetzes oder genügt 
diese Voraussetzung für sich allein nicht? Verlie- 
ren Arbeitgeber oder Arbeitgeberverbände ihr Vor- 
schlagsrecht, wenn sie Zwangsmitglieder einer Ar- 
beitgebervereinigung sind, denen die Mehrheit der 
Mitglieder die Befugnis zur Aufstellung von Vor- 
schlagslisten überträgt? Wie ist insbesondere die 
Rechtslage bei Handwerkskammern und Innungen 
zu beurteilen? Diese Fragen sind durch den Gesetz- 
geber zu klären. 

b) Versichertenvereinigungen 

Das Recht, unter einem Organisationsnamen Vor- 
schlagslisten einzureichen, haben auf der Versi- 
chertenseite neben den Gewerkschaften nur sonsti- 
ge Arbeitnehmervereinigungen. Durch die Öffnung 
der Sozialversicherung für weitere Personenkreise 
sind neben den Arbeitnehmern jedoch auch andere 
Versicherte, z. B. Hausfrauen, Schüler, Studenten, 
Selbständige wählbar. Es konnte beobachtet wer- 
den, daß solche Personen bis zu einem gewissen 
Grade bei den sonstigen Arbeitnehmervereinigun- 
gen mit berücksichtigt worden sind oder freie Li- 
sten eingereicht haben. Dadurch ist die Parität zwi- 
schen Arbeitgebern und Arbeitnehmern in den Or- 
ganen der Versicherungsträger jedoch beeinträch- 
tigt. 

Es ist daher zu prüfen, auf welche Weise die den 
Arbeitgebern gegenüber gleichberechtigte und 
gleichgewichtige Vertretung der Arbeitnehmer si- 
chergestellt werden kann. 
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c) Namensfühning 

Ein Sonderproblem des Vorschlagsrechts betrifft 
die Namensführung der Mitgliedergemeinschaften, 
d. h. der Vereinigungen von Mitgliedern oder Mit- 
gliedergruppen bestimmter Versicherungs träger, 
die den Namen des Versicherungsträgers ganz oder 
teilweise in ihren Vereinsnamen aufgenommen ha- 
ben und hierunter kandidieren. 

Zum Verständnis der Problematik sei folgendes 
vorausgeschickt: 

Durch das Siebte Gesetz zur Änderung des Selbst- 
verwaltungsgesetzes vom 23. August 1967 hatte der 
Gesetzgeber das sog. Namensführungsverbot einge- 
führt; dies bestimmte, daß Arbeitnehmer- oder Ar- 
beitgebervereinigungen, die sich nach ihrer Sat- 
zung auch an den Sozialversicherungswahlen betei- 
ligen können, keinen Namen führen durften, der als 
Bestandteil die Bezeichnung des Versicherungsträ- 
gers oder einen den Versicherungs träger kenn- 
zeichnenden Teil dieser Bezeichnung enthielt. 

Hierdurch sollte verhindert werden, daß bei Wäh- 
lern wegen gewisser Übereinstimmungen zwischen 
dem Namen von Vereinigungen und denen von 
Versicherungsträgem der Eindruck geweckt würde, 
zwischen beiden beständen nähere Verbindungen, 
die die Wahl einer solchen Vereinigung als vorteil- 
haft erscheinen ließen. 

Dieses sog. Namensführungs verbot hatte das Bun- 
desverfassimgsgericht durch seinen Beschluß vom 
24. Februar 1971 (BVerfGE 30, 227 ff.) im wesentli- 
chen mit der Begründung für verfassungswidrig er- 
klärt, in dem völligen Verbot der Namensführung 
liege ein unverhältnismäßiger Eingriff in das 
Grundrecht der Vereinigung aus Artikel 9 Abs. 1 
GG; der Gesetzgeber „sei damit über das zulässige 
Ziel, Irrefühmngen der Wähler in angemessener 
Weise zu verhindern, hinausgegangen" (BVerfGE 30, 
246). 

Nach der Aufhebung des Namensfühmngs Verbots 
durch das Bundesverfassungsgericht konnten die 
zum Teil seit längerem bestehenden Mitgliederge- 
meinschaften bei den letzten Sozialversichemngs- 
wahlen wieder den Namen des Versichemngsträ- 
gers verwenden. Sie konnten dabei hohe Stimmen- 
gewinne verzeichnen. Einige Wahlergebnisse las- 
sen vermuten, daß sich die Führung des Namens ei- 
nes Versichemngsträgers auf das Wahlergebnis zu- 
gunsten einer Mitgliedergemeinschaft stark ausge- 
wirkt hat. Hierfür folgendes Beispiel: 

Bei den Wahlen 1962 errang die „Gemeinschaft von 
DAK-Mitgliedern e. V." bei der DAK mit 17,6 v.H. 
11 der 60 Sitze. Nachdem der Gesetzgeber für die 
Wahlen 1968 das Namensfühnmgs verbot erlassen 
hatte, erreichte dieselbe Mitgliedergemeinschaft 
mit demselben Programm unter dem Namen „Freie 
Gemeinschaft" nur noch 3,58 v. H. und erhielt — 
wegen der 5-v. H.-Klausel — keinen Sitz. Bei den 
letzten Wahlen bewarb sich die Gemeinschaft wie- 
der unter der Bezeichnung „Gemeinschaft von 
DAK-Mitgliedern e. V." mit überwältigendem Er- 
folg: Sie errang mit 56,62 v. H. insgesamt 34 der 60 
Sitze und damit die absolute Mehrheit. 


In der Tendenz gleich, im Umfang jedoch unter- 
schiedlich, fielen die Ergebnisse auch bei anderen 
Mitgliedergemeinschaften aus (vgl. Anlage 4 *), ins- 
besondere III c). 

Insofern hat sich die Besorgnis bestätigt, die den 
Gesetzgeber 1967 zum Namensführungs verbot ver- 
anlaßt hat. 

Da die vom Bundesverfassungsgericht offengelasse- 
nen Möglichkeiten zur Beschränkung des Namens- 
führungsrechts nach den bei Beratung des Achten 
Änderungsgesetzes angestellten Überlegungen we- 
nig wirksam sein dürften, ist zu prüfen, ob für die 
Zulässigkeit einer Kandidatur unter einem Organi- 
sationsnamen — im Hinblick auf die damit verbun- 
denen wahlpsychologischen Vorteile — neben der 
bislang ausreichenden entsprechenden Satzung 
noch weitere Voraussetzungen vorgesehen werden 
sollten. 

In diesem Zusammenhang ist insbesondere zu prü- 
fen, ob es nicht notwendig ist, das Bestehen und 
die Kontinuität einer kandidierenden Organisation 
und damit auch die innere Berechtigung zur Füh- 
rung eines Organisationsnamens in ähnlicher Form 
nachweisen zu lassen, wie es § 2 des Parteiengeset- 
zes **) im politischen Bereich vorsieht. 


7 Fragen der Wählbarkeit bei der 
Listenaufsteilung 

Bei der Listenaufstellung haben sich zur Wählbar- 
keit von Personen eine Reihe von Fragen ergeben, 
die gesetzlich geklärt werden müssen. 

a) Folgen des Austritts oder Ausschlusses eines 
Beauftragten aus der ihn entsendenden Organi- 
sation 

Im Wahlverfahren ist die Frage aufgetreten, ob Be- 
auftragte die Wählbarkeit dadurch verlieren, daß 
sie aus der Organisation, die sie aufgestellt hat, 
austreten oder ausgeschlossen werden. Die Wahl- 
beauftragten haben diese Frage verneint, da die Or- 
ganisation auch Nichtmitglieder benennen kann, 
die Zugehörigkeit zur Organisation also nicht Vor- 
aussetzung der Wählbarkeit ist. Der Gesetzgeber ist 
nach Auffassung der Wahlbeauftragten offensicht- 
lich davon ausgegangen, daß der Beauftragte nach 
der Wahl die Interessen seiner Wähler und nicht in 
erster Linie die der Organisation wahrnehmen soll, 
die Legitimation des Beauftragten also vom Wahl- 
akt, nicht aber vom Fortbestehen eines Vertrau- 
ensverhältnisses ZU der entsendenden Organisation 
abhängt. 

Der Gesetzgeber sollte prüfen, ob diese Regelung 
den tatsächlichen Verhältnissen gerecht wird und 


*) nicht abgedruckt 

**) Der entsprechende Text (BGBl. I 1967, S. 773 f.) lautet: 
„ . . . , wenn sie nach dem Gesamtbild der tatsäch- 
lichen Verhältnisse, insbesondere nach Umfang und 
Festigkeit ihrer Organisation, nach der Zahl ihrer 
Mitglieder und nach ihrem Hervortreten in der Öffent- 
lichkeit eine ausreichende Gewähr für die Ernsthaftig- 
keit dieser Zielsetzung bieten." 
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beibehalten werden soll und ob die Regelung des 
§ 6 Abs. 4 SVwG ausreicht In jedem Falle sollte 
die Rechtslage jedoch im Gesetz klargestellt wer- 
den. 

c) Verbot gleichzeitiger Mitgliedschaft in den Or- 
ganen mehrerer Träger der Krankenversiche- 
rung 

Eine weitere Frage aus dem Recht der Beauftragten 
betrifft das in § 3 Abs. 4 Satz 1 SVwG niedergelegte 
Verbot der Mehrfachmitgliedschaft in Organen im 
Bereich der Krankenversicherung. Aus dieser Vor- 
schrift geht nicht eindeutig hervor, ob das Verbot 
auch dann gilt, wenn ein Bewerber in einer Vor- 
schlagsliste als Versicherter und in einer anderen 
als Beauftragter aufgeführt ist. 

Nach Auffassung der Wahlbeauftragten ist § 3 
Abs. 4 Satz 1 SVwG im Hinblick auf die auch in 
diesem Falle möglichen Interessenkonflikte — min- 
destens analog — anwendbar. Dies sollte der Ge- 
setzgeber eindeutig klarstellen. 

Als Folgeregelung müßte außerdem bestimmt wer- 
den, daß in einem derartigen Falle der Bewerber 
nach § 19 Abs. 6 WO-Sozialvers. nur auf der Liste 
zu streichen ist, auf der er als Beauftragter aufge- 
stellt wurde, weil das Verbot des § 3 Abs. 4 Satz 1 
SVwG nur die Wählbarkeit als Beauftragter ein- 
schränkt. 

c) Problem der Zugehörigkeit zu verschiedenen 
Gruppen 

Weitere Interessenkollisionen hat der Gesetzgeber 
durch seine Regelungen über die Gruppenzugehö- 
rigkeit ausschließen wollen: 

Ausgehend von dem im Selbstverwaltungsrecht fast 
ausnahmslos geltenden Grundsatz der Parität zwi- 
schen Arbeitgebern einerseits und Arbeitnehmern 
bzw. Versicherten andererseits waren Regelungen 
für den Fall erforderlich, daß jemand gleichzeitig 
Versicherter und Arbeitgeber ist. Hier hat sich der 
Gesetzgeber — wegen der Möglichkeit von Interes- 
senkollisionen — für die vorrangige Zuordnung zu 
der Gruppe der Arbeitgeber entschieden. Dieser 
Grundsatz wird jedoch im geltenden Recht nicht 
konsequent durchgeführt, weil sich die Regelung 
des § 22 SVwG nur auf die Gruppen desselben Ver- 
sicherungsträgers bezieht. So ist es z. B. zulässig, 
daß ein Arbeitgeber von Arbeitern bei der BfA als 
Versicherter auf Arbeitnehmerseite und bei der be- 
treffenden LVA auf Arbeitgeberseite gewählt 
wird. 

Im Hinblick auf die zum Teil sehr starke finanzielle 
wie auch funktionale Verzahnung der einzelnen 
Versicherungszweige untereinander (Finanzaus- 
gleich, Rehabilitation) erscheint die Wählbarkeit zu 
verschiedenen Gruppen innerhalb desselben oder 
eines anderen Versicherungszweiges bedenklich. 

Der Gesetzgeber sollte deshalb das Problem der 
Gruppenzugehörigkeit unter dem Gesichtspunkt der 
möglichen Mehrfachkandidaturen neu überden- 
ken. 


d) Auslegung des Begriffs des „bevollmächtigten 
Betriebsleiters" 

Im Zusammenhang mit der Abgrenzung zwischen 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmereigenschaft steht 
die im Wahlverfahren aufgetauchte Frage, was un- 
ter einem bevollmächtigten Betriebsleiter i. S. d. 
§17 Abs. 1 Satz 2 SVwG zu verstehen ist. Die 
Wahlbeauftragten haben den Begriff des „bevoll- 
mächtigten Betriebsleiters" restriktiv ausgelegt. 
Der Gesetzgeber sollte prüfen, ob nicht auch im 
Gesetz eine Klarstellung in dem Sinne angezeigt 
ist, daß ein bevollmächtigter Betriebsleiter ein um- 
fassendes und nach außen nicht eingeschränktes 
Vertretungsrecht besitzen muß. 


8 Prüfung der Vorschlagslisten 
— Listenverbindung — 

Auslegung der Vorschlagslisten 

a) Unterschriftsbefugnis bei nachzuweisenden Que- 
ren 

Nach § 7 Abs. 3 Satz 2 SVwG müssen Vor- 
schlagslisten von Gewerkschaften, sonstigen Ar- 
beitnehmervereinigungen oder berufsständi- 
schen Vereinigungen der Landwirtschaft, die 
seit der letzten Wahl nicht mit mindestens ei- 
nem Vertreter ununterbrochen in der Vertreter- 
versammlung vertreten sind, sowie freie Listen 
von einer bestimmten, sich nach der Größe des 
Versicherungsträgers richtenden Anzahl von 
Wahlberechtigten unterschrieben sein (sog. 
Quorum). Maßgeblich für die Wahlberechtigung 
und damit für die Unterschriftsbefugnis bei 
nachzuweisenden Quoren ist in der Rentenversi- 
cherung, bei welchem Versicherungsträger je- 
mand eine Versicherungsnummer erhalten bzw. 
beantragt hat (§§ 16 und 19 Abs. 3 SVwG). 

Bei größeren dezentralisierten Unternehmen mit 
zentralen Hauptverwaltungen, die die Beiträge 
auch für die Nebenwerke abführen, kann es 
Vorkommen, daß der betreuende und der konto- 
führende Versicherungsträger nicht identisch 
ist. Konkret: Wenn die Hauptverwaltung eines 
Werkes im Bereich der LVA A liegt, führt diese 
zentral auch die Versicherungskonten aller Ar- 
beiter der Nebenwerke im Bereich der LVA B, 
obwohl die Betreuung dieser Arbeiter der LVA B 
obliegt. Die Folge ist, daß die Arbeiter des Ne- 
benwerkes im Bereich der LVA B zu dieser LVA 
nicht wahlberechtigt und deshalb auch nicht zur 
Unterzeichnung von Vorschlagslisten berechtigt 
sind. 

Im Entwurf eines Sozialgesetzbuches (SGB) — 
Gemeinsame Vorschriften für die Sozialversi- 
cherung (§ 49 Abs. 3 des Entwurfs) soll dieses 
Problem in der Weise gelöst werden, daß auch 
die zu einem Versicherungsträger wählbaren 
Versicherten zur Unterzeichnung einer Vor- 
schlagsliste berechtigt sein sollen. Damit könn- 
ten dann auch Versicherte, die im Zuständig- 
keitsbereich der betreuenden LVA wohnen, 
Wahl Vorschläge unterzeichnen, soweit sie dort 
wählbar sind (§ 23 Satz 2 SVwG). 
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b) Ein weiteres Problem aus dem Komplex der Auf- 
stellung der Vorschlagslisten betrifft die Rege- 
lung über die zulässige Anzahl von Beauftragten 
nach § 7 Abs. 2 Satz 1 SVwG. Diese Vorschrift 
hat insofern zu Auslegungsschwierigkeiten An- 
laß gegeben, als sie nicht eindeutig regelt, wie 
viele Beauftragte auf einer Vorschlagsliste mit 
neun bis elf Bewerbern benannt werden dür- 
fen. 

Der Gesetzgeber sollte dies klarstellen; hierbei 
sollte auch überdacht werden, ob die abwei- 
chende Regelung bei den Stellvertretern not- 
wendig ist und ob die Drittelregelung des § 3 
Abs. 4 Satz 2 SVwG nicht ausreicht. 

c) Listenverbindung und 5-v. H.-Klausel 

Durch das Siebte Änderungsgesetz zum Selbst- 
verwaltungsgesetz hat der Gesetzgeber in An- 
lehnung an Wahlrechtsvorschriften in anderen 
Bereichen die 5-v. H.-Sperrklausel im Bereich 
des Selbstverwaltungsgesetzes allgemein mit 
dem Ziel eingeführt, einer zu großen Zahl von 
Splittergruppen insbesondere bei den größeren 
Versicherungs trägem vorzubeugen. Gleichzeitig 
hat er die Möglichkeit der Listenverbindung bei- 
behalten, allerdings hierbei offenbar außer acht 
gelassen, daß bei der von ihm beschlossenen 
Formulierung mit Hilfe einer Listenverbindung 
die 5-v. H.-Sperrklausel de facto unterlaufen 
werden kann. Damit wurde die Wirksamkeit der 
gerade eingefügten Sperrklausel weitgehend 
wieder aufgehoben. So konnten diesmal bei ei- 
ner Reihe größerer Versicherungsträger eine 
Anzahl kleinerer Listenträger Sitze erringen, die 
sonst unberücksichtigt geblieben wären (vgl. 
Anlage 4 *) ). Der Gesetzgeber sollte daher nach 
Auffassung der Wahlbeauftragten nur solchen 
Listen die bei der Sitzverteilung möglichen Vor- 
teile einer Listenverbindung gewähren, die be- 
reits die Sperrklausel übersprungen haben. Be- 
sondere sozialpolitische Gründe, die die Beibe- 
haltung der bisherigen Regelung rechtfertigen, 
sind nicht erkennbar. In diesem Zusammenhang 
ist auch zu überlegen, ob die Möglichkeit der 
Listenverbindung auch zukünftig noch erhalten 
bleiben soll und ob gegebenenfalls Listenverbin- 
dungen auf dem Stimmzettel in geeigneter Wei- 
se zu kennzeichnen sind, um dadurch dem Wäh- 
ler eingegangene Koalitionen sichtbar zu ma- 
chen. 

d) Zustimmungserkläningen 

Nach geltendem Recht ist es nach Ablauf der Li- 
sten-Einreichungsfrist nicht mehr möglich, 
Wahlhandlungen idadurch zu vermeiden, daß auf 
den Listen benannte Kandidaten vom Listenver- 
treter wieder zurückgezogen werden. Dieses Er- 
gebnis wird jedoch dadurch erreicht, daß die Li- 
stenträger die Zustimmungserklärungen für die 
von ihnen genannten Bewerber bis zum Ablauf 
der Einreichungsfrist zurückhalten. Dies Verfah- 


*) nicht abgedruckt 


ren hat diesmal eine Reihe überflüssiger Be- 
schwerdeverfahren ausgelöst, weil die Listenträ- 
ger ihre Kandidaten nicht rechtzeitig davon un- 
terrichtet hatten, daß ihre Zustimmungserklä- 
rungen zurückbehalten worden und sie — die 
Bewerber — daraufhin von der Liste gestrichen 
worden waren. 

Die Wahlbeauftragten haben sich mit der Anre- 
gung eines Spitzenverbandes beschäftigt, die 
Zurückziehung eines Kandidaten bis zur Zulas- 
sung der Liste für zulässig zu erklären, wenn 
der Bewerber zugestimmt hat. Sie halten jedoch 
eine Änderung des geltenden Rechts nicht füi 
erforderlich; Die auf getretenen Schwierigkeiten 
können bei einer entsprechenden Unterrichtung 
der Kandidaten durch ihre Listenträger vermie- 
den werden. 

e) Auslegung der Vorschlagslisten 

Während früher die vom Wahlausschuß zuge- 
lassenen Vorschlagslisten nur bei den Versiche- 
rungsträgern ausgelegt werden mußten, müssen 
nach neuem Recht {§ 23 WO-Sozialvers.) nun- 
mehr Abschriften der Listen auch bei iden Versi- 
cherungsämtern im Wahlbezirk des Versiche- 
rungsträgers öffentlich ausliegen. Diese Rege- 
lung hat sich nicht bewährt: Die Listen sind nur 
in einer verschwindend geringen Zahl von Fäl- 
len eingesehen worden. Der insbesondere bei 
größeren Versicherungsträgern erforderliche 
Verwaltungsaufwand erscheint nicht gerechtfer- 
tigt. Andererseits haben sich eine Reihe von 
Wahlberechtigten mit der Bitte um Übersendung 
der Vorschlagslisten direkt an ihre Versich- 
rungsträger gewandt. § 23 WO-Sozialvers. sollte 
daher in der Weise geändert werden, daß an die 
Stelle der Verpflichtung der Versicherungsträ- 
ger zur Auslegung der Vorschlagslisten bei den 
Versicherungsämtern die Verpflichtung tritt, die 
Listen auf Antrag eines Wahlberechtigten die- 
sem zuzuschicken. 


9 Beschwerdeverfahren 

Das Beschwer de verfahren (§§21, 22 WO-Sozial- 
vers.) dient dazu, Entscheidungen der Wahlaus- 
schüsse zu überprüfen. Der Umstand, daß keine der 
Entscheidungen des Bundeswahlausschusses mittel- 
bar Gegenstand einer Anfechtungsklage nach § 30 
des Selbstverwaltungsgesetzes geworden ist, 
spricht dafür, daß das Beschwerdeverfahren sich in 
seiner Filterwirkung insgesamt bewährt hat. 

Die Fristen für die Einlegung der Beschwerde und 
die Durchführung des Beschwerdeverfahrens (ins- 
gesamt ca. vier Wochen) sind knapp bemessen. Zur 
besseren Ausnutzung dieser Fristen erscheint es 
daher erforderlich, den Beschwerdeführer zu ver- 
pflichten, dem Wahlausschuß eine Abschrift der 
Beschwerde und ihrer Begründung zu übersenden. 
Gleichzeitig sollte die Verpflichtung des Wahlaus- 
schusses zur unverzüglichen Übersendung der Ak- 
ten an den Beschwerdeausschuß in die Wahlord- 
nung aufgenommen werden. In diesem Falle wäre 
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es nicht erforderlich, einer Anregung des Vorsit- 
zenden des Bundeswahlausschusses zu folgen, der 
die Entscheidungsfrist (bis 114. Tag vor dem Wahl- 
sonntag) als Sollvorschrift ausgestaltet wissen will. 
Durch die Möglichkeit einer späteren Entscheidung 
bestände die Gefahr, daß die Tätigkeit der Wahl- 
ausschüsse behindert würde, für die es wichtig ist, 
daß von einem bestimmten Tage ab rechtliche Klar- 
heit besteht. 

Der Kreis der an einem Beschwerdeverfahren Betei- 
ligten ist in § 22 Abs. 2 Satz 1 WO-Sozialvers. ab- 
schließend geregelt. Bei einer Beschwerde wegen 
der Nichtzulassung einer Liste ist Beteiligter zwar 
der Listenvertreter der betroffenen Liste, nicht aber 
die Listenvertreter der bereits zugelassenen Listen, 
obwohl diese bei einer Zulassung der umstrittenen 
Liste in ihrer rechtlichen Position betroffen werden 
können. Damit wären sie von der Sache her auch 
als Beteiligte anzusehen. Es sollte daher geprüft 
werden, ob eine Ergänzung des § 22 Abs. 2 Satz 1 
WO-Sozialvers. angezeigt ist. 

Der Besch werde Wahlausschuß verhandelt und ent- 
scheidet in öffentlicher Sitzung. Diese Vorschriften 
der Wahlordnung (§ 4 Abs. 6 i. V. m. § 3 Abs. 5) 
sind bisher so ausgelegt worden, daß auch die — 
die Entscheidung vorbereitende — Beratung öffent- 
lich stattzufinden hat. 

Schwierigkeiten infolge der Öffentlichkeit der Be- 
ratxmgen sind nicht aufgetreten. Dennoch ist nicht 
auszuschließen, daß nicht alle Mitglieder des Be- 
schwerdewahlausschusses sich so unbefangen bei 
einer öffentlichen Beratung äußern, wie es im Inter- 
esse einer alle Gesichtspunkte ausschöpfenden Ent- 
scheidung notwendig sein könnte. Es wird daher 
angeregt zu prüfen, ob die Beratung nicht besser 
geheim istattfinden sollte. 

Eine schriftliche Begründung der Entscheidungen 
der Beschwerdewahlausschüsse ist in der Wahlord- 
nung nicht vorgeschrieben. Auch in der Nieder- 
schrift müssen nur die Beschlüsse selbst, nicht auch 
die Gründe wiedergegeben werden. Weil die Ent- 
scheidungsgründe jedoch für den betroffenen 
Wahlausschuß sowie die nicht erschienenen Betei- 
ligten von Bedeutung sein können, sollte vorgese- 
hen werden, die tragenden Gründe in die Sitzungs- 
niederschrift aufzunehmen, die den Wahlausschüs- 
sen und den Beteiligten zuzuseniden ist. 

Der Bundeswahlausschuß wurde in 14 Fällen mit 
Beschwerden von Wahlbewerbem beschäftigt, de- 
ren Namen vom Wahlausschuß aus den Vor- 
schlagslisten gestrichen worden waren. Grund der 
Streichung war, daß die Listenvertreter die Zustim- 
mungserklänuigen zurückgehalten hatten. Nachdem 
die Listenvertreter die Bewerber über den Sinn der 
Maßnahme aufgeklärt hatten, nahmen diese Be- 
schwerdeführer ihre Beschwerden zurück. Diese 
Vorgänge sollten nicht etwa zu dem Ergebnis füh- 
ren, gestrichenen Bewerbern das Beschwerderecht 
abzuerkennen. Vielmehr sollte in der Wahlordnung 
eine Verpflichtung des Listenträgers begründet 
werden, dem aufgestellten Bewerber unverzüglich 
mitzuteilen, daß er zurückgezogen worden ist. 


10 Wahlen ohne Wahlhandlung 

Einer der Hauptpunkte der öffentlichen Kritik an 
den Sozialversicherungswahlen war auch diesmal 
wieder die Tatsache, daß bei der weit überwiegen- 
den Zahl der Versicherungsträger Wahlen ohne 
Wahlhandlung, also ohne Stimmabgabe stattgefun- 
den haben. Man hielt dieses Verfahren für undemo- 
kratisch, weil es die Wahlberechtigten von einer 
Stimmabgabe und damit von einer demokratischen 
Entscheidung immer dann ausschlösse, wenn sich 
die vorschlagsberechtigten Organisationen vorher 
über die Verteilung der Mandate untereinander ge- 
einigt hätten. 

Diese Kritik ist — jedenfalls in dieser pauschalen 
Form — nicht begründet, wenn auch verständ- 
lich. 

Unbegründet ist die Kritik deshalb, weil nach dem 
geltenden Wahlrecht grundsätzlich jeder Wahlbe- 
rechtigte, der die erforderliche — keineswegs etwa 
übertrieben hohe — Zahl von Unterschriften bei- 
bringt, eigene Vorschläge für die Wahl zur Vertre- 
terversammlung machen und dadurch eine Wahl 
mit Wahlhandlung herbeiführen kann. Eine unmit- 
telbare demokratische Entscheidung wird also in 
keiner Weise ausgeschlossen; sie kann auch von 
den vorschlagsberechtigten Organisationen nicht 
verhindert werden. Eine Wahlhandlung muß statt- 
finden, wenn sie auch nur von wenigen Wahlbe- 
rechtigten ernsthaft gewollt wird. Nicht zuletzt des- 
halb konnte der Gesetzgeber — übrigens mit guten 
Gründen — die indirekte demokratische Legitima- 
tion durch die Wahl ohne Wahlhandlung dann zu- 
lassen, wenn nicht mehr Wahlbewerber auf treten, 
als Sitze in den Organen zu vergeben sind. 

Wie das Bundessozialgericht in seinem Urteil vom 
15. November 1973 — 3 RK 57/72 — mit Recht aus- 
führt, wäre eine Wahl mit Wahlhandlung in den 
Fällen, in denen konkurrierende Wahl Vorschläge 
nicht vorliegen, eine bloße Förmlichkeit, die nutz- 
los erhebliche Kosten verursachen und das Wahl- 
verfahren überdies komplizieren würde. 

Deshalb sind die sog. Friedenswahlen ein durchaus 
legitimes und vernünftiges Wahl verfahren, auch 
wenn Urwahlen wegen der direkten demokrati- 
schen Legitimation der Vertreterversammlung vor- 
zuziehen sind. 

In einem Punkt ist die Kritik an den Wahlen ohne 
Wahlhandlung allerdings begründet: Diese Art des 
Wahl Verfahrens ist nur dann gerechtfertigt, wenn 
die Wahlberechtigten in Kenntnis ihres Vor- 
schlagsrechts auf die Einreichung eigener Vor- 
schläge verzichten, also bewußt die Bildung der Or- 
gane des Versicherungsträgers den Organisationen 
anvertrauen, die auf Arbeitnehmer- und Arbeitge- 
berseite bereitsteheh, diese Aufgabe zu erfüllen. 

Ob bei der jetzigen Form der Bekanntmachung der 
Wahlausschreibung und dem vorgeschriebenen um- 
fangreichen Inhalt die Vorschlagsberechtigten 
wirklich rechtzeitig erfahren, daß sie Wahlvor- 
schläge einreichen können, ist zweifelhaft. Die 
Wahlbeauftragten haben aus diesem Grunde auch 
entsprechende Verbesserungen vorgeschlagen (vgl. 
Nummer 5). 
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11 Inhalt und Form der Unterlagen für die 
Ausübung des Wahlrechts 

Die Unterlagen für die Ausübung des Wahlrechts 
haben — neben der Hauptfunktion, Grundlage für 
den Wahlakt als solchen zu sein — auch die Auf- 
gabe, den Wahlberechtigten mit den für die Wahl 
erforderlichen Informationen zu versehen. Die Er- 
füllung dieser Aufgabe ist in zweifacher Weise zu 
verbessern: 

a) Information der Wahlberechtigten über die Li- 
stenträger und die Kandidaten 

Eine Reihe von Erfahrungsberichten über die Wahl, 
aber auch die Massenmedien wie Fernsehen, Funk 
und Presse haben bemängelt, 'daß die Wahlberech- 
tigten über die Ziele und Kandidaten der sich be- 
werbenden Listenträger nur höchst unzulänglich 
aufgeklärt worden seien. Diese Vorwürfe sind zum 
Teil sicher begründet, auch wenn eine Reihe von 
Listenträgern z. T. gute Öffentlichkeitsarbeit betrie- 
ben hat. Grundsätzlich darf zwar die Öffentlich- 
keitsarbeit und Aufklärung der Wahlberechtigten 
nicht über die ausgegebenen Wahlunterlagen erfol- 
gen. Wenn die Frage der besseren Information der 
Wahlberechtigten trotzdem im Zusammenhang mit 
der Ausgestaltung der Wahlunterlagen erörtert 
wird, so nur unter dem Gesichtspunkt, ob eine all- 
gemeine und gleiche Minimalinformation der Wahl- 
berechtigten über alle zugelassenen Listen sinnvoll 
und erstrebenswert ist; denn politische Wertungen 
und Selbstdarstellungen können nur Sache der Li- 
stenträger selbst sein. Diese Minimalinformation 
müßte sich daher auf wertfreie, objektive aber in- 
formative Fakten beschränken. 

In diesem engen Rahmen sind einige Informations- 
verbesserungen denkbar: So könnte beispielsweise 
neben dem Kennwört der Liste der Name des Spit- 
zenkandidaten vorgesehen werden. Weiter ist zu 
prüfen, ob den Wahlunterlagen ein Informations- 
blatt beigefügt werden sollte, das die sich bewer- 
benden Listenträger unter Angabe der Mitglieder- 
zahl sowie der persönlichen Daten des/der Spitzen- 
kandidaten vorstellt (Alter, Familienstand, Beruf). 

Ob daneben auch die Zielvorstellungen aufgenom- 
men werden sollten, erscheint überaus problema- 
tisch, weil zu befürchten ist, daß hier nicht nach- 
prüfbare, über die bloße Information hinausgehende 
Wahl Werbung getrieben werden kann. 

b) Information über den Wahlmodus — funktions- 
gerechtere Gestaltung der Wahlunterlagen 

Neben der Information über Listenträger und deren 
Bewerber hat sich eine Verbesserung der Unter- 
richtung der Wahlberechtigten über die Modalitä- 
ten des Wahlaktes und damit zusammenhängend 
eine funktionsgerechtere und übersichtlichere Ge- 
staltung der Wahlunterlagen als unbedingt notwen- 
dig erwiesen. 

aa) Hauptgrund für diese Notwendigkeit ist das er- 
hebliche Anwachsen der Zahl der ungültigen 
Stimmen von 8,30 v. H. im Jahre 1968 auf 
13,01 V. H. im Jahre 1974 (vgl. im einzelnen die 
Aufstellung in Anlage 5 b) *). 


*) nicht abgedruckt 


Hierbei ist nach übereinstimmender Auffassung 
aller an der Wahl Beteiligten der weit überwie- 
gende Ungültigkeitsgrund darin zu sehen, daß 
der Wahlausweis — trotz eingehender Hinwei- 
se in den Wahlunterlagen — nicht neben dem 
verschlossenen Stimmzettelumschlag in den 
Wahlbrief gelegt wurde. 

Ein Teil der Wähler — so wurde berichtet — 
habe den Wahlausweis nicht bei gefügt in der 
Annahme, hierdurch könne das Wahlgeheimnis 
verletzt werden; ein weiterer Teil habe den 
Wahlausweis als amtliches Dokument zu den 
häuslichen Versicherungsunterlagen genom- 
men; wieder andere hätten den Wahlausweis 
zusammen mit dem Stimmzettel in den Stimm- 
zettelumschlag gelegt und dadurch die Ungül- 
tigkeit der Stimme verursacht. Offenkundig hat 
sich die vorgeschriebene Handhabung der 
Wahlunterlagen bei der Stimmabgabe trotz der 
eingehenden Instruktionen in Merkblättern und 
auf den Wahlupterlagen nicht bewährt. 

Die Wahlbeauftragten haben sich daher einge- 
hend mit der Frage beschäftigt, durch welche 
Vorkehrungen dieser Ungültigkeitsgrund an 
Bedeutung verlieren kann. 

Da gegen den ersatzlosen Fortfall einer Mög- 
lichkeit zur Kontrolle der Wahlberechtigten er- 
hebliche rechtliche Bedenken bestehen — man 
denke an die Gefahr einer Wahlfälschung! — , 
ist vorrangig an Lösungen zu denken, bei de- 
nen der Nachweis der Wahlberechtigung auf 
einfachere Weise erfolgen kann. In Betracht 
kommt hier z. B. die Kontrolle anhand der Ver- 
sicherungsnummer auf dem Wahlbriefumschlag. 
(Wahlbriefumschlag = Wahlausweis!). 

Eine derartige Lösung ist jedoch in der Unfall- 
versicherung, wo es keine Versicherungsnum- 
mern gibt, nicht durchführbar. Eine solche Re- 
gelung könnte daher nur im Bereich der Kran- 
kenversicherung und Rentenversicherung ein- 
geführt werden, was zu einer unterschiedlichen 
Gestaltung der Wahlunterlagen führen würde. 

In zweiter Linie sollte geprüft werden, ob der 
Wahlausweis nicht unmittelbar — als Absen- 
der auf den Wahlbriefumschlag gedruckt wer- 
den könnte. Inwieweit die hierbei auftretenden 
druck- und fertigungstechnischen Probleme ge- 
löst werden können, müßte näher untersucht 
werden. 

In jedem Falle könnte jedoch durch folgende 
Verbesserung die Quote der ungültigen Stim- 
men, die durch falsche Handhabung des Wahl- 
ausweises verursacht worden ist, gesenkt wer- 
den: 

a) durch unterschiedliche Farben für Stimmzet- 
tel und Wahlausweis, die mit den Farben 
des jeweils richtigen Umschlags überein- 
stimmen ; 

b) durch Aufnahme weiterer noch deutlicherer 
Hinweise über den Wahlmodus auf Stimm- 
zettelumschlag, Wahlausweis und Wahl- 
briefumschlag. 
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bb) Ein weiterer Grund für die Ungültigkeit vieler 
Stimmen lag darin, daß Wahlberechtigte häufig 
mehr als eine Liste angekreuzt haben. Durch 
Aufnahme entsprechender Hinweise in den 
Wahlunterlagen, insbesondere im Merkblatt 
und auf dem Stimmzettel, sollte eindeutig klar- 
gestellt werden, daß jeder Wahlberechtigte nur 
eine Stimme abgeben darf. 

12 Wahlberechtigung auf Antrag 

Schon im Schlußbericht 1968 war angeregt worden, 
die Wahlberechtigung auf Antrag soweit irgend- 
möglich abzuschaffen. Begünstigt durch die techni- 
sche Entwicklung und die dadurch verbesserten 
Möglichkeiten der Erfassung der Versicherten ins- 
besondere im Bereich der Krankenversicherung xmd 
der Rentenversicherungen hat die Dritte Ände- 
rungsverordnung zur Wahlordnung diese Schlußfol- 
gerung für den Bereich der Krankenversicherung 
und der Rentenversicherungen gezogen. Eine Wahl- 
berechtigung auf Antrag gibt es auf der Versicher- 
tenseite nur noch im Bereich der gesetzlichen Un- 
fallversicherung. Zu begründen ist dies mit der dort 
vorhandenen Fülle von Versicherungsverhältnissen, 
die eine Wahlberechtigung begründen, sich aber ei- 
ner Erfassung durch die Versicherungsträger oder 
den Arbeitgeber völlig entziehen. 

In der Praxis der Sozialversicherungswahlen 1974 
hat sich die Wahlberechtigung auf Antrag wie folgt 
ausgewirkt: Bei dem einzigen Träger der Unfallver- 
sicherung, bei dem eine Wahl mit Wahlhandlung 
stattfand, sind in weniger als zehn Fällen Wahlaus- 
weise auf Antrag ausgestellt worden. Aus dieser 
Zahl ergibt sich wiederum ein ausgesprochenes 
Mißverhältnis zwischen Aufwand (vgl. hierzu auch 
die umfangreiche und schwer verständliche Be- 
kanntmachung des BWB Nummer 7) und Erfolg. 
Dieses Mißverhältnis sollte beseitigt werden. 

Die Wahlbeauftragten schlagen daher vor, die 
Wahlberechtigung auf Antrag auf der Versicherten- 
seite auch in der Unfallversicherung abzuschaffen. 
Unberührt bleiben die Fälle des § 28 Abs. 4 WO-So- 
zialvers.; hier handelt es sich nur um die Frage der 
Übersendung der Wahl unterlagen. 

Sollte eine generelle Beseitigung der Wahlberechti- 
gung auf Antrag nicht durchführbar sein, empfiehlt 
sich auf der Versichertenseite dringend die Prüfung 
der Frage, wie der Katalog der wahlberechtigten 
Personen auf diejenigen Personen beschränkt wer- 
den kann, für die durch eine enge und dauernde 
Beziehung zum Versicherungsträger eine innere 
Rechtfertigung für die Wahlberechtigung gegeben 
ist. Das dürfte z. B, nicht zutreffen bei Personen, die 
nur deshalb wahlberechtigt sind, weil sie am Stich- 
tag für das aktive Wahlrecht zufällig zu einem 
Blutspendetermin gehen und deshalb für diese Tä- 
tigkeit den Schutz der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung besitzen. Kaum anders dürfte die Sachlage bei 
den Personen zu beurteilen sein, die am Stichtag 
eine nach § 539 Abs. 2 RVO geschützte Tätigkeit 
ausüben. Schon diese wenigen Beispiele zeigen, daß 
es dringend erforderlich ist, den umfangreichen Ka- 
talog der Personen und Tätigkeiten, die dem Schutz 


der gesetzlichen Unfallversicherung unterliegen, 
daraufhin zu überprüfen, ob eine Wahlberechtigung 
aller dieser Personen auch künftig vertretbar ist. 

Dringend geboten erscheint auch die Prüfung, ob 
für die Arbeitgeberseite {§§ 33, 106 Abs. 2 WO-So- 
zialvers.) andere Lösungen möglich sind. Nach den 
Erfahrungen auf der Versichertenseite ist zu be- 
fürchten, daß im Falle einer Wahlhandlung auf Ar- 
beitgeberseite durch eine zu geringe Inanspruch- 
nahme des Antragsrechts Zufallsergebnisse zu er- 
warten sind. 

1 3 Ausgabe der Wahiunterlagen 

Begünstigt durch die technische Entwicklung war 
die Ausstellung und Ausgabe der Wahlunterlagen 
— ausgenommen im Bereich der gesetzlichen Un- 
fallversicherung — eine Aufgabe der Versiche- 
rungsträger selbst geworden. Während die Ausgabe 
bei den Krankenkassen reibungslos funktionierte, 
kam es im Bereich der Rentenversicherung, aber 
auch bei der nordwestlichen Eisen- und Stahl-Be- 
ruf sgenossenschaft zu Schwierigkeiten: 

a) Mehrfach- bzw. Fehlausstellungen 

Bei der Bundesversicherungsanstalt, für Angestellte 
wurden in einer Reihe von Fällen Wahlunterlagen 
für Wahlberechtigte mehrfach, in bestimmten Fäl- 
len auch an Nicht- Wahlberechtigte ausgegeben. 

Die Mehrfachausstellungen waren nach Mitteilxmg 
der BfA in den meisten Fällen darauf zurückzufüh- 
ren, daß die persönlichen Daten für einzelne Versi- 
cherte in den verschiedenen, für die Ausgabe der 
Wahlunterlagen verwandten Datenbändern der Post 
und in den Versicherungsunterlagen der BfA unter- 
schiedliche Schreibweisen aufwiesen und auf diese 
Weise durch maschinelle Kontrollverfahren nicht 
ausgesondert werden konnten. In anderen selteneren 
Fällen waren — vor allem bei weiterarbeitenden 
Rentnern — Versdcherungsnummern doppelt ausge- 
stellt worden. Bei der Gruppe der Mehrfachausstel- 
lungen läßt sich die Zahl der Fehler nur durch eine 
genauere Paarigkeitskontrolle der Versichertenda- 
teien durch den Versicherungsträger verringern. 
Hierbei wird das neue Personenkennzeichen, das 
durch das Meldegesetz eingeführt und als Versiche- 
rungsnummer durch die Versicherungsträger über- 
nommen werden soll, von großem Nutzen sein. Al- 
lerdings bleibt abzuwarten, ob die Vergabe des Per- 
sonenkennzeichens so rechtzeitig erfolgen wird, 
daß sie sich bei den nächsten Sozialversicherungs- 
wahlen noch auswirken kann. 

Die Ausstellung von Wahlunterlagen an Nicht- 
Wahlberechtigte beruhte demgegenüber meist dar- 
auf, daß Versicherungsnummem für Personen bean- 
tragt und ausgegeben wurden, die überhaupt nicht 
oder noch nicht (z. B. Wehrdienstpflichtige) renten- 
versichert und damit nach § 19 SVwG auch nicht 
wahlberechtigt waren. 

Hier müßten die Versicherungsträger durch ent- 
sprechende Gestaltung der EDV-Programme dafür 
sorgen, daß Wahlunterlagen nur an diejenigen Per- 
sonen ausgestellt werden, für die mindestens ein 
Beitrag entrichtet worden ist. 
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Ein Unterfall der Ausstellung an Nicht-Wahlbe- 
rechtigte betrifft Personen, die nur deshalb nicht 
wahlberechtigt sind, wie! sie nach § 22 SVwG 
neben der Gruppe der Versicherten auch der Grup- 
pe der Arbeitgeber angehören. Da die Merkmale 
der Gruppenzugehörigkeit nicht in den Versiche- 
rungsunterlagen gespeichert werden und — wegen 
des möglichen Wechsels der Gruppenzugehörigkeit 
— auch nicht gespeichert werden können, läßt sich 
dieses Problem nur durch verbesserte Hinweise 
über die Wahlberechtigung in den Wahlunterlagen 
lösen. 

b) Rückläufer bei der BfA 

Ein weiteres — soweit bekannt — allein die Träger 
der Rentenversicherung betreffendes Problem ist 
die Frage der sog. Rückläufer: Von den insgesamt 
etwa 13,2 Millionen von der BfA versandten Wahl- 
unterlagen kamen etwa 1,2 Millionen — das sind 
ca. 9 V. H. — als unzustellbar zurück. Der Grund 
hierfür lag darin, daß die von der BfA geführten 
Dateien in zahlreichen Fällen nicht mehr auf dem 
neuesten Stand waren, häufig vermutlich deshalb, 
weil rentenversicherte Frauen nach ihrer Eheschlie- 
ßung und dem damit vielfach verbundenen Aus- 
scheiden aus dem Erwerbsleben weder den neuen 
Namen noch die neue Anschrift dem Rentenversi- 
cherungsträger mitge teilt haben. 

Auch wenn diese hohe Zahl von Rückläufen im 
Hinblick auf die Möglichkeit, die Wahl unterlagen 
nach § 28 Abs. 4 WO-Sozialvers. zu beantragen, 
rechtlich irrelevant ist, so ist doch die Tatsache, 
daß ca. 9 v. H. der Versicherten der BfA nicht wäh- 
len konnten, politisch untragbar. 

Es erscheint daher unabweisbar, daß sich die Trä- 
ger der Rentenversicherung verstärkt und mit allen 
Mitteln um eine Aktualisierung ihrer Versicherten- 
daten, vor allem der Adressen bemühen und jede 
Möglichkeit der Korrektur überholter Daten wahr- 
nehmen. 

Da sich dieses Problem nach Einführung der DEVO 
und DÜVO hinsichtlich des aktiven Versicherten- 
bestandes weitgehend entschärft hat, werden sich 
die Bemühungen auf die übrigen Personengruppen 
zu konzentrieren haben. Hierbei sollte auch geprüft 
werden, inwieweit auf das Personenkennzeichen 
zurückgegriffen werden kann, das durch das neue 
Meldegesetz eingeführt und mit dessen Vergabe 
1978/79 gerechnet wird. 

c) Ausstellung der Wahlausweise durch den Ar- 
beitgeber 

Während im Bereich der Kranken- und Rentenver- 
sicherung die Wahlausweise ausschließlich von 
den Versicherungsträgern ausgestellt wurden, ge- 
schah dies im Bereich der Unfallversicherung nach 
§ 34 Abs. 1 Nr. 1 WO-Sozialvers. durch die Arbeit- 
geber (abgesehen von einer verschwindend gerin- 
gen Zahl der vom Versicherungsträger nach § 34 
Abs. 1 Nr. 3 WO-Sozialvers. auf Antrag ausgestell- 
ten Wahlausweise). Die Ausstellung durch die Ar- 
beitgeber in diesem Bereich ist deshalb notwendig, 
weil allein sie einen Überblick über die in einem 
Betrieb am Stichtag bestehenden Unfallversiche- 
rungsverhältnisse haben. 


Einzelne Arbeitgeber haben nun entgegen der Vor- 
schrift des § 28 Abs. 2 Satz 1 WO-Sozialvers. nicht 
innerhalb der dort genannten Frist die Wahlunter- 
lagen den in ihrem Betrieb Beschäftigten ausge- 
stellt und ausgehändigt: Zum Teil wurden die Un- 
terlagen erst nach Ablauf der Fristen ausgehändigt, 
zum Teil wurden sie im Falle der Einrichtung be- 
trieblicher Wahlräume den Wahlberechtigten nicht 
einmal ausgehändigt, sondern neben den Wahlur- 
nen bereitgehalten. Damit entfiel für diese Wahlbe- 
rechtigten die Möglichkeit der Briefwahl. 

Diese Mißstände haben verschiedene Versiche- 
rungsämter zu der Anregung veranlaßt, die Aus- 
stellung der Wahlausweise durch die Arbeitgeber 
solle völlig beseitigt und statt dessen die Ausgabe 
durch die Träger der Unfallversicherung selbst vor- 
gesehen werden. 

Eine derartige Regelung würde jedoch vorausset- 
zen, daß die Arbeitgeber den Trägern der Unfall- 
versicherung rechtzeitig und vollständig alle erfor- 
derlichen Daten übermitteln. Ob ein solches Ver- 
fahren, das mit Sicherheit wesentlich verwaltungs- 
aufwendiger wäre und eine zusätzliche Fehlerquel- 
le darstellen würde, auch effektiver sein würde, er- 
scheint zweifelhaft. Hinzu kommt, daß die Frist für 
die Herstellung und Ausgabe der Wahlunterlagen 
durch zusätzliche Aktivitäten belastet würde. Da- 
her sollte statt dessen gemeinsam mit den Spitzen- 
verbänden der Unfallversicherung und der Bundes- 
vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 
geprüft werden, in welcher Form die Arbeitgeber 
am wirksamsten auf ihre bereits gesetzlich festge- 
legte Verpflichtung zur sofortigen Aushändigung 
der Wahlunterlagen innerhalb der Frist des § 28 
Abs. 2 WO-Sozialvers. hingewiesen werden kön- 
nen. 

14 Einrichtung von Wahiräumen 

Nach dem Ergebnis einer Umfrage bei den Versi- 
cherungsämtern sind auf der Grundlage der Vor- 
schrift des § 26 Abs. 3 und 4 SVwG insgesamt 
8 713 Wahlräume eingerichtet worden. Davon wa- 
ren insgesamt 5 722 Wahlräume (= 66 v. H.) in Be- 
trieben eingerichtet, in denen wenigstens 100 Be- 
schäftigte bei einem Versicherungsträger wahlbe- 
rechtigt waren (§ 26 Abs. 3 SVwG). Insgesamt 2 991 
Wahlräume (= 34 v. H.) sind in den Geschäftsstel- 
len von Vers^icherungsträgem eingerichtet worden. 

Von den betrieblichen Wahlräumen waren 676 
Wahlräume auch Wählern zugänglich, die nicht Be- 
triebsangehörige waren. In Betrieben, in denen bei 
der Betriebskrankenkasse eine Wahl mit Wahl- 
handlung durchzuführen war, sind 93 Wahlräume 
eingerichtet worden. 

Bei der Einrichtung der Wahlräume haben sich ins- 
besondere den Versicherungsämtern erhebliche 
Schwierigkeiten in den Weg gestellt. Die wichtig- 
sten waren folgende: 

a) Vor der Einrichtung der betrieblichen Wahlräu- 
me mußten die Versicherungsämter zunächst 
feststellen, in welchen Betrieben wenigstens 100 
Beschäftigte bei einem Versicherungs träger ver- 
sichert sind, bei dem eine Wahlhandlung statt- 
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findet. In einigen Fällen ist der Weg beschritten 
worden, diese Betriebe von den Gewerbeauf- 
sichtsämtern zu erfragen oder hierfür Auskünfte 
der großen Ersatzkassen einzuholen. In anderen 
Fällen mußten für diese Feststellungen teilweise 
erhebliche Mittel aufgewendet werden. 

b) In einer größeren Zahl von Fällen haben sich die 
Arbeitgeber zruiächst geweigert, Wahlräume 
einzurichten. Teilweise konnten sie sich dabei 
auf das mit den Betriebsräten in dieser Frage er- 
zielte Einvernehmen berufen. Den Bemühungen 
der Versicherungsämter um Einrichtimg betrieb- 
licher Wahlräume lief auch entgegen, daß die 
Wahlberechtigten durch die Mittel der Öffent- 
lichkeitsarbeit und durch das Merkblatt aufge- 
fordert wurden, ihre Stimme möglichst sofort 
nach Erhalt der Wahlunterlagen brieflich abzu- 
geben. 

c) Eine weitere Schwierigkeit war die Gewinnung 
der erforderlichen Anzahl von Mitarbeitern für 
Wahlleitungen. 

d) Eine gleichmäßige Streuung der Wahlräume 
über die Wohngebiete konnte nicht erzielt wer- 
den, da die Geschäftsstellen größerer Versiche- 
rungsträger regelmäßig in den Zentren der Städ- 
te untergebracht sind. Die Versicherungsämter 
haben zwar versucht, durch Zulassung von Aus- 
nahmen eine Anhäufung von Wahlräumen der 
Versicherungsträger in den Stadtzentren zu ver- 
meiden. Diese Versuche scheiterten jedoch gele- 
gentlich an der Weigerung der Versicherungs- 
träger, auf die Einrichtung eines Wahlraumes zu 
verzichten, weil sie ihren Versicherten den 
Gang in den Wahlraum eines anderen Versiche- 
rungsträgers nicht zumuten wollten. 

Falls die im folgenden Abschnitt vorgeschlagene 
Prüfung zu dem Ergebnis führt, daß dem Wähler 
auch zukünftig Wahlräume zur Verfügung stehen 
sollen, müßten die aufgezeigten Schwierigkeiten 
beseitigt werden. 

15 Benutzung der Wahlräume 

Nach den von den Versicherungsträgern übersand- 
ten Niederschriften über die Ermittlung der Wahl- 
ergebnisse sind in Wahlräumen insgesamt 176 929 
Stimmen abgegeben worden. Das entspricht einem 
Anteil von 1,87 v. H. an der Gesamtzahl der abgege- 
benen Stimmen. 

Wie im vorauf gegangenen Abschnitt erwähnt, ha- 
ben die Versicherungsämter Fragen beantwortet, 
die insgesamt eine Erhebung über die in Wahlräu- 
men ausgezählten Stimmen möglich gemacht haben. 
Das Ergebnis mit 146 588 Stimmen weicht erheblich 
von der Zahl ab, die sich aus den Wahlergebnissen 
errechnet. Das ist dadurch zu erklären, daß die Fra- 
gestellung nur diejenigen Stimmen erfaßte, die 
auch von den Wahlleitungen in den Wahlräumen 
auszuzählen waren. Anzumerken ist darüber hin- 
aus, daß dieser Erhebung die letzte Genauigkeit 
fehlt, da den Fragebögen insgesamt anzusehen war, 
daß die Fragestellung gelegentlich mißverstanden 
wurde. 


Geht man von den Zahlen dieser Erhebung aus, so 
ist festzustellen, daß in jedem Wahlraum durch- 
schnittlich 16,8 Stimmen abgegeben worden sind. 
Die Zahl von 118 205 Stimmen, die in betrieblichen 
Wahlräumen ausgezählt worden sind, bedeutet, daß 
pro betrieblichen Wahlraum 20,7 Stimmen abgege- 
ben wurden. Demgegenüber war die Benutzung der 
Wahlräume von Versicherungsträgern nicht ganz 
halb so groß. In diesen Wahlräumen wurden 28 383 
Stimmen ausgezählt, d. h. 9,5 Stimmen pro Wahl- 
raiun. 

Von den 5 722 betrieblichen Wahlräumen sind 93, 
also 1 ,6 V. H. in Betrieben eingerichtet worden, in 
denen eine Wahl zu der Betriebskrankenkasse 
stattgefunden hat. In diesen Wahlräumen sind 
38 570 Stimmen ausgezählt worden, d. h. 414,7 Stim- 
men pro Wahlraum. Dabei handelte es sich jedoch 
keineswegs nur um Stimmen für die jeweilige Be- 
trieb skrankenkasse, was aus der Tatsache hervor- 
geht, daß nur 19 825 Stimmen für Betriebskranken- 
kassen insgesamt in betrieblichen Wahlräumen ab- 
gegeben wurden. Daraus ist zu schließen, daß die 
Wähler im Falle der Benutzung eines betrieblichen 
Wahlraums gleichzeitig auch ihre Stimme für ande- 
re Versicherungsträger, bei denen sie wahlberech- 
tigt waren, abgegeben haben. Das ist in besonders 
starkem Maße bei der Wahl zur Nordwestlichen Ei- 
sen- und Stahl-Berufsgenossenschaft hervorgetre- 
ten. Bei diesem Versicherungsträger sind 20,63 v. H. 
der Stimmen in Wahlräumen — fast ausschließlich 
in betrieblichen — abgegeben worden. Dieser Vom- 
hundertsatz reicht fast an den entsprechenden Vom- 
hundertsatz bei den Betriebskrankenkassen (22,01) 
heran. 

Die den Wählern eingeräumte Möglichkeit, ih,re 
Stimme auch in einem Wahlraum außerhalb des 
Wahlbezirks des Versicherungsträgers abzugeben, 
ist nicht genutzt worden. Im gesamten Bmidesge- 
biet einschl. West-Berlin konnten nur fünf derartige 
Fälle festgestellt werden. 

Die Frage, welche Kosten eine Stimmabgabe in ei- 
nem Wahlraum neben den Kosten für Herstellung 
und Ausgabe der Wahlunterlagen verursacht hat, 
läßt sich etwa wie folgt beantworten: Aus den Be- 
trägen, die den Versicherungsämtem für die Ein- 
richtung von Wahlräumen und die Bestellung von 
Wahlleitungen entstanden sind, sowie aus den Ko- 
sten, die Versicherungsträger zu dem gleichen 
Zweck aufgewendet haben, läßt sich eine Summe 
von insgesamt 310 740,87 DM errechnen. Da nach 
den Wahlergebnissen in Wahlräumen insgesamt 
176 929 Stimmen abgegeben worden sind, bedeutet 
dies, daß eine Stimmabgabe im Wahlraum 1,75 DM 
an Kosten verursacht hat. Demgegenüber sind an 
Portokosten für eine abgegebene Briefwahlstimme 
insgesamt 0,60 DM entstanden. Hinzu käme noch 
ein weiterer in der Größenordnung nicht bekannter 
Betrag für die Auswertung der Briefwahlstimme, 
der jedoch im Ergebnis kaum ins Gewicht fallen 
dürfte. 

Auf Grund dieser Tatsachen sind die Wahlbeauf- 
tragten übereinstimmend zu der Auffassung ge- 
langt, dem Gesetzgeber eine Prüfung der Frage zu 
empfehlen, ob der Umfang der Benutzung der 
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Wahlräume deren Beibehaltung rechtfertigt. Falls 
der Gesetzgeber sich für eine Abschaffung ent- 
scheiden sollte, wären folgende Auswirkungen zu 
erwarten: 

a) Mit Sicherheit würde eine Senkung der Gesamt- 
kosten der Wahlen eintreten. 

b) Die im vorauf gegangenen Abschnitt dargestell- 
ten Schwierigkeiten bei der Einrichtung von 
Wahlräumen würden entfallen. 

c) Auf die Mitwirkung der Versicherungsämter im 
Wahl verfahren könnte unter bestimmten Vor- 
aussetzungen völlig verzichtet werden. 

d) Das Kostenerstattungsverfahren nach §§ 119, 120 
WO-Sozialvers. entfiele. 

e) Da die Versicherungsträger nicht mehr die von 
den Versicherungsämtern einlaufenden Wahler- 
gebnisse aus den Wahlräumen ab warten müß- 
ten, könnte die Feststellung des Wahlergebnis- 
ses in vielen Fällen beschleunigt werden. 

Andererseits gibt es auch Gründe, die das Beste- 
henbleiben von Wahlräumen in Betrieben rechtfer- 
tigen. Die dargestellten Ergebnisse der Erhebung 
zeigen auf, daß eine annähernd befriedigende Be- 
nutzung der betrieblichen Wahlräume dann zu ver- 
zeichnen war, wenn eine Wahl zu der Betriebskran- 
kenkasse des Betriebes durchgeführt worden ist. 
Auch eine Wahl zum zuständigen Träger der Un- 
fallversicherung spielt hierbei eine Rolle. Es wäre 
deshalb durchaus vertretbar, die Wahlräume in sol- 
chen Betrieben beizubehalten. Allerdings sollten 
dann die betroffenen Versicherungsträger selbst zur 
Einrichtung und Finanzierung der Wahlräume ver- 
pflichtet werden. 


16 Briefliche Stimmabgabe 

Während 1968 noch 71,68 v.H. aller Wähler ihre 
Stimme in Wahlräumen und nur 28,32 v. H. per 
Brief abgegeben hatten, wählten im Jahre 1974 
98,13 v.H. brieflich; nur 1,87 v.H. suchten die öf- 
fentlichen bzw, betrieblichen Wahlräume auf. 
Selbst bei den Betriebskrankenkassen wählten 
77,99 V. H. brieflich (1968 nur 15,5 v.H.); vgl. im 
einzelnen Anlage 5* **) ). Die damit verbundene gerin- 
ge Inanspruchnahme der öffentlichen und betriebli- 
chen Wahlräume ist auch der Hauptgrund dafür, 
daß die meisten Erfahrungsberichte der Beteiligten 
sich für die Briefwahl als ausschließliche Wahlform 
ausgesprochen aben. 

Wenn auch die Wähler diese Wahlform angenom- 
men haben, darf nicht übersehen werden, daß hier- 
bei einige schwerwiegende Mängel aufgetreten 
sind, die in Zukunft abgestellt werden müssen. In 
erster Linie sind hier die oben unter Abschnitt 13 
dargestellten Probleme zu nennen, aber auch die 
auf Seite 29 * *) unten angesprochene Gefahr einer 
unzulässigen Beeinflussung bei der Stimmabgabe. 


*) nicht abgedruckt 

**) entspricht Nummer 4 am Ende 


Darüber hinaus sollte das Verfahren bei der briefli- 
chen Stimmabgabe in folgenden Punkten verbessert 
werden: 

a) Übersendung der Wahlbriefe an den Wahlaus- 
schuß 

§ 48 Abs. 1 WO-Sozialvers. schreibt bei der Brief- 
wahl die Übersendung der Wahlbriefe „durch die 
Post'" vor. Die Wahlbeauftragten sind übereinstim- 
mend der Auffassung, daß die Übersendung durch 
die Post zwar der Regelfall ist, nicht jedoch die 
ausschließliche Möglichkeit der Übersendung der 
Briefe an den Wahlausschuß darstellt. 

Zuzulassen sind daher auch die sog. Betriebsbrief- 
kästen insbesondere der Betriebskrankenkassen, 
wenn sichergestellt ist, daß das Wahlgeheimnis 
nicht gefährdet wird. 

Die Wahlbeauftragten empfehlen daher, in § 48 
Abs. 1 WO-Sozialvers. die Worte „durch die Post“ 
zur Klarstellung zu streichen. 

b) Eingang der Wahlbriefe beim Versicherungsträ- 
ger 

§ 52 Abs. 2 a Nr. 1 WO-Sozialvers. sieht vor, daß 
die Stimmabgabe ungültig ist, wenn der Wahlbrief 
erst nach dem in § 49 WO-Sozialvers. bezeichneten 
Zeitpunkt eingeht. Durch die zum Teil recht unter- 
schiedlichen Zustell ungszeiten kam es dazu, daß 
eine erhebliche Anzahl von Wahlbrief stimmen als 
ungültig zu behandeln war. 

Es sollte daher geprüft werden, ob § 49 WO-Sozial- 
vers. nicht in der Weise ergänzt werden sollte, daß 
Wahlbriefe auch bei einem Eingang nach dem dort 
bezeichneten Zeitpunkt als gültig anzusehen sind, 
wenn 

— sich aus dem Poststempel ergibt, daß der Wahl- 
brief am spätesten zur Stimmabgabe zugelasse- 
nen Termin auf ge geben wurde und 

— die Ermittlung des Wahlergebnisses bei dem be- 
treffenden Versicherungs träger noch nicht abge- 
schlossen ist. 

c) Porto-Abrechnungsverfahren 

Optimal wäre selbstverständlich, wenn die Wahl- 
briefe — wie bisher bei den Bundestagswahlen — 
portofrei zugestellt werden könnten. Bemühungen 
des Bundeswahlbeauftragten in dieser Richtung 
hatten beim Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen jedoch keinen Erfolg; weitere Versu- 
che erscheinen darüber hinaus wenig aussichts- 
reich, nachdem in Zukunft auch die Beförderung der 
Wahlbriefe bei den Bundestagswahlen wieder ko- 
stenpflichtig werden soll (vgl. Entwurf eines Geset- 
zes zur Änderung des BWG Artikel 1 Nr. 22 in 
Drucksache 7/2873 vom 2. Dezember 1974). Nach 
der dort vorgesehenen Regelung sollen die Wähler 
BT- Wahlbriefe zwar portofrei übersenden können, 
der Bund soll jedoch verpflichtet sein, der Post das 
normale Briefporto zu erstatten. Die Einziehungsge- 
bühr für Wahlbriefe wird nicht erhoben. Eine ent- 
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sprechende Regelung sollte auch für die nächsten 
Sozialversicherungswahlen angpstrebt werden. Hier- 
durch würde die ungerechtfertigte Einziehungs- 
gebühr entfallen, die bei den letzten Wahlen Kosten 
in Höhe von 1,853 Millionen DM verursacht hat 


1 7 Feststellung der Wahlergebnisse 

Nach § 51 Abs. 1 WO-Sozialvers. ermittelt jede 
Wahlleitung unmittelbar im Anschluß an die Wahl- 
handlung das Wahlergebnis für jeden Versiche- 
rungsträger. Bei den abgelaufenen Wahlen hat sich 
gezeigt, daß diese Ermittlimg des Wahlergebnisses 
nicht in allen Fällen nach den dafür geltenden Vor- 
schriften der Wahlordnung vorgenommen worden 
ist Insbesondere die Vorschrift des § 51 Abs. 3 
WO-Sozialvers. ist in einer Reihe von Fällen nicht 
beachtet worden. In anderen Fällen hat es Schwie- 
rigkeiten bei der Anfertigung der erforderlichen 
Niederschriften gegeben. Da diese Vorgänge sich 
trotz der eingehenden Unterrichtung durch die Vor- 
druckmuster der Bekanntmachung Nr. 11 und der 
Bemühungen der Versicherungsämter um Aufklä- 
rung der Mitglieder der Wahlleitungen über deren 
Tätigkeit in den Wahlräumen äbgespielt haben, er- 
scheint die Schlußfolgerimg gerechtfertigt, daß ins- 
besondere die Vorschrift des § 51 Abs. 3 WO-So- 
zialvers. sich in der praktischen Anwendung als zu 
kompliziert erwiesen hat. 

Auch bei der Anfertigung und Übersendung der 
Niederschriften, die die Versicherungsämter nach 
§ 51 Abs. 7 WO-Sozialvers. bis zum 10. Tag nach 
dem Wahlsonntag vorzunehmen haben, hat es 
Schwierigkeiten gegeben. Einige Versicherungsäm- 
ter haben diese Niederschriften entweder nur nach 
Anfrage oder aber sehr verspätet übersandt. Das 
hat dazu geführt, daß, insbesondere bei den bundes- 
unmittelbaren Versichenmgsträgern, sich die Fest- 
stellung der Wahlergebnisse durch die Wahlaus- 
schüsse (§ 53 WO-Sozialvers.) verzögert hat. 

Die dargestellten Schwierigkeiten wären im Falle 
der Beibehaltung von Wahlräumen wohl nur sehr 
schwer zu beseitigen, da sie sich bei dieser Wahl 
nicht zum ersten Male gezeigt haben und die Auf- 
klärung der Mitglieder der Wahlleitungen über de- 
ren Pflichten offenbar nur in begrenztem Umfang 
Erfolg haben kann. 


18 Vorstandswahlen 

Schon der Schlußbericht 1968 enthielt die Feststel- 
lung, daß die Vorschriften über die Wahl des Vor- 
standes nicht so eingehend wie die zur Wahl der 
Vertreterversammlungen sind. Das Selbstverwal- 
tungsgesetz und die Wahlordnung sind jedoch in 
dieser Hinsicht kaum vervollständigt worden. Der 
Bimdeswahlbeauftragte hat mit seiner Bekanntma- 
chung Nr. 21 versucht, einige Lücken zu schlie- 
ßen. 

Da es jedoch nicht Aufgabe eines Wahlbeauftrag- 
ten sein kann, die Funktion des Gesetz- bzw. Ver- 
ordnungsgebers zu ersetzen, sollte dieser prüfen, 


inwieweit die Vorschriften über die Wahl des Vor- 
standes noch zu vervollständigen bzw. klarer zu 
fassen sind. Diese Anregung gilt z. B. für die Frage, 
ob die Vorschrift des § 7 Abs. 2 Satz 1 SVwG auch 
für die Wahl des Vorstandes gilt, ob also die Vor- 
schlagsberechtigten hinsichtlich der Stellung und 
der Anzahl der Beauftragten im Stellvertreterteil 
der Vorschlagsliste an bestimmte Regeln gebunden 
sind oder nicht; eine Frage, die nach Ansicht der 
Wahlbeauftragten zu verneinen ist (vgl. hierzu § 3 
Abs. 2 Satz 3 und Abs. 4 Satz 4 SVwG und § 57 
Abs. 3 WO-Sozialvers.). 

Ferner sollte die Frage geregelt werden, in welcher 
Weise Listen bei dem Ausscheiden eines Mitglieds 
der Vertreterversammlung durch dessen Wahl in 
den Vorstand nach § 9 SVwG zu ergänzen sind, 
also das Problem der Rangfolge der Nachrücken- 
den, Ist der Listenträger bei seinem nach § 9 Abs, 1 
SVwG abzugebenden Vorschlag frei oder bei per- 
sönlicher Stellvertretung an vorgesehene Stellver- 
treter gebimden? 

Außerdem sollte der Gesetzgeber auch überdenken, 
ob die Feststellung und Benachrichtigung des 
Nachrückenden nach § 9 Abs. 4 SVwG über den Be- 
ginn seiner Mitgliedschaft in der Vertreterver- 
sammlung nicht besser durch die Vertreterver- 
sammlung erfolgen sollte. 


19 Kosten 

a) Aufwendungen je Wahlberechtigten im Ver- 
gleich zu den Ausgaben je Wahlberechtigten für 
die Bundestagswahl am 19. November 1972 

Im Wahlverfahren ist öfter in der Öffentlichkeit 
Kritik laut geworden an der Höhe der durch die 
Wahl verursachten Kosten. Um einen Überblick 
über die tatsächlich entstandenen Kosten zu gewin- 
nen, hat der Bundes wahlbeauftragte mit seiner 
Bekanntmachung Nummer 5 um eine Erfassimg der 
Wahlkosten gebeten. Die Zusammenstellung der 
Aufwendimgen bei Versicherungsträgern, bei de- 
nen eine Wahl mit Wahlhandlimg stattgefunden 
hat, ergibt einen Betrag von 29 407 914,31 DM. In 
dieser Summe enthalten sind auch die erheblichen 
Aufwendungen, die einzelne Versicherungsträger, 
insbesondere die BfA, für Öffentlichkeitsarbeit ge- 
macht haben. Diese Aufwendungen belaufen sich 
auf insgesamt 8 199 431,72 DM, so daß an echten 
Kosten für die Durchführung des Wahlverfahrens 
21 208 482,59 DM entstanden sind. 

Um einen Vergleich mit den bei der Bundestags- 
wahl am 19. November 1972 entstandenen Kosten 
anstellen zu können, muß der genannte Betrag an 
Kosten für die Sozialwahlen noch um die Aufwen- 
dungen vermindert werden, die den Versicherungs- 
trägern an Portokosten bei der Rücksendimg der 
Wahlbriefe entstanden sind. Es handelt sich um 
0,60 DM Porto bei 9 265 653 eingegangenen Brief- 
wahlstimmen, was einem Betrag von 5559391,80 DM 
ergibt. Die Verminderung ist notwendig, weil bei 
der Bimdestagswahl Portokosten für die Einsendung 
der Wahlbriefe nicht angefallen sind. Der verblei- 
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bende Gesamtbetrag von 15 649 090,79 DM, verteilt 
auf 21 608 186 Wahlberechtigte, bedeutet im Ergeb- 
nis, daß auf jeden Wahlberechtigten 0,72 DM Ko- 
sten angefallen sind, die mit den Kosten der Bundes- 
tagswahl annähernd vergleichbar sind. Zu bemerken 
ist, daß in diesem Betrag auch die Portokosten für 
die Zusendung von Wahlunterlagen in Höhe von 
0,40 DM enthalten sind, also ein Posten, der mit den 
niedrigeren Kosten für die Zustellung der Wahlbe- 
nachrichtigungskarten bei den Bundestagswahlen 
nur bedingt vergleichbar ist. 

Nach- den auf Grund des § 51 des Bundeswahlgeset- 
zes vom Bundesminister des Innern mit Zustim- 
mung des Bundesrates festgesetzten Erstattungsbe- 
trägen (Gemeinsames Ministerialblatt Nr. 3 vom 
21. Januar 1974, Seite 30) sind den Ländern zugleich 
für ihre Gemeinden die durch die Wahl veranlaßten 
notwendigen Ausgaben durch einen festen, nach 
Gemeindegrößen abgestuften Betrag je Wahlbe- 
rechtigten vergütet worden. Dieser Betrag beläuft 
sich je nach Gemeindegröße auf 0,54 bis 0,67 DM je 
Wahlberechtigten. 

Damit liegen die notwendigen Aufwendungen bei 
den alle sechs Jahre stattfindenden Sozialversiche- 
rungswahlen bei Berücksichtigung der strukturellen 
Unterschiede beider Wahlverfahren allenfalls ge- 
ringfügig über den Kosten, die bei einer Bundes- 
tagswahl entstehen. 


b) Erstattungsverfahren für Ansprüche der Gemein- 
den und Kreise 

Falls auf die Einrichtung von Wahlräumen künftig 
verzichtet würde oder aber die Kosten der Einrich- 
tung von Wahlräumen unmittelbar von den Versi- 
cherungsträgern übernommen würden, könnten die 
Vorschriften der §§ 119, 120 WO-Sozialvers. ersatz- 
los entfallen. 

Anderenfalls wird vorgeschlagen, daß die in § 120 
Abs. 2 WO-Sozialvers. enthaltene Einzugsberechti- 
gung und Uberweisungsverpflichtung des Bundes- 
wahlbeauftragten für die einzelnen Umlagebeträge 
entfällt. Die Erfahrungen mit den Vorschriften über 
die Erstattung der Ansprüche der Gemeinden und 
Kreise bei den Wahlen 1968 und 1974 haben ge- 
zeigt, daß das Erstattungsverfahren bedeutend 
schneller und erheblich weniger arbeitsaufwendig 
dann abgewickelt werden kann, wenn der Bundes- 
wahlbeauftragte die einzelnen Umlagebeträge le- 
diglich feststellt und sodann die Versicherungs trä- 
ger die Erstattungsbeträge unmittelbar an die Be- 
rechtigten zahlen. 

Im übrigen empfiehlt es sich, die nach § 120 Abs. 3 
WO-Sozialvers. bei einem weiteren Umlageverfah- 
ren anzuwendende Vorschrift des §122 Abs. 1 
Satz 2 WO-Sozialvers. bereits bei dem ersten Umla- 
geverfahren für anwendbar zu erklären. Schließlich 
sollte überlegt werden, ob die Untergrenze von 
10 DM für die Teilnahme an dem Umlageverfahren 
noch in dieser Höhe gerechtfertigt ist oder ob an 
deren Stelle nicht ein höherer Betrag treten sollte. 


c) Kostenerstattung im Beschwerdeverfahren 

Es ist nicht eingesehen worden, warum der Antrag 
eines Beteiligten auf Kostenerstattung auch die 
Entscheidung über die Kostenerstattung an die üb- 
rigen Beteiligten auslösen soll. 

Es wird daher vorgeschlagen, daß auf der Grundla- 
ge des § 121 Abs. 2 WO-Sozialvers. künftig Kosten- 
erstattung von einem Beteiligten nur für sich selbst 
beantragt werden kann. 

d) Kosten der Beschwerdewahlausschüsse 

Die Regelung des § 122 Abs. 2 WO-Sozialvers. be- 
rücksichtigt nicht die Möglichkeit, daß durch die 
Bestellung oder Tätigkeit eines Landeswahlaus- 
schusses Kosten entstehen und kein landesunmittel- 
barer Versicherungsträger eine Wahl mit Wahl- 
handlung durchzuführen hat. Es ist ungeklärt, von 
wem die Kosten des Landeswahlausschusses in die- 
sem Falle zu tragen sind. 

Die Regelung des § 122 Abs. 2 WO-Sozialvers. führt 
überdies dann zu unbilligen Ergebnissen, wenn ein 
Versicherungs träger, für dessen Wahlverfahren der 
Landeswahlausschuß tätig werden mußte, nur des- 
halb kostenfrei bleibt, weil es bei ihm nicht zu ei- 
ner Wahlhandlung und (damit nicht zur Ausstellung 
von Wahlausweisen gekommen ist. Die Kosten für 
die Tätigkeit des Landeswahlausschusses könnten 
in diesem Falle bei einem anderen Versicherungs- 
träger, der den Landeswahlausschuß nicht beschäf- 
tigt hat, nur deshalb anfallen, weil es bei diesem 
Träger zu einer Wahlhandlung gekommen ist. 

Die Wahlbeauftragten neigen zu der Auffassung, 
daß die entstandenen Kosten in beiden Fällen auf 
alle Versicherungsträger verteilt werden sollten, 
wobei evtl, das Land zur Vorleistung zu verpflich- 
ten wäre. 


20 dffentlichkeitsarbeit 

Die Öffentlichkeitsarbeit aller Beteiligten war bei 
den letzten Sozial versicherungs wählen wesentlich 
größer als bei früheren Wahlen. Hervorzuheben 
sind in diesem Zusammenhang vor allem die ver- 
schiedenartigsten und umfangreichen Aktionen der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte wie 
Plakatierung, Wahl Vorankündigung, Inserate und 
ein Presseseminar, die zum Teil intensiven Werbe- 
und Aufklärungsbemühungen einzelner Listenträger 
und nicht zuletzt die Wahlaufrufe der Arbeitsmini- 
ster sowie die Pressekonferenzen der Wahlbeauf- 
tragten und der Wahlaufruf des BWB. Hinzu kamen 
zum Teil kritisch-informatorische Sendungen in 
Fernsehen und Rundfunk. 

Trotz der verstärkten Bemühungen aller Beteiligten 
auf dem Gebiet der Öffentlichkeitsarbeit haben — 
im wesentlichen übereinstimmend — Fernsehen, 
Rundfunk und Presse, aber auch eine Reihe von 
Versicherungsträgern und Listenträgern und zahl- 
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reiche Wahlberechtigte bedauert und bemängelt, 
daß die Kenntnisse der Wahlberechtigten 

— über die Bedeutung der Selbstverwaltung in der 
Sozialversicherung und der Sozialversicherungs- 
wahlen allgemein, 

— über die Möglichkeit zu kandidieren, 

— über den Wahlmodus sowie 

— über die verschiedenen Listenträger, deren Pro- 
gramme und Kandidaten 

großenteils höchst unzureichend gewesen seien. 

Als Grund für die vielfach bestehenden Unkennt- 
nisse über diese Bereiche dürfte in erster Linie die 
allgemeine Interesselosigkeit an politischen Fragen 
„zweiten Ranges" in Frage kommen, in zweiter Li- 
nie aber auch das Bewußtsein von dem selbstver- 
ständlichen Funktionieren der Einrichtungen der 
sozialen Sicherheit. 

Hier noch besser zu informieren, sollte Aufgabe al- 
ler an der Wahl Beteiligten, aber auch der Massen- 
medien sein. 
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